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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 27. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Folgende Gruppen sind anwesend: eine Gruppe
Aussiedler und Aussiedlerinnen der Volkshochschu-
le Delmenhorst, Auszubildende der Lloyd-Werft, ei-
ne Gruppe einer Trainingsmaßnahme der Arbeiter-
wohlfahrt,  Jugendsozialprogramm,  sowie  der  Vor-
stand und Mitarbeiter des Rat-und-Tat-Zentrums für
Schwule und Lesben. Herzlich willkommen!

(Beifall)

Die Eingänge entnehmen Sie bitte dem verteilten
Umdruck.

I. Eingang gemäß § 21 der Geschäftsordnung

Gesundheitswirtschaft als Standortfaktor

Große Anfrage der Fraktionen der SPD
und der CDU
vom 15. November 2000
(Drucksache 15/533)

Diese Angelegenheit kommt auf die Tagesordnung
der Dezember-Sitzung.

II. Kleine Anfrage gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

Kapitaldienstfinanzierung für den „Innenstadtpla-
fond“ Bremerhaven

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 15. November 2000

Meine Damen und Herren, wir treten in die Ta-
gesordnung ein.

Liberalisierung des Ladenschlussgesetzes

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 26. September 2000

(Drucksache 15/469)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 17. Oktober 2000

(Drucksache 15/491)

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Frau  Senatorin
Adolf.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen. Meine Damen und Herren, ich gehe da-
von aus, dass davon nicht Gebrauch gemacht wird.

Wir treten dann in die Aussprache ein.

Die Aussprache ist eröffnet.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Eckhoff.

Abg. Eckhoff (CDU): Herr Präsident, sehr geehrte
Damen und Herren! Heute beschäftigen wir uns wie-
der  einmal  mit  dem  Thema  Ladenschluss.  Dieses
Thema ist seit gut anderthalb Jahren wieder in der
öffentlichen Diskussion. Leider treten wir bei die-
sem Thema in den letzten anderthalb Jahren ver-
mehrt auf der Stelle. Im Sommer 1999 haben wir
auch hier im Hause bereits über das Thema Libera-
lisierung des Ladenschlussgesetzes debattiert. Da-
mals sah es so aus, dass auch auf Bundesebene Be-
wegung in das Thema kam. Nachdem sich dann im
Herbst auch der Hauptverband des Deutschen Ein-
zelhandels überraschenderweise für eine völlige Li-
beralisierung des Ladenschlussgesetzes ausgespro-
chen hatte, schien der Weg frei. In den nachfolgen-
den Monaten bis zum Sommer dieses Jahres gab es
verschiedenste Gutachten, verschiedenste Diskus-
sionen zum Thema. Wir haben in Bremen gemerkt,
dass durch die Expo-Regelung an den jeweiligen
Sonnabenden eine Abstimmung mit den Füßen statt-
gefunden hat. Die Geschäfte waren auch Samstags
nach 16 Uhr voll. Die Auswärtigen sind nach Bre-
men gekommen, um hier ihr Geld zu lassen.

Leider wurde dann Anfang September die Hoff-
nung  auf  eine  zügige  Liberalisierung  des  Laden-
schlussgesetzes  kaputt  gemacht.  Bundeskanzler
Schröder erklärte nach seinen Gesprächen mit den
Gewerkschaften  im  Rahmen  eines  Kompromisses
das Thema für beendet.

(Beifall bei der SPD)

Es können nur die klatschen, meine Damen und
Herren, die immer genug Zeit haben, um einzukau-
fen!

(Beifall bei der CDU)

In einer einmaligen Aktion hat der Bundeskanzler
hier zum Nachteil der deutschen Verbraucher ge-
handelt, und wir fordern ihn auf, sehr geehrte Da-
men und Herren, sein Vorgehen hier noch einmal
zu überdenken.

(Beifall bei der CDU)

Es waren schließlich nicht nur CDU-Vertreter, die
sich für eine weitergehende Liberalisierung ausge-
sprochen haben. Im Sommer meldeten sich diverse
SPD-Vertreter, an der Spitze der Ministerpräsident
von Nordrhein-Westfalen, Wolfgang Clement, der
sich für eine deutliche Liberalisierung ausgespro-
chen hat. Ende Oktober, sehr geehrte Damen und
Herren, gab es dann den Beschluss der Wirtschafts-
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staatssekretäre. Es wäre mir auch neu, wenn in den
Bundesländern  16  Wirtschaftsstaatssekretäre  der
CDU agieren. Dieser Beschluss war ein Schritt in die
richtige Richtung. Er sah vor, Öffnungszeiten Mon-
tag bis Freitag sechs bis 22 Uhr, Samstag sechs bis
20 Uhr und weiterhin die Öffnung an vier Sonnta-
gen zu ermöglichen. Wir fordern den Senat auf, im
Sinne der Wirtschaftsstaatssekretäre auch zu han-
deln und im Bundesrat auch aktiv zu werden, sehr
geehrte Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Leider, so müssen wir feststellen, hat der Senat
sich dieser Linie der Wirtschaftsstaatssekretäre of-
fensichtlich nicht angeschlossen. Wenn ich mir die
Antwort des Senats auf diese Große Anfrage anse-
he, so ist sie doch mehr als dürftig.

(Beifall bei der CDU)

Es wird diskutiert, es wird verschoben, und der Se-
nat kann sich nicht zu einer einheitlichen Position
durchringen. Sehr geehrte Damen und Herren, es
gibt die ganze Bandbreite. Wir als Fraktion haben
uns mehrfach an dieser Stelle auch dafür ausgespro-
chen, eine Liberalisierung von Montagmorgen sechs
Uhr bis Samstagabend 20 Uhr zuzulassen. Wenn die-
se Position nicht mehrheitsfähig ist, sind wir ja gern
bereit, Kompromisse zu finden.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Sieben Uhr!)

Ein Kompromiss war der Beschluss der Wirtschafts-
staatssekretäre. Leider wird selbst dieser Kompro-
miss nicht umgesetzt, und dies bedauern wir.

Sehr geehrte Damen und Herren, das Paradoxon
steht ja jetzt vor der Haustür. Monatelang haben sich
gerade  die  auswärtigen  Verbraucher  an  die  Öff-
nungszeiten bis 18 Uhr in Bremen gewöhnt. Ich habe
vorhin gesagt, dass die Geschäfte voll waren und
dass viele Leute von außerhalb ihr Geld hier gelas-
sen haben.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Hat
sich der Umsatz insgesamt erhöht?)

Jetzt stehen zwei Samstage vor der Tür, wo die Expo-
Regelung nicht mehr und die Adventsregelung für
die Öffnung der Geschäfte noch nicht greift. Ver-
ehrte Damen und Herren, wir werden sehen, wie
viele Leute am Samstag um 16 Uhr aus den Geschäf-
ten wieder hinausgedrängt werden müssen, die hier
etwas für den Umsatz tun wollten und die hier et-
was für die Schaffung neuer Arbeitsplätze tun woll-
ten. Jeder, der dort eine Liberalisierung verhindert,

verhindert auch die Schaffung neuer Arbeitsplätze,
sehr geehrte Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Dabei sieht die Realität in vielen Punkten ja be-
reits ganz anders aus. Wer von Ihnen sich am Sonn-
tag einmal zu bestimmten Tankstellen bewegt, viel-
leicht nur, um Brötchen zu kaufen, stellt fest, dass
dort weit mehr als ein Brötchenverkauf stattfindet.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Sogar Benzin!)

Ja, das ist ja der Unterschied, Frau Hammerström!
Aufgrund Ihrer Beschlüsse zur Ökosteuer kaufen im-
mer weniger Leute Benzin und immer mehr Leute
Aufschnitt in den Tankstellen!

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Das ist der Unterschied der letzten Jahre!

Sehr geehrte Damen und Herren, die Internetver-
käufe in verschiedenen Bereichen, insbesondere was
den Bereich CD-Markt betrifft, was den Bereich Bü-
cher betrifft, steigen dramatisch an. Die Einzelhänd-
ler, auch vor kurzem in den Zeitungen nachzulesen,
klagen über rückläufige Umsätze in diesem Bereich.

(Abg. D r .  S c h u s t e r  [SPD]:  Aber
die hatten doch jetzt die Öffnungszeiten!)

Nein, aber Herr Schuster, Sie müssen sich doch die
Frage stellen: Warum ist das so? Auch Sie, so fort-
schrittlich schätze ich Sie ein, werden nachts Ihre
Bücher über das Internet bestellen und sich die dann
direkt schicken lassen. Sie gehen nicht mehr zum
Einzelhandel, weil Sie gar nicht die Zeit haben, weil
Sie ja Ihre Zusammenarbeit mit der PDS vorberei-
ten müssen zu den Zeiten, wo Sie sonst einkaufen
könnten!

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Aus diesem Grunde müssten eigentlich auch gera-
de Sie mehr Flexibilität für die Öffnungszeiten for-
dern!

Sehr  geehrte  Damen  und  Herren,  ein  weiteres
Problem, was wir immer nachlesen können, und das
ist auch durch verschiedenste Gutachten unterstri-
chen, ist, dass eine Ausdehnung der Ladenöffnungs-
zeiten insbesondere dann auch durch einen flexi-
bleren Einsatz von Personal natürlich dazu führen
wird, dass auch bei den Beschäftigen größere Frei-
zeitblöcke entstehen, weil zum Beispiel Mittagszei-
ten  entsprechend  zusammengefasst  werden,  weil
eine Blockbildung entsteht, weil neue Arbeitszeit-
modelle  in  Form  von  Jahresarbeitszeitkonten  ent-
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stehen. Sie können in verschiedenen anderen Be-
reichen sehen, es ist in den letzten Jahren auch in
der verarbeitenden Industrie nicht so gewesen, dass
die Freizeitanteile der Beschäftigen aufgrund der
verlängerten  Maschinenlaufzeiten  nun  zurückge-
gangen sind. Aus diesem Grunde glaube ich auch,
dass es gerade im Interesse der Beschäftigen ist, dass
es dort zu liberalisierten, zu neuen Modellen kommt,
um insgesamt auch eine größere Freizeitblockbil-
dung zu ermöglichen.

Sehr geehrte Damen und Herren, wenn wir in die
anderen europäischen Länder sehen, stellen wir fest,
auch dort findet eine zunehmende Liberalisierung
statt, auch dort sind längere Einkaufszeiten möglich.
Komischerweise sind die Deutschen in aller Regel
diejenigen, die nach ihren Urlaubsreisen am mei-
sten davon schwärmen, dass man dort die Möglich-
keit hat, länger einzukaufen. Ich finde, es ist Zeit,
dieses antiquierte Gesetz zu ändern. Wenn es nicht
möglich ist, es so zu ändern, wie die CDU es gern
hätte, dann bieten wir auch dem Koalitionspartner
Gespräche darüber an, zügig entsprechende Initia-
tiven zu starten, dass wir dies mit einem vernünfti-
gen Vorschlag ändern werden. Wir haben gerade in
Bremen ein großes Interesse daran. Wir wollen den
Tourismus ausbauen, haben die verschiedensten Ak-
tivitäten unternommen, und es macht natürlich nur
Sinn,  den  Tourismus  auch  auszubauen,  wenn  es
dann auch Möglichkeiten für die Touristen gibt, ihr
Geld hier in den Geschäften zu lassen.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb müssen wir gerade als Bremer ein großes
Interesse daran haben.

Ein Zweites, warum gerade Bremen dieses große
Interesse haben muss, ist die Tatsache, dass insbe-
sondere die Metropolen von längeren Öffnungszei-
ten profitieren. Ich glaube, dass dies bei allem Streit
um diese Frage auch völlig unbestritten ist. Unbe-
stritten ist, dass es in den verschiedensten Untersu-
chungen die Metropolen sind, die von einer Verlän-
gerung der Öffnungszeiten profitieren. Wenn Bre-
men die Metropole Nordwestdeutschlands sein will,
dann müssen wir auch bei den Öffnungszeiten ent-
sprechend reagieren, sehr geehrte Damen und Her-
ren!

(Beifall bei der CDU)

Ich fordere also den Senat auf, zukünftig die Erar-
beitung solch umfangreicher Antworten zu unterlas-
sen, sich hinzusetzen, eine Lösung zu finden und im
Bundesrat zu diesem Thema entsprechend initiativ
zu werden! Wenn das denn so ist, sehr geehrte Da-
men und Herren, da spreche ich, glaube ich, auch
im Namen des Kollegen Böhrnsen, wenn die Öff-
nungszeiten dann verlängert sind, ist es vielleicht
möglich, dass uns die Grünen nicht einfach nur ei-

nen Rock überreichen, den sie sich irgendwo leihen
mussten, weil wahrscheinlich gerade, als sie uns ei-
nen kaufen wollten, die Geschäfte geschlossen hat-
ten. In diesem Sinn wünsche ich uns eine heitere
Debatte. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Ich glaube, der
Kollege Eckhoff überschätzt etwas die Unkosten, in
die wir uns für ihn stürzen würden, deswegen ha-
ben wir natürlich diese Röcke auch nur geliehen als
sparsame Fraktion, Sparen und Investieren, ist doch
völlig klar.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Aber das wäre
ein Invest!)

Das stimmt! Wenn wir aber zur Sache kommen, dann
ist mir nach Ihrer Rede, ehrlich gesagt, die Position
der CDU zu den Ladenöffnungszeiten wieder etwas
unklarer als vorher. Ich komme gleich darauf zurück,
nämlich auf Ihre Pressemitteilung vom Oktober, wo
ich doch einige Ansätze auf eine Bewegung gese-
hen hatte, die in eine Richtung geht, die auch mit
den Grünen zu diskutieren wäre.

Sie haben zu Recht gesagt, dass wir das in diesem
Haus, aber überall in der Republik auch sonst sehr
nachhaltig schon diskutiert haben. Im Prinzip hat-
ten wir noch vor einem Jahr, und deswegen hatte
ich da auch Fortschritte gesehen, hier noch eine Si-
tuation, dass die CDU für völlige Abschaffung, die
SPD mehr oder weniger für Beibehaltung war und
die Grünen einen eigenen, unserer Meinung nach
in die Zukunft weisenden Vorschlag gemacht hat-
ten, nämlich durch so genannte lokale Zeitpakte die
Ladenschlussregelung zu kommunalisieren und dort
auch das demokratische Element dann einzuführen.
Ich werde darauf zurückkommen.

Inzwischen ist ein Jahr vergangen, vielleicht hat
sich auf dieser und auch auf dieser Seite die Erkennt-
nis durchgesetzt – ich hoffe das jedenfalls, wir wer-
den das gleich noch hören –, dass wir von der Sala-
mitaktik bei der Diskussion des Ladenschlussgeset-
zes, die wir in den vergangenen Jahren hatten, auf
jeden Fall wegkommen. Diese sah nämlich so aus,
wir beschließen in einem Jahr, das ist nun 19 Uhr,
und dann beschließen wir ein Jahr später, es ist 20
Uhr, und übermorgen beschließen wir, es ist 20.30
Uhr. Dass wir so mit diesem strukturellen Problem
Ladenschlusszeiten nicht umgehen können, dass wir
so unserer politischen Verantwortung nicht gerecht
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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werden, das haben wir Grünen hier immer gesagt,
und dazu stehen wir auch heute!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Lassen Sie mich deshalb mit Genehmigung des
Präsidenten etwas tun, und da komme ich jetzt auf
Ihre Rede zurück, was ich ansonsten hier selten tue,
nämlich  ausführlicher  eine  Pressemitteilung  von
Herrn Eckhoff und der CDU zum Ladenschlussge-
setz vom 9. Oktober dieses Jahres zitieren, weil ich
sie doch sehr bemerkenswert finde! Herr Eckhoff,
Sie sagen dort unter anderem: „Einkaufszentren mit
großzügigem und kostenlosem Parkraum sind in den
Randgebieten der Stadt entstanden.“ Das haben Sie
gut beobachtet! Ich habe mich da natürlich sofort
gefragt: Sind die vom Himmel gefallen, oder sind
kleine Marsmenschen gekommen, die die dort ge-
gründet haben? Wer hat eigentlich die Beschlüsse
gefasst und die Entscheidungen getroffen, dass die-
se Einkaufszentren am Stadtrand in immer größerer
Zahl in Bremen entstehen und dieses Problem ver-
ursachen, das Sie selbst hier jetzt gleich im Anschluss
beschreiben?

Sie sagen nämlich richtigerweise in Ihrer Presse-
mitteilung: „In der Bremer Innenstadt sind dadurch
die Renditen für spezialisierten Facheinzelhandel so
weit gesunken, dass vielfach nur noch die Filialen
großer  Handelsketten,  die  alle  ähnlich  aussehen,
übrig bleiben.“ Da kann ich nur sagen, Recht haben
Sie! Nur, wer trägt dafür die Verantwortung, dass
das so geschehen ist? Diese Frage beantworten Sie
aber an dieser Stelle nicht!

Nun ist es ja auch noch so, wenn Sie über die Ein-
kaufszentren am Stadtrand und nicht in Innenstadt-
lagen sprechen, dass es umso seltsamer ist, dass man
immer wieder gehört hat, dass der Vorschlag besteht
und auch vor allen Dingen von Ihrer Seite gemacht
wird, dass zum Beispiel der Space-Park von den La-
denschlusszeiten ausgenommen werden soll. Wie Sie
das mit Ihrer Initiative für die Innenstadt verbinden
wollen, bleibt mir schleierhaft, und das müssen Sie
hier heute auch noch beantworten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

In Ihrer Presseerklärung heißt es nämlich weiter:
„Der  CDU-Fraktionsvorsitzende  vertritt  die  Mei-
nung, dass die angestrebte Verlängerung der Laden-
öffnungszeiten“, und jetzt kommt es, „in den Innen-
städten“, und davon haben Sie vorhin nicht gespro-
chen, „entscheidend dazu beitragen wird, den Trend,
heraus aus der Innenstadt, zu stoppen.“ Es geht
weiter: „Um solche Dinge für Städte und Gemein-
den umzusetzen, bedarf es keiner bundeseinheitli-
chen Vorschriften. Die Städte allein können am Be-
sten darüber entscheiden, wo sie zur Förderung der
Innenstadt Ladenöffnungszeiten zulassen wollen,
jedoch zur Einsetzung kommunaler Satzungen müs-

sen die Städte durch ein Bundesgesetz ermächtigt
werden.“

Da kann ich nur sagen, das ist genau ein Ansatz,
in dieser Presseerklärung zumindest, der genau in
die Richtung geht, die wir Grünen hier vor einem
Jahr vorgeschlagen haben, kein starres einheitliches
bundesweites Ladenschlussgesetz, sondern eine Ex-
perimentier- und Öffnungsklausel, die den Kommu-
nen erlaubt, und jetzt schreiben Sie das in Ihrer Pres-
seerklärung selbst, die den Kommunen erlaubt, sai-
sonal, branchenspezifisch und nach jeweiligen re-
gionalen Bedürfnissen Ladenschlusszeiten festzule-
gen, und hier, glaube ich, ist zunächst einmal, das
hatte ich gehofft, ein Schritt in die richtige Richtung.

Wir hätten, wenn das so ist, dass Sie von der fun-
damentalistischen Position des Weg mit dem Laden-
schlussgesetz, und zwar sofort, die Sie bisher immer
noch hatten, zu mehr differenzierten Modellen kom-
men, hier eine Chance, endlich in dieser Sache wei-
terzukommen.

Ich  glaube,  es  ist  wichtig,  aber  einen  weiteren
Punkt zu setzen. Der Unterschied zwischen unse-
rem Modell und dem von Ihnen zumindest in dieser
Presseerklärung vorgeschlagenen Modell ist, dass
wir sagen, Kommunalisierung ja, Öffnungsklausel
im bundesweiten Ladenschlussgesetz ja, aber un-
ser Modell, dann wird ein Schuh daraus, wenn wir
sagen, Kommunalisierung plus Demokratie, plus lo-
kale Demokratie, das ist das Modell der Grünen, und
dieser Aspekt fehlt bei Ihnen natürlich vollkommen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir sagen deswegen, Kommunalisierung des Laden-
schlusses plus Demokratie, weil wir etwas nicht wol-
len, was bei der völligen Abschaffung der Laden-
schlussregelungen entstehen würde. Was würde ent-
stehen? Erstens, der kleine und mittlere Einzelhan-
del, die mittelständischen Betriebe würden nach al-
len Erfahrungen unter dieser neuen Regelung, wenn
sie dort nicht einbezogen werden in eine vernünfti-
ge Regelung, leiden.

Man muss ebenfalls, und dafür stehen wir Grü-
nen eben auch, natürlich die Interessen der Beschäf-
tigten berücksichtigen. Es geht hier nicht nur dar-
um, einseitig für Kundenwünsche, einseitig für Ein-
zelhandelsinteressen  oder  einseitig  für  Gewerk-
schaftsinteressen einzutreten, sondern die Aufgabe
der Politik, wenn sie denn verantwortlich wäre, wäre
gerade, Kundenwünsche, Einzelhandelsinteressen
und  Arbeitnehmerinteressen  zusammenzubringen
und an einen Tisch zu bringen, das wäre eigentlich
die Aufgabe, der sich Politik stellen müsste.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben klar gesagt, dass dies in unserem Mo-
dell  vorhanden  ist.  Wenn  eine  bundesweite  Öff-
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nungsklausel kommt, haben die Kommunen die Ver-
antwortung, dies sogar heruntergebrochen bis zum
Stadtteil neu zu regeln. Man kann endlich auch auf
branchenspezifische Unterschiede Rücksicht neh-
men, man kann endlich den Unterschied zwischen
Oberammergau, Bremen und Stuhr in die Debatte
bringen, der ein erheblicher ist, man kann den Un-
terschied zwischen Winter und Sommer in die De-
batte bringen, den Unterschied zwischen großem
Kaufhaus, Bäckerladen und Schuhmacher in die De-
batte bringen. Zu solch differenzierten Lösungen,
aber eben mit demokratischer Beteiligung aller Be-
troffenen, müssen wir endlich kommen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das Projekt „zeiten:der:stadt“ hat ja in Bremen
auch sehr viel Zuspruch gefunden, es gab Ausstel-
lungen, es gab Veranstaltungen, es gab eine ganze
Reihe von Debatten, und ich habe immer auf dieser
Seite und auf dieser Seite des Hauses eigentlich viel
Zuspruch  und  viel  Sympathie  für  dieses  Projekt
„zeiten:der:stadt“ wahrgenommen. In diesem Pro-
jekt ist aber genau ein Modell entwickelt worden,
wie es in einigen italienischen Großstädten auch prak-
tiziert wird, und diesen Vorschlag machen wir hier
heute erneut für die Grünen, nämlich, dass sich auf
kommunaler Ebene unter der Schirmherrschaft der
jeweiligen Kommune Verbraucherverbände, Einzel-
handelsverband, aber auch die unterschiedlichen In-
teressen innerhalb des Einzelhandels und Beschäf-
tigtenvertreter zusammensetzen und versuchen, ge-
meinsam an einem Tisch solche spezifischen Öff-
nungsregelungen hinzubekommen, die alle Interes-
sen oder zumindest in einem Kompromiss wesent-
liche Interessen berücksichtigen und so für einen
Ausgleich der bisher so verhärteten Fronten sorgen.

Wir Grünen fordern Sie auf, nachdem Bewegung
in dieses Thema gekommen ist und nachdem richti-
gerweise zunächst einmal dieser Ansatz der Wirt-
schaftsminister  gestoppt  worden  ist,  um  zu  einer
weiteren Debatte zu gelangen, sich ernsthaft noch
einmal mit diesen Vorschlägen auseinander zu set-
zen, sich an einen Tisch zu setzen und zu sehen, ob
die verschiedenen Positionen, die sich seit einem
Jahr doch erheblich angenähert haben, nicht auf
einen Nenner zu bringen sind unter einem solchen
Modell der lokalen Zeitpakte!

Wir haben uns auf dieses Modell als Grüne fest-
gelegt, sind aber flexibel, dort noch die einen oder
anderen Vorstellungen genauso zu berücksichtigen,
und wir glauben, dass sich dort die verschiedenen
Seiten fast wie hier im Hause sozusagen in der Mit-
te auf der Basis dieses Vorschlages der Grünen tref-
fen könnten. Setzen wir uns zusammen und versu-
chen, dieses leidige Problem Ladenschluss endlich
konstruktiv und nicht destruktiv zu lösen! – Danke
schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Lemke-Schulte.

Abg. Frau Lemke-Schulte (SPD) *): Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu mei-
nen Vorrednern! Herr Güldner, das Modell dieser
so genannten Zeitpakte, wie Sie es nennen, oder auch
„zeiten:der:stadt“ hatten Sie uns schon in der De-
batte im letzten Jahr vorgestellt, und dann führen
Sie an, dann kann man andere Regelungen finden,
zum Beispiel für Oberammergau oder auch für Kiel,
weil es da möglicherweise andere Mentalitäten gibt
und andere Bedarfe, sich in Läden aufzuhalten, aber
irgendwie, finde ich, produzieren Sie – –.

(Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

Hören Sie doch einmal in Ruhe zu, bitte! Ich habe
Ihnen auch sehr ruhig zugehört!

Irgendwie produzieren Sie damit ein Durcheinan-
der, wenn ich mir dann vorstelle, und Sie sagen, das
muss man dann stadtteilmäßig auch regeln, gerade
das Ostertor/Steintor, dann stelle ich mir Findorff vor,
dann stelle ich mir Walle vor, Huchting, man kann
das beliebig aufzählen. Wenn ich mir dann dieses
Durcheinander, das Sie da produzieren wollen, mit
Ihrem Vorschlag auch noch vorstelle, dann hat also
jeder Stadtteil unterschiedliche Öffnungszeiten. Das
muss man dann irgendwie jeden Tag neu veröffent-
lichen: Wir haben geöffnet von sieben bis 20 Uhr
oder von sechs bis 23 Uhr. Das auf einen Nenner zu
bringen, scheint mir eine sehr schwierige Angele-
genheit zu sein, denn wir wollen kein Durcheinan-
der schaffen, sondern wir wollen eine kundenge-
rechte Lösung finden.

(Glocke)

Präsident Weber: Frau Abgeordnete, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Güldner?

Abg. Frau Lemke-Schulte (SPD): Ja, bitte!

Präsident Weber: Bitte, Herr Dr. Güldner!

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen): Vie-
len Dank! Sind Sie mit mir nicht auch der Meinung,
dass dieses Projekt in Bremen-Nord, das Zeitbüro
dort und die Anstrengungen, die unternommen wor-
den  sind,  zum  Beispiel,  wenn  man  Bremen-Nord
dann als einen eigenen Bereich sieht, gerade deut-
lich  macht,  wie  notwendig  es  wäre,  diese  unter-
schiedlichen Bedürfnisse, die ja existieren, Entfer-
nung zur Innenstadt und ähnliche Dinge spielen ja
da eine Rolle, auch zu berücksichtigen, dass wir sehr
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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wohl zu einer solchen differenzierten Regelung kom-
men könnten?

(Abg. B ü r g e r  [CDU]: In Vegesack ist
das auch chaotisch!)

Abg. Frau Lemke-Schulte (SPD): Das weiß ich
nicht, ob es in Vegesack chaotisch ist oder nicht.

Das will ich nicht hoffen, aber es ist so, ich verteu-
fele das auch nicht, nur, man muss es, das nun nicht,
aber man kann es auch einbeziehen in die Debatte,
aber  im  Moment  habe  ich  Schwierigkeiten,  Ihren
Vorschlägen zu folgen, weil ich mir nur vorstellen
kann, dass damit ein wirkliches Durcheinander pro-
duziert wird.

Meine Damen und Herren, sehr geehrter Herr Kol-
lege  Eckhoff,  Sie  haben  den  Beschluss  der  Wirt-
schaftsstaatssekretäre erwähnt, die haben beschlos-
sen. Staatssekretäre bereiten aber Ministerkonferen-
zen  vor,  Fachministerkonferenzen,  und  dann  be-
schließen  die  Fachministerkonferenzen  in  der  Re-
gel das oder auch nicht –

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Sie wissen das
besser als ich!)

ja, das ist so –, was die Staatssekretäre vorbereitet
haben, und in diesem Fall haben eben nicht die Fach-
minister  darüber  entschieden,  sondern  die  Wirt-
schaftsstaatssekretäre. Ich halte Staatssekretäre für
wichtig, sie arbeiten viel, machen einen ehrenwer-
ten Job, aber die Minister tragen die politische Ver-
antwortung, und eines solchen Beschlusses bedarf
es dann mindestens auch noch, das ist hier nicht der
Fall.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Hatte das mehr
inhaltliche oder terminliche Gründe?)

Herr Hattig hat dieser ausgesprochen vernünfti-
gen und sachgerechten Antwort des Senats auf Ihre
Große Anfrage ausdrücklich zugestimmt. Sie ist mit
ihm abgestimmt, und er hat ihr zugestimmt. Ich fin-
de, sie ist zwar kurz, das mag man bedauern aus Ih-
rer Sicht, denn Ihre Fragen sind fast länger als die
Antwort, das habe ich auch bemerkt, das mag man
bedauern, aber dafür ist sie umso präziser,

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der CDU)

und sie weist in die richtige Richtung, meine Da-
men und Herren.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: In welche Rich-
tung weist sie denn?)

Wer nämlich Ladenschlusszeiten sachlich regeln
will, und daran haben wir natürlich auch ein gestei-

gertes Interesse, der muss zuvor in der Tat alle Ar-
gumente, die für oder gegen ausgedehnte Laden-
öffnungszeiten sprechen, abwägen, und genau dies,
meine Damen und Herren, hat der Bundesrat ent-
schieden, die Länderkammer, das höchste Gremi-
um, das das entscheiden kann! Die Länder wollen
alle Argumente abwägen, und deshalb haben sie
dieses Thema an die Ausschüsse zurückverwiesen,
und Bremen schreibt in seiner Antwort des Senats,
dass Bremen sich aktiv an diesen Beratungen betei-
ligen wird. Davon bin ich fest überzeugt, und dass
er deshalb eben zum jetzigen Zeitpunkt zu keiner
abschließenden Meinungsbildung und Festlegung
kommen kann und will, das sehen wir ganz genau-
so.

Natürlich erscheint uns auch die Vermischung,
meine Damen und Herren, von Wettbewerbs- und
Arbeitsschutzbedingungen in diesem Ladenschluss-
gesetz als überholt.

(Beifall bei der CDU)

Das ist ein Punkt – vielen Dank, Herr Eckhoff! –, der
dringend regelungsbedürftig ist und aus der Welt
geschaffen werden muss. Man kann auch über eine
weitere Flexibilisierung sprechen, aber wir sind uns
mit der Bundesregierung in diesem Fall einig, in vie-
len anderen Fällen auch, die Regelungen müssen
sozialverträglich sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Das heißt, Arbeitsschutzbelange sind ebenso zu be-
rücksichtigen.

Nun möchte ich Ihnen zitieren aus einem Einla-
dungsschreiben eines Mitglieds des Bundesvor-
stands des Bundes junger Unternehmer, der im letz-
ten Jahr fast genau zu diesem Zeitpunkt im Novem-
ber zu einer Veranstaltung zum Ladenschlussgesetz
eingeladen hat. Ich zitiere mit Genehmigung des Prä-
sidenten: „Wieder einmal ist das Ladenschlussge-
setz in aller Munde, und die Meinungen dazu sind
so kontrovers wie eh und je.“ Jetzt bewegen wir uns
in einem Jahr ja schon etwas mehr aufeinander zu!
„Der Klein- und Fachhandel ist nur mit äußerster
Mühe, wenn nicht sogar überhaupt nicht in der Lage,
eine längere Öffnung zu gewährleisten, weil den hö-
heren Personalkosten keine Umsatzsteigerungen ge-
genüberstehen. Unternehmen mit sehr vielen Mitar-
beitern fällt es dagegen leicht, auf verlängerte Öff-
nungszeiten zu reagieren.“

Genau das ist auch der Punkt, den ich hier schon
in mehreren Debatten angesprochen habe! Es geht
uns darum, dass insbesondere der Mittelstand und
auch die kleineren Einzelhändler mit auf diesen Weg
genommen  werden  und  die  Chance  haben,  sich
ebenso daran zu beteiligen wie die großen Einkaufs-
riesen, wenn ich das einmal so sagen darf.

(Beifall bei der SPD)
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Das ist ganz wichtig, und das muss geregelt wer-
den! Im Übrigen haben wir im September des letz-
ten Jahres in der Bürgerschaft einen Beschluss ge-
fasst, der genau in diese Richtung geht. Den haben
Sie mitgefasst, und genau das ist der Punkt, den wir
auch zu regeln haben, wenn wir zur erneuten De-
batte kommen.

Meine Schlussbemerkung lautet deshalb: Bremen
hatte eine Riesenchance, Sie haben darauf hinge-
wiesen, nämlich die Expo-Ausnahmeregelung hier
für die Stadt durch- und umzusetzen. Das ist eine
riesige Chance und gleichzeitig für uns die Mög-
lichkeit, dass wir die Erfahrungen, die wir daraus
sammeln können, auswerten. Der Senat wird im Ge-
spräch mit allen Beteiligten auswerten, welche Er-
fahrungen damit gemacht worden sind. Das ist not-
wendig. Diese Erfahrungen halte ich für eine nötige
Voraussetzung und gute Grundlage, wenn die Er-
gebnisse vorliegen, um hier möglichst im Konsens
mit allen Beteiligten zu einer abschließenden Mei-
nungsbildung zu kommen. Aber die Vorlage dieses
Ergebnisses dieser Voruntersuchung für Bremen und
Bremerhaven sollten wir mindestens abwarten, mei-
ne Damen und Herren, und dann zu einer abschlie-
ßenden Meinungsbildung kommen. – Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort Frau
Senatorin Adolf.

Senatorin Adolf: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Das Thema Ladenschluss ist nach wie
vor sehr emotional besetzt. Jeder und jede hat un-
terschiedliche Vorstellungen davon, wie er oder sie
Einkaufszeiten braucht und gern hätte, und deswe-
gen wird die Debatte nicht immer nur sachlich, son-
dern zeitweise auch sehr emotional geführt.

Ich finde, dass wir im letzten Jahr einen sehr gu-
ten Schritt machen konnten, indem wir nämlich für
die Expo-Zeit eine Regelung im Konsens getroffen
haben, auch mit Gewerkschaften, und uns auch im
Senat völlig einig über diese Regelung waren. Wenn
man sich diese Expo-Regelung betrachtet, zeigt sich,
dass von allen Möglichkeiten im Einzelhandel auch
in Bremen und Bremerhaven ja gar nicht Gebrauch
gemacht worden ist. Wenn wir ehrlich sind, ist an
den Wochentagen gegenüber der sonstigen, außer-
halb der Expo-Zeit liegenden Regelung nichts ver-
ändert worden. Es ist auch von den Einzelhändlern
oder den großen Kaufhäusern nicht anders genutzt
worden.

Interessant ist der Samstag, das räume ich ein. Der
Samstag ist genutzt worden, und die verlängerte Zeit
am Samstag bis 18 Uhr hat auch dazu geführt, dass
es zu Umsatzsteigerungen gekommen ist. Das be-
stätigen uns alle, und es gab auch große Häuser in
Bremen,  wo  mit  den  Beschäftigten  bezüglich  des
Samstags  Regelungen  getroffen  worden  sind,  die

diese sehr zufrieden gestellt haben und bei denen
sich die Beschäftigten sogar wünschen würden, dass
man diese 18-Uhr-Regelung samstags weiterführen
könnte, weil in diesem Zusammenhang eben auch
Regelungen für andere Dinge getroffen worden sind,
die für die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen
von Vorteil sind. Das ist die Zeit, um die es im Mo-
ment auch ganz aktuell eigentlich den Einzelhänd-
lern geht.

Die Ladenschlussgesetzgebung war immer sehr
emotionalisiert in der Diskussion. Wir haben die letz-
te Änderung nach sehr konfliktreicher Debatte 1996
gehabt, wenn wir uns alle erinnern. Das hat dann
letztlich zu der Verlängerung am Donnerstag ge-
führt. Es ist also, glaube ich, keine Frage, wer gera-
de die politischen Mehrheiten im Bund hat, sondern
es ist einfach ein Thema, wo es sehr emotionsgela-
den zugeht, und was auch aus meiner festen Über-
zeugung nur im Konsens und nicht mit der Brech-
stange zu regeln sein wird. Die Regelung von 1996
wird auch heute wieder sehr strittig debattiert. Eini-
ge Teile der Gesellschaft, vielleicht auch große Tei-
le, sehen überhaupt jede Regelung als überflüssig
an und sagen, dass eigentlich die völlige Freigabe
das Richtige wäre. Sie haben die Verzerrungen, die
schon an Bahnhöfen und Tankstellen stattfinden,
angesprochen, weil sich natürlich da ein Markt ent-
wickelt hat, der auch wettbewerbsverzerrend wir-
ken kann, keine Frage!

Ich glaube, dass ein Großteil des Problems darin
liegt, dass wir hier wie in vielen deutschen Geset-
zen in einem Gesetz zwei Schutzziele miteinander
verknüpft haben, nämlich Wettbewerbsschutz und
Arbeitsschutz. Das haben wir in vielen deutschen
Gesetzen, das macht die Handhabung und auch
Veränderungen beim Wettbewerbsrechtsteil im La-
denschlussgesetz schwierig, weil dabei immer gleich
die Befürchtung aufkommt, dass der Arbeitsschutz
hier auf der Strecke bleiben soll. Deswegen setze
ich mich seit längerem dafür ein, dass die Arbeits-
schutzbestimmungen aus dem Ladenschlussgesetz
herauskommen und im Arbeitszeitgesetz Regelun-
gen getroffen werden.

Dabei will ich nicht verhehlen, dass es bei dem
Schutz der Arbeitnehmerinnen, die sind ja haupt-
sächlich im Einzelhandel tätig, nicht nur um Arbeits-
zeit geht. Wir wissen alle, dass die Betriebszeit der
Geschäfte und die Arbeitszeit der Beschäftigten
schon seit langem auseinanderfallen, von daher sind
da heute auch andere Überlegungen notwendig als
noch vor ein paar Jahren. Es muss beim Arbeits-
schutz der Beschäftigten auch noch um andere Din-
ge gehen, nämlich zum Beispiel um die monotonen
Bewegungsabläufe, langes Stehen, Stress in Stoß-
zeiten und Leistungsdruck wegen Konkurrenz. Das
ist ein gutes Betätigungsfeld für die Sozialpartner in
diesem Bereich. Ich meine, dass man das gemein-
sam mit den Regelungen über Arbeitszeiten von dem
abkoppeln  sollte,  was  Ladenschluss  als  Wettbe-
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werbsschutzvorschrift zu regeln hat. Wenn wir das
schaffen, sind wir einen großen Schritt weiter.

Der Senat befand sich bisher, seitdem ich ihm an-
gehöre, zu diesem Thema im Konsens. Wir sind auch
hier nicht so weit auseinander. Wir haben noch kei-
ne abschließende Meinungsbildung vorgenommen,
wie sich der Senat verhält, wenn jetzt Gesetzesini-
tiativen konkret auf den Tisch kommen. Ich glaube
aber, dass ich mit dem Kollegen Hattig so weit einig
bin, dass wir hier einen Konsens auch mit den Sozi-
alpartnern  anstreben  müssen  und  nicht  mit  der
Brechstange vorgehen können.

Ich glaube, egal was da kommt, es wird nicht die
schöne neue Welt werden, es wird auch nicht unbe-
dingt zwingend mehr Geldvolumen in den Einzel-
handel bringen, es ist aber auch nicht der Untergang
des Abendlandes, denn ich glaube, dass wir in
Deutschland auch Dinge, die geregelt werden müs-
sen, wie aus meiner Sicht beim Arbeitsschutz, re-
geln können. Von daher sehe ich dieser Debatte und
auch der Debatte im Senat sehr leidenschaftslos ent-
gegen und glaube, dass wir da einen Konsens er-
zielen werden.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Se-
nator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Frau Lemke-Schulte, mit allem Respekt, na-
türlich habe ich im Senat dieser Antwort zugestimmt,
und Frau Senatorin Adolf hat Recht, insoweit vom
Konsens zu sprechen. Erlauben Sie mir aber ein Bild:
Ich laufe mit dem Senat in dieselbe Richtung, viel-
leicht etwas schneller, das mag an Kondition und
Einsicht liegen.

(Beifall bei der CDU)

Dass das Thema Ladenschluss auch einen wirt-
schaftlichen Bezug hat, vielleicht sogar vor allem das
wirtschaftliche Thema ist, das wir heute diskutieren,
bedarf keiner weiteren Ausführung. Mit Sicht auf
die wirtschaftlichen und damit auch auf die stand-
ortbezogenen Auswirkungen blicke ich aus meiner
Sicht auf das Thema und auch auf die Fakten.

Erstens:  Bei  einer  Liberalisierung  des  Laden-
schlusses wird kein Unternehmer gezwungen, sein
Geschäft länger zu öffnen, als es ihm selbst wirt-
schaftlich vernünftig erscheint. Zweitens: Kein Ar-
beitnehmer wird gezwungen, länger zu arbeiten. Der
Arbeitnehmerschutz ist umfassend, und zwar außer-
halb des Ladenschlussgesetzes, geregelt in Tarifver-
trägen, im Arbeitszeitgesetz und im Sonn- und Fei-
ertagsgesetz. Drittens: Der Lebensrhythmus und da-
mit auch das Verbraucherverhalten haben sich ge-
ändert. Wir gestalten mit Steuergeld, viel Steuergeld,

die Innenstädte, um das veränderte Verbraucherver-
halten angemessen zu beantworten und zusätzliche
Kaufkraft nach Bremen zu holen und so auch die
Standortqualität zu verbessern. Viertens: Wir bemü-
hen uns also, die touristische Qualität zu verbessern
und damit auch die wirtschaftlichen Bedingungen
für Bremen. Verbraucher erwarten attraktive Ein-
kaufsmöglichkeiten, und das heißt auch großzügige
Öffnungszeiten. Fünftens: Das geltende Gesetz ze-
mentiert für die Öffnungszeiten eine Ordnung, die,
zurückhaltend formuliert, nicht zeitgemäß ist. Wer
den Ausnahmekatalog etwa für Reisebedarfsartikel
studiert,  kann  den  deutschen  Perfektionismus  je
nach Gusto bewundern oder belächeln.

Der „Ladenschluss“ hat wegen seiner Skurrilität
beste Chancen, in die Weltsprachen wörtlich über-
nommen zu werden.

(Beifall bei der CDU)

Nach  der  Expo  und  dem  Übergang  zur  Vorweih-
nachtszeit gelten samstags für wenige Wochen wie-
der  die  alten  Schließungszeiten,  nämlich  14  Uhr.
Wenn Sie so wollen, eine umgekehrte Echternacher
Springprozession, einen vor und zwei zurück!

Um es zu wiederholen, wir leben in einem verän-
derten Lebensrhythmus, alle Interessen werden be-
schworen, geschützt und auf vielfältige Weise arti-
kuliert. Die Frage ist erlaubt: Wer kümmert sich ei-
gentlich um die Interessen des Verbrauchers? Ich tre-
te nachdrücklich für eine moderate Liberalisierung
des Ladenschlusses ein, so wie es die Wirtschafts-
staatssekretäre der Länderwirtschaftsminister im Au-
gust dieses Jahres vorgeschlagen haben, das heißt
also in der Woche Öffnungszeiten von sechs bis 22
Uhr, samstags bis 20 Uhr, und der Sonntag bleibt
tabu, für ihn gelten strenge Ausnahmeregelungen.

Anliegen und Sachverhalt sind seit langem dis-
kutiert, Herr Eckhoff hat darauf hingewiesen, län-
ger als diese anderthalb Jahre im Vorfeld eingehend
diskutiert, und alle Argumente sind ausgetauscht.
Die gestrige Empfehlung der fünf Weisen, den Ar-
beitsmarkt zu deregulieren, ist eindeutig. Das La-
denschlussgesetz ist in seiner gegenwärtigen Ver-
fassung nicht zeitgemäß. Es behindert Reformen,
statt sie zu fördern. Es sollte nicht mehr taktiert, es
sollte entschieden werden! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Nur noch ganz kurz, weil Herr
Senator Hattig ja mehrere Dinge gesagt hat, die auch
noch einmal unsere Position unterstrichen haben!
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Herr Dr. Güldner, ich wollte noch einmal zu Ih-
nen sagen, dass wir unsere Position in keiner Weise
geändert haben. Unsere Position ist natürlich im Prin-
zip: Weg mit dem Ladenschlussgesetz, weil sich dann
auch die kleinen Unternehmen Nischen suchen und
selbständig reagieren können.

(Beifall bei der CDU)

Da das aber nicht möglich ist, hat auch Herr Eck-
hoff ganz deutlich gesagt, dass es von uns als Kom-
promiss zu sehen ist, sich auf das zu einigen, was
die Wirtschaftsstaatssekretäre beschlossen haben.
Frau Lemke-Schulte, wenn Herr Schröder nicht mit
den Gewerkschaften unglücklicherweise in dieser
Zeit gerade Probleme gehabt hätte, dann hätten auch
die Minister das beschlossen, und dann wäre die
ganze Sache wahrscheinlich jetzt schon erledigt.

(Beifall bei der CDU)

Dass dieses Thema jetzt beerdigt worden ist, hat
nichts mit dem Ladenschlussgesetz zu tun, sondern
mit einer ganz anderen politischen Dimension. Das
ist eigentlich schade an der Sache, weil hier näm-
lich nicht gerecht diskutiert worden ist.

Herr Dr. Güldner hat dann noch die Entwicklung
der Einkaufszentren angesprochen und die Verant-
wortlichen hier in diesem Haus gesucht. Herr Dr.
Güldner, das ist ja eine Zeit, die sich über Jahrzehn-
te hinwegzieht, dass auf der grünen Wiese Einkaufs-
zentren entstanden sind, wo eben alles, wie Park-
raum et cetera, umsonst angeboten wird. Wir kön-
nen uns nur freuen, dass diese Einkaufszentren bei
uns noch in den Landesgrenzen sind.

(Beifall bei der CDU)

Wären sie nämlich noch ein paar Meter davor ge-
wesen, hätten wir noch weniger davon gehabt.

Über die kurze Antwort des Senats ist gesprochen
worden. Sie ist sehr kurz, die Antwort könnte also
von Senator Hattig sein, aber der Inhalt ist es nicht.
Der Inhalt würde anders ausgesehen haben, hätte
Herr Senator Hattig diese Antwort geben müssen,
er hat das ja hier auch dokumentiert. Ich hoffe, dass
wir doch noch zu einer Regelung kommen, denn wir
reden schon so lange über das Ladenschlussgesetz.
Die Änderung, und, Frau Adolf, wenn wir so lange
weiterreden, wie wir das bisher gemacht haben,
dann sind wir im Jahr 2030 noch nicht dabei, eine
volle Liberalisierung zu haben, brauchen wir aber
dringend. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich habe mich ja eigentlich ge-
freut über die Antwort des Senats, dass hier eine
sehr vernünftige Vorgehensweise beschlossen wor-
den ist. Herr Senator Hattig, ich fand es etwas scha-
de, dass Sie diese Einigkeit wieder relativiert ha-
ben.

(Beifall bei der SPD)

Es ist ja gut, wenn alle wenigstens in dieselbe Rich-
tung laufen, wenn Sie aber derjenige sind, der dann
zu schnell läuft, werden Sie auf einmal feststellen,
dass Sie ganz allein sind.

(Abg. B o r t t s c h e l l e r  [CDU]: Der Sie-
ger ist meistens vorn! – Heiterkeit bei der

CDU)

Das, glaube ich, ist gerade bei einem so wichtigen
Thema wie dem Ladenschlussgesetz dann nicht so
gut.

Es ist schon gesagt worden, dass eine Aufhebung
des Ladenschlussgesetzes auch unter den Einzel-
händlern nicht unumstritten ist. Es hat ja auch hier
in Bremen gerade auf Seiten des kleinen Einzelhan-
dels durchaus Kontroversen gegeben, weil die näm-
lich vor demselben Problem stehen wie Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, nämlich der Frage, wo
eigentlich auch für die kleinen Ladeninhaber die
sozialen Schutzrechte bleiben, wenn sie durch eine
zügellose Konkurrenz um Ladenöffnungszeiten mit
den Großen auf der grünen Wiese nicht mehr mit-
halten können.

(Beifall bei der SPD)

Es ist ja wirklich die Frage, ob das einer Entwick-
lung auch unserer Innenstädte zugute kommt oder
ob wir dann nicht Gefahr laufen, noch eine weitere
Verödung unserer Innenstädte und vor allen Din-
gen der Nebenzentren auf diese Weise in Kauf zu
nehmen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sie müssen sich heute schon einmal ansehen, wie
es in den Bremer Nebenzentren aussieht. Da wer-
den die verlängerten Ladenschlusszeiten nicht aus-
genutzt, eben weil die Geschäftsinhaber überhaupt
nicht in der Lage sind, so lange Ladenöffnungszei-
ten zu gewährleisten. Dies wird mit der Folge wei-
ter zunehmen, dass noch mehr Kaufkräftige aus den
Nebenzentren in die Innenstädte oder in die Zen-
tren auf der grünen Wiese abwandern und wir dann
ein weiteres Ausbluten unserer Nebenzentren zu be-
fürchten haben.
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Das ist aber nicht mein Hauptpunkt, sondern ein
wichtiger Punkt, und der kommt mir in der gegen-
wärtigen Situation zu kurz, obwohl Frau Senatorin
Adolf es ja dankenswerterweise angesprochen hat,
ist, dass bisher das Ladenschlussgesetz immer noch
ein wichtiges soziales Schutzgesetz für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer ist. Solange der Arbeit-
nehmerschutz nicht genügend geregelt ist, wende
ich mich strikt gegen eine Aufhebung des Laden-
schlussgesetzes. Ich weiß mich da auch einig mit
meiner Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Herr Eckhoff, es hat mich schon etwas geärgert,
dass Sie sich jetzt, ich will fast sagen, angemaßt ha-
ben zu sagen, was die Interessen der Beschäftigten
sind. Ich würde sagen, wir fragen doch lieber ein-
mal die Beschäftigten, nämlich vor allen Dingen die
Verkäuferinnen, die Frauen, die den ganzen Tag in
diesen Geschäften stehen müssen – und zu den Ver-
kaufszeiten kommen ja auch noch die Zeiten der
Vorbereitung und des Aufräumens hinzu –, was die
finden. Ich kann nur sagen, dass mir meine Erfah-
rungen sagen, dass der überwiegende Teil der Be-
schäftigten im Einzelhandel ausgeweitete Ladenöff-
nungszeiten oder gar eine gänzliche Aufhebung des
Ladenschlussgesetzes ablehnt, weil sie sich dann zü-
gellos Sachzwängen ausgesetzt sehen, denen sie oh-
ne verbindliche und auch gesetzliche Regelung gar
nicht standhalten können.

(Beifall bei der SPD)

Ich halte es deswegen für dringend erforderlich, dass
hier  Politik  auch  soziale  Schutzfunktionen  wahr-
nimmt  und  den  Arbeitnehmerschutz  regelt,  bevor
hier weitere Veränderungen am Ladenschlussgesetz
vorgenommen werden.

Zusammengefasst lassen Sie mich sagen, ich den-
ke, hier ist sowohl von Seiten des Senats als auch
auf der Bundesebene in Berlin ein vernünftiges Vor-
gehen avisiert worden, in einer Übereinstimmung,
in einer gründlichen Diskussion, in einer Abstim-
mung zwischen allen Beteiligten – zwischen Einzel-
handel, zwischen den Interessen der Kommunen, der
Verbraucher,  der  Beschäftigten  und  der  Gewerk-
schaften – zu einer einvernehmlichen Regelung zu
kommen. Lassen Sie uns doch diesen Weg weiter-
gehen, ohne irgendwelche unbedachten Vorstöße zu
unternehmen!

Die Regelung zur Expo-Zeit, Frau Senatorin hat
darauf hingewiesen, zeigt ja, dass es möglich ist, zu
einer solchen einvernehmlichen Regelung zu kom-
men. Ich habe deswegen eigentlich auch kein Ver-
ständnis dafür, dass Sie jetzt hier diesen Vorstoß ma-
chen,

(Abg. E c k h o f f  [CDU]:  Dann  wäre  es
auch ein falscher Vorstoß gewesen, wenn

Sie dafür Interesse hätten!)

mit dem Sie sich populistisch in einer bestimmten
Richtung profilieren. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Nach dieser
Debatte verstehe ich endlich sehr viel besser als vor-
her, warum der Senat als zentrale Antwort auf die
Große Anfrage der CDU den Satz geprägt hat: Der
Senat wird sich an der Beratung in den Ausschüs-
sen aktiv beteiligen. Das scheint in der Tat der kleins-
te gemeinsame Nenner zu sein, auf den Sie hier ge-
kommen sind.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn man das heute sieht, wie unterschiedlich die
Stellungnahmen innerhalb des Senats und zwischen
den Fraktionen sind, kann man nur sagen: große Ko-
alition, große Meinungsunterschiede, kleine Ergeb-
nisse! Die Einzigen, die einen konkreten Vorschlag
vorgelegt haben, sind die Grünen. – Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Widerspruch bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Eckhoff.

Abg. Eckhoff (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich möchte doch noch einmal zwei
oder drei kurze Bemerkungen machen, weil ich jetzt
auch nicht mehr weiß, wie eigentlich die Position
unseres Koalitionspartners ist. Es gab ja doch sehr
starke Unterschiede in der Rede der wirtschaftspo-
litischen Sprecherin und von Frau Ziegert.

Liebe Frau Ziegert, wir haben hier, und das will
ich noch einmal betonen, eine Verantwortung für
Bremen. Wir wollen, dass Bremen eine Metropole
im Nordwesten wird, und es ist vollkommen erwie-
sen, dass gerade die Metropolen durch eine Libera-
lisierung von Ladenschlusszeiten entsprechend ge-
stärkt werden. Auch Sie haben dem nicht in Ihrer
Rede widersprochen, und insofern fordere ich alle
Beteiligten tatsächlich auf, dass wir hier endlich im
Sinne der Metropole Bremen handeln und Initiati-
ven im Senat starten, um dort zu einer Liberalisie-
rung zu kommen.

(Beifall bei der CDU)

Frau Ziegert, Sie haben ja Recht, dass es natür-
lich in den Nebenzentren Probleme gibt. Diese Pro-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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bleme in den Nebenzentren, dass die Entwicklung
von dort weggeht, gibt es aber seit 30 Jahren, und
das passiert mit einem Ladenschlussgesetz. Also
muss doch die entsprechende These sein, dass wir
das Ladenschlussgesetz fallen lassen, damit in den
Nebenzentren eine entsprechende Freiheit entsteht,
Nischen zu besetzen.

(Beifall bei der CDU)

Wir wollen das nur noch einmal deutlich sagen,
die Position der CDU-Fraktion, so wie es Herr Fo-
cke aufgeführt hat, ist im Endeffekt: Weg mit dem
Ladenschlussgesetz und den Sonntag unter einen
besonderen Schutz stellen! Das ist die Position der
Fraktion. Aber damit sich etwas bewegt, sind wir
gern bereit, im Sinne der Beschlüsse der Wirtschafts-
staatssekretäre oder auch im Sinne von Gesprächen,
die uns Herr Dr. Güldner vorgeschlagen hat, dass
man sagt, wir finden für die Innenstadt, wir finden
für die touristischen Gebiete andere Lösungen als
zum Beispiel für Nebenzentren, uns um Lösungen
zu bemühen. Wir sind gern bereit, auch mit den Be-
schäftigten darüber zu sprechen. Wir wollen aber,
dass dieses Thema vorankommt, weil es für uns als
Bundesland – in Bremerhaven doch genauso, Bre-
merhaven will auf den Tourismus setzen, und dazu
brauchen Sie auch die entsprechenden Hebel und
Handhabungen – von fundamentalem Interesse ist,
dass in diese Sache Bewegung kommt.

Deshalb bin ich auch froh, dass im Senat Senator
Hattig vorweg rennt, und ich hoffe, dass wir Parla-
mentarier entsprechende Beschlüsse auch hinbe-
kommen, damit sich dieses Thema bewegt. Es ist im
Interesse unseres Bundeslandes, und es ist im Inter-
esse sowohl der Beschäftigten – denn wenn es Ar-
beitsplätze sichert oder neue Arbeitsplätze schafft,
Frau Ziegert, ist es das größte Interesse der Beschäf-
tigten – als auch im Interesse der Verbraucher. Wir
hoffen, dass da möglichst viele Leute aus dem Um-
land hierher kommen und das Geld hier lassen. In
diesem Sinne hoffe ich, dass sich bald in diesem
Thema etwas bewegt, dass wir einen gemeinsamen
Vorschlag hinbekommen und dass wir dann auch
auf Bundesebene etwas bewegt bekommen. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Meine Damen und Herren, damit ist die Ausspra-
che geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats auf die Große Anfrage der Fraktion
der CDU Kenntnis.

Situation von Lesben und Schwulen in Bremen

Große Anfrage der Fraktion der SPD
vom 29. September 2000

(Drucksache 15/480)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 7. November 2000

(Drucksache 15/519)

Wir verbinden hiermit:

Bremen sagt „Ja“ zur „Eingetragenen Lebens-
partnerschaft“ für Schwule und Lesben

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 7. November 2000

(Drucksache 15/515)

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Frau  Senatorin
Adolf.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Frau Senatorin, Sie werden sicherlich darauf ver-
zichten, so dass wir gleich in die Aussprache eintre-
ten können. – Das ist der Fall.

Die gemeinsame Aussprache ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Engelmann.

Abg. Engelmann (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Lassen Sie mich zu Beginn der
Debatte einige persönliche Worte sagen! Für mich
ist dieser Tag etwas ganz Besonderes. Zum ersten
Mal in der Geschichte des Landtages in Bremen
beschäftigt sich dieses hohe Haus ausführlich und
eingehend  mit  den  Schwulen  und  Lesben  dieser
Stadt. Dies ist längst überfällig gewesen, und es wird
als positives Zeichen bei vielen Schwulen und Les-
ben in Bremen gewertet.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es wird Zeit, dass Schwule und Lesben in diesem
Haus als normale Mitglieder der Gesellschaft gewer-
tet werden und das Thema kein Schmuddelthema
ist, bei dem sich niemand zu reden traut. Ich gebe
zu, dass es mir als Betroffenem besonders gut tut.

Wir reden hier nicht von einer kleinen Randgrup-
pe. Wenn wir von Schwulen und Lesben in Bremen
reden, dann sprechen wir über 40 000 Frauen und
Männer. Der Begriff homosexuell ist ein klinischer
Begriff, ein Kunstwort, aus der Sprache der Medizi-
ner kommend, ein Wort, das sich in seiner Bedeu-
tung wandelt. Uns allen muss klar sein, dass Homo-
sexualität lange Zeit als Begriff für eine Krankheit
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benutzt wurde. Nur einmal ganz nebenbei: Ich fin-
de es schon interessant, dass in den vergangenen
Jahrzehnten eine überwiegende Mehrheit bei dem
Begriff Homosexualität sofort eine Vorstellung hat-
te, bei dem Begriff Heterosexualität aber fragend mit
den Schultern zuckte.

(Beifall bei der SPD)

Schauen wir einige Jahrzehnte zurück! Ich weiß,
viele von Ihnen können es nicht mehr hören, aber
es gehört hierhin, denn um zu wissen, wo man heu-
te steht, muss man manchmal auch in die Vergan-
genheit zurücksehen. Berlin in den Zeiten der Wei-
marer Republik! Uns allen fallen die goldenen zwan-
ziger  Jahre  ein.  Eine  lebendige,  eine  turbulente
Stadt, eine Metropole, eine Weltstadt! Berlin war
damals auch die Hauptstadt der Schwulen. Es gab
eine Vielzahl von Treffpunkten, Cafés und Bars.

Die  erste  deutsche  Schwulenbewegung  befand
sich daher auch an der Spree. Ihre Wurzeln sind ver-
bunden mit dem Namen eines Mannes, eines Man-
nes, der Arzt, Jude, Sozialdemokrat und Schwuler
war: Magnus Hirschfeld. Hirschfeld gründete ein
Institut für Sexualwissenschaft. Er veröffentlichte
wissenschaftliche Abhandlungen über das von ihm
so bezeichnete dritte Geschlecht, und letztendlich
plädierte er dafür, den Paragraphen 175 Strafgesetz-
buch abzuschaffen.

Arzt, Jude, Sozialdemokrat und Schwuler, Hirsch-
feld war somit einer der Ersten, der in das Blickfeld
der Nationalsozialisten geriet. Noch vor der Bücher-
verbrennung stürmte und verwüstete die SA die Räu-
me seines Instituts. Die Lokale der Homosexuellen
wurden von den neuen Machthabern schnell ge-
schlossen. Der Paragraph 175 des Strafgesetzbuches
wurde verschärft, die Endstation für viele schwule
Männer lautete Konzentrationslager. Dort bekamen
sie den rosa Winkel angeheftet, wurden schikaniert,
gefoltert und umgebracht.

Das  Ende  des  Dritten  Reiches  ist  bekannt.  Für
Schwule  und  Lesben  ging  das  unsägliche  Leiden
aber  weiter.  Gleich  in  ihren  ersten  Lebensjahren
macht sich die junge Republik schuldig, denn der
von den Nationalsozialisten verschärfte Paragraph
175 behält weiter seine Gültigkeit. Homosexualität
war verboten. Es ist heute fast unvorstellbar, wel-
che Folgen das für die Männer und Frauen hatte,
die wegen ihrer Art zu lieben in Konzentrationsla-
gern inhaftiert, schikaniert und gefoltert wurden. In
der jungen Bundesrepublik konnten sie keinen An-
trag auf Wiedergutmachung stellen. Sie hätten sich
den Behörden offenbaren müssen, und aufgrund der
geltenden Gesetze hätten sie sofort wieder verfolgt,
bestraft und inhaftiert werden können.

Ein erstes und vorsichtiges Aufatmen gibt es erst
in Zeiten der Ära Brandt. Der berüchtigte Paragraph
175 wird reformiert, gleichgeschlechtliche Liebe un-
ter Erwachsenen wird nicht mehr bestraft. Erinnern

Sie sich noch an die mutige Rede, die der damalige
Bundespräsident Richard von Weizsäcker anlässlich
des  vierzigsten  Jahrestages  der  Beendigung  des
Zweiten Weltkrieges gehalten hat? Am 8. Mai 1985
spricht  er  vor  dem  Bundestag  Klartext.  Lesbische
Frauen und schwule Männer werden bei der Auf-
zählung der Opfer des NS-Regimes endlich nicht
mehr vergessen. 40 Jahre Schweigen und Gleich-
gültigkeit finden ihr Ende. Vier Jahrzehnte, eine lan-
ge Zeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Springen  wir  von  den  achtziger  Jahren  in  die
neunziger! Wissen wir eigentlich noch, welchen Auf-
schrei es gab, als sich in der „Lindenstraße“ fern-
sehöffentlich zwei Männer küssten? Das war 1990,
gerade einmal zehn Jahre her! Dem Aufschrei folg-
te die Erkenntnis, dass Lesben und Schwule sicht-
bar werden. Immer öfter müssen sie sich nicht mehr
verstecken und können Farbe bekennen: Tages-
schausprecher, Musiker, Modeschöpfer und Unter-
haltungskünstler, Politiker, die Liste ist lang. Im Jahr
1994 ist es dann endlich soweit, als Folge der Wie-
dervereinigung wird der Paragraph 175 endgültig
gestrichen, denn in der alten DDR gab es ihn bereits
nicht mehr.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, Anlass
der Großen Anfrage der Fraktion der SPD zur Situa-
tion von Lesben und Schwulen in Bremen ist das am
vergangenen Freitag im Deutschen Bundestag ver-
abschiedete Gesetz zur eingetragenen Lebenspart-
nerschaft für Schwule und Lesben. Sie wissen, das
Gesetz wurde in einen zustimmungsfreien Teil und
einen zustimmungspflichtigen Teil aufgeteilt. Auf die
Bedeutung der Zustimmung Bremens im Bundesrat
werde ich im Laufe meines Beitrags in der Debatte
später noch eingehen.

Lassen Sie mich zunächst auf die Teile der Gro-
ßen Anfrage eingehen, die in keinem direkten Zu-
sammenhang mit dem Bundesgesetz stehen! Die
Antwort des Senats zum Besuchs- und Auskunfts-
recht im Krankenhaus geht haarscharf an der Reali-
tät und den Bedürfnissen von Schwulen und Lesben
vorbei. Niemand behauptet, es gebe Probleme beim
Besuchs- und Auskunftsrecht, wenn der Patient an-
sprechbar ist. Wer möchte, kann sich natürlich auch
von seinem Bäcker besuchen lassen. Aber darum
geht es hier nicht. Es geht um die Situation, in der
der Patient nicht bei Bewusstsein ist und seinen Wil-
len nicht äußern kann. Hier, schreibt der Senat,
müsse dann sein mutmaßlicher Wille ermittelt wer-
den. Wie das dann in der Praxis bei Schwulen und
Lesben gehandhabt wird, würde mich schon inter-
essieren! Die Antwort zeigt aber, dass sich anschei-
nend niemand im Ressort ernsthaft in die Lebenssi-
tuation von Schwulen und Lesben hineinversetzen
kann.
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Gerade in schwulen und lesbischen Partnerschaf-
ten gibt es Probleme der Akzeptanz bei den nächs-
ten Angehörigen, meist den Eltern. Kann sich denn
niemand von Ihnen wirklich vorstellen, zu welch
dramatischen Szenen es im Krankenhaus kommen
kann, wenn der Partner nicht zu seinem Lebensge-
fährten gelassen wird, der nach einem schweren
Verkehrsunfall im Koma liegt? Glauben Sie denn
wirklich, dass sich dieses Problem mit Vollmachten
im Vorfeld lösen lässt? Gerade junge Menschen rech-
nen nicht damit, im Krankenhaus zu landen und vor
solch einer Situation zu stehen. Wer hier keinen
Handlungsbedarf sieht, hat die Realität und Bedeu-
tung nicht wahrgenommen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die SPD-Fraktion hatte hierzu im Frühsommer der
CDU einen Gesetzesvorschlag zugeleitet, in dem die
Problematik  sowohl  für  gleichgeschlechtliche  als
auch für verschieden geschlechtliche Partnerschaf-
ten gelöst wurde. Die CDU hat diesem Gesetz nicht
zustimmen wollen mit der Begründung, so etwas
könne man alles mit Vollmachten lösen. Mit ande-
ren Worten: Auch die CDU hat es nicht verstanden.
Dabei wäre es so einfach gewesen, sich einmal bei
Schwulen und Lesben zu informieren, aber da schei-
nen wohl die Berührungsängste in Ihrer Fraktion,
Herr Eckhoff, leider etwas zu groß zu sein.

Zusammenfassend kommt die Antwort des Senats
etwas dünn daher. Das ist aber natürlich auch keine
wirkliche Überraschung. So gibt es doch im Ressort
Soziales keine echte Zuständigkeit für den Bereich
Lesben und Schwule. Einzig die Aids-Prävention ist
dort angebunden, und das natürlich nicht nur auf
Homosexuelle beschränkt.

Wenn man dies mit anderen Bundesländern und
anderen Stadtstaaten vergleicht, ist das natürlich äu-
ßerst mager. In Hamburg ist es das Senatsamt für
die Gleichstellung, in Berlin gibt es seit elf Jahren
den Fachbereich gleichgeschlechtliche Lebenswei-
sen, auch in Niedersachsen gibt es eine eindeutige
Zuordnung, in Hessen ist es das Referat Homose-
xualität, ich könnte die Liste noch fortführen. Ich will
damit aber nur zeigen, wie weit wir in Bremen da-
von entfernt sind, Schwule und Lesben überhaupt
als Gruppe wahrzunehmen.

Um hier kein Missverständnis aufkommen zu las-
sen: Ich fordere nicht die Schaffung irgendwelcher
neuer Planstellen. Dazu bin ich Realist genug, um
zu erkennen, dass wir dafür keine Mittel haben. Aber
es muss doch wohl möglich sein, eine Person ver-
antwortlich zu benennen, und diese Person darf dann
auch ruhig im Behördentelefonbuch unter der rich-
tigen Rubrik auftauchen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Meine Damen und Herren, für den ersten Teil will
ich es bei diesen Ausführungen belassen. Ich werde
mich gleich mit den Äußerungen von Senator Per-
schau und der Bewertung des Gesetzes zur einge-
tragenen Lebenspartnerschaft auseinander setzen.
– Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das Le-
benspartnerschaftsgesetz ist so wie die doppelte
Staatsbürgerschaft ein wichtiges, ein zentrales Re-
formprojekt der rotgrünen Bundesregierung. Auch
für die Grünen sind das zwei zentrale Vorhaben. Sie
folgen nämlich dem Gedanken der Gleichstellung
von Menschen unterschiedlicher Herkunft und beim
Lebenspartnerschaftsgesetz der unterschiedlichen
sexuellen Orientierung.

Die Fragen, was soll der Staat, was darf und was
kann der Staat, sind ja wichtige Motive für Politik.
Es ist nach meiner Meinung das zentrale Motiv für
Politik, und hier, finde ich, fangen wir noch einmal
ganz von vorn an. Wir fragen nämlich: Was soll die
demokratische Gemeinschaft? Die demokratische
Gemeinschaft legitimiert den Rechtsstaat. Der wie-
derum dient dem Schutz der Schwächeren und der
Gleichheit vor dem Gesetz. Dies sind die Leitlinien
unseres Zusammenlebens seit 1949, heute auch Leit-
kultur genannt.

Es gibt in Deutschland nach wie vor eine Diskri-
minierung schwuler und lesbischer Paare, Herr En-
gelmann hat darauf hingewiesen. Es gibt sie im Erb-
recht, ein gemeinsam gekauftes Haus wird über das
bestehende Erbrecht nach dem Tod eines Partners
quasi enteignet. Es gibt keinen Anspruch, nach dem
Tod eines Partners in den bestehenden Mietvertrag
einzusteigen. Es gibt keinen sicheren Anspruch, im
Krankenhaus Auskunft und Zugang zu bekommen,
wenn der Lebenspartner dort nicht auskunftsfähig
ist. Für den Fall, dass Kinder in der Lebensgemein-
schaft aufwachsen, kann der schwule Partner be-
ziehungsweise die lesbische Partnerin noch nicht
einmal einen Entschuldigungszettel, der rechtsgül-
tig ist, unterschreiben. Es ist auch eine Diskriminie-
rung schwuler und lesbischer Menschen, wenn, wie
es in Bremen passiert ist und in der Antwort des Se-
nats auch noch einmal dargelegt wurde, es noch
nicht einmal gelungen ist, ein Diskriminierungsver-
bot, wie es die Grünen wollten, in die Bremer Lan-
desverfassung einzufügen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Es ist auch eine Diskriminierung schwuler und
lesbischer Lebensweise, auch darauf hat Herr Engel-
mann schon hingewiesen, dass es bis heute nicht
ausreichend  gelungen  ist,  die  Verfolgung  von
Schwulen und Lesben, vor allen Dingen von Schwu-
len, zur Zeit des Nationalsozialismus hier aufzube-
reiten, sich damit auseinander zu setzen und auch
zu schauen, in welcher Denktradition das eigentlich
passiert ist, die, das sehe ich auch so, bis heute fort-
wirkt.

Die CDU beklagt so gern den Werteverlust der
Gesellschaft, kräftig unterstützt, das würden wir so
sehen,  durch  16  Jahre  geistig-moralische  Wende.
Was stört Sie denn nun daran, wenn erwachsene
Menschen sich zueinander bekennen, ihre Liebe öf-
fentlich bekennen wollen und füreinander einste-
hen wollen? Was stört Sie daran? Das kann einen
eigentlich nicht stören!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

So etwas kann einen eigentlich nicht stören, je-
denfalls nicht als aufgeklärter Mensch. Es ist hohe
Zeit, durch das Lebenspartnerschaftsgesetz das Zu-
sammenleben zu fördern und die Rechte schwuler
und lesbischer Paare den Rechten heterosexueller
Paare anzunähern.

Zentral wollte ich mich eigentlich mit Ihrer Be-
hauptung – schade, dass Herr Oppermann nicht vor
mir geredet hat – auseinander setzen, die Regelung
sei verfassungswidrig. Unser Grundgesetz ist von der
Achtung aller Menschen durchzogen. Unterschied-
liche Lebensstile sollten geachtet werden, ihre Dis-
kriminierung ist verboten. Es ist aber eine Diskrimi-
nierung,  wenn  Menschen  nur  deshalb,  weil  sie
schwul oder lesbisch sind, der staatliche Schutz ih-
rer Lebensgemeinschaft verweigert wird, so wie es
bis heute der Fall ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich glaube auch, das will ich hier in dieser ganzen
Härte  sagen,  dass  das  Argument  mit  der  Verfas-
sungswidrigkeit vorgeschoben ist. Die Sache geht
viel tiefer. In Wirklichkeit möchten Sie nicht, dass es
Schwule und Lesben gibt.

(Lachen bei der CDU)

Ja, natürlich, sonst wären Sie ganz klar dafür, Men-
schen mit dieser sexuellen Orientierung gleichzu-
stellen! Das wollen Sie aber nicht, Sie wollen, dass
es denen ein bisschen weniger gut geht als den an-
deren. Sie wollen nicht, dass es Schwule und Les-
ben gibt! Wenn man das denn nun schon nicht ver-
hindern kann, dann wenigstens sollen schwule und
lesbische  Menschen  nicht  stark  vom  Gesetz  ge-

schützt, selbstbewusst und frei sein. Dann wenigs-
tens sollen Staat und Gesellschaft deutlich machen,
die sind nicht so wie wir, die sind nicht so wertvoll,
kurzum: Heteros sind etwas Besseres!

(Unruhe bei der CDU)

Das ist der Dünkel! Dieser Dünkel ist die Haupt-
motivlage der CDU in der Auseinandersetzung, die
man jetzt erleben kann. Vielleicht haben sich einige
von Ihnen das angeschaut, was Herr Perschau bei
Sabine Christiansen geboten hat. Ehrlich gesagt, es
war peinlich!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Auch deshalb, weil man gegen diesen Dünkel auf-
stehen muss, ist das Gesetz wichtig. Es ist ein wich-
tiger Schritt, allen Menschen Rechte und Pflichten
zuzuweisen und Herkunft, Alter, Geschlecht und se-
xuelle Orientierung als Eigenschaften von Menschen
zu werten, die sie nicht in wertvolle und weniger
wertvolle Mitglieder unserer Gesellschaft einsortie-
ren. Bremen soll, das möchten wir gern, das haben
wir hier auch beantragt, dem zustimmungspflichti-
gen Teil des Gesetzes im Bundesrat zustimmen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die große Koalition muss nun nicht auch noch in die-
sem Punkt nachhaltig den liberalen Ruf Bremens ru-
inieren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es gab die zentrale Begründung für die große Ko-
alition, in der letzten Zeit ist es ein bisschen leiser
geworden, aber am Anfang war es ganz toll, das war
Bundestreue. Bremen als ein Nehmerland und als
ein Land, das ganz toll unterstützt wird, soll sich bun-
destreu verhalten. Nun seien Sie doch einmal bun-
destreu!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Oder gilt eine solche Begründung eigentlich nur,
wenn es eine konservative Bundesregierung gibt?

Zu meinen Kolleginnen und Kollegen von der SPD
möchte ich gern noch etwas sagen. Aus der Zeitung
konnte ich erfahren, dass sich ein Großteil Ihrer Frak-
tion bei unserem Antrag enthalten will. Die Grünen
haben vor ein paar Wochen eine Reise nach Berlin
gemacht und dort mit Vertretern der Grünen gespro-
chen. Wir haben uns ein bisschen darüber informiert,
wie es da eigentlich in der Koalition ist, welche Mög-
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lichkeiten es da gibt, welche Spielregeln es da gibt.
Da kann ich Ihnen nur sagen, dort gibt es einen sehr
viel liberaleren Umgang in der großen Koalition mit-
einander und sehr viel mehr Freiheiten, die man sich
da lässt.

(Unruhe bei der CDU)

Gut, das ist jetzt Ihre Sache, wie Sie das unterein-
ander regeln! Was man aber auf jeden Fall lernen
konnte, ist, in diesem Fall machen Sie das, was man
auf jeden Fall sagen kann, ein freierer Umgang ist
gut für die Demokratie. Wenn nicht Koalitionsver-
träge, nämlich Verträge, die zwischen Parteien ge-
schlossen werden, die freien Entscheidungen frei ge-
wählter Abgeordneter in verfassungswidriger Wei-
se außer Kraft setzen sollen, dann müssen Sie hier
heute zustimmen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

40 von Ihnen haben die Initiative „Bremen sagt
ja“ unterschrieben. Sie sollten sich jetzt hier nicht
anders verhalten. Sie sollten hier auch mit Ja ab-
stimmen. Sagen Sie ja zu unserem Antrag!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Oppermann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen, meine Herren! Frau
Linnert, ich bin immer im Zweifel, wenn ich Ihre Vor-
stellungen  über  CDU-Menschen  höre.  Sie  sollten
vielleicht einmal Ihre Berührungsängste mit CDU-
Menschen überwinden. Alles das, was Sie gesagt
haben,  kann  ich  mit  einem  einzigen  Wort  abtun:
Quatsch!

(Beifall bei der CDU)

Es geht in diesem Land niemanden etwas an, wer
mit wem auf welche Art und Weise zusammenleben
will. Dies, manche mögen es nicht glauben, ist auch
eine der fundamentalen Aussagen der CDU. Des-
wegen war eines unserer Mottos in der letzten Zeit
auch „Toleranz ja, Ehe nein“. Das ist eine der Kam-
pagnen gewesen, die wir in der letzten Zeit gestar-
tet haben.

Wir wären als Christdemokraten auch schlechte
Demokraten, wenn wir den Artikel 2 Absatz 1 des
Grundgesetzes, die freie Entfaltung der Person, Ar-
tikel 3, die Gleichheit vor dem Gesetz, und Artikel1,
die Menschenwürde, die uns unser Grundgesetz auf-
erlegt, nicht ohne Wenn und Aber respektieren wür-
den. Unser Grundgesetz, so habe ich gelernt und
auch unterrichtet, ist ein aktives Gesetz, das alle Bür-

ger dieses Landes auffordert, dieses Grundgesetz
und das, was darin steht, zu schützen und umzuset-
zen.

(Beifall bei der CDU)

Es ist gut, dass in der heutigen Zeit die Zahl de-
rer, die offen oder versteckt mit Fingern auf Mitmen-
schen zeigen, die sich zu einer gleichgeschlechtli-
chen  Partnerschaft  bekennen,  immer  weiter  ab-
nimmt. Das war, wie wir alle in diesem Haus wis-
sen, wir sind alt genug, nicht immer so. Dass das
Herr Engelmann in eindrucksvoller Weise geschil-
dert hat, finde ich gut. Das gehört auch zu dieser
Debatte, und ich danke Ihnen ausdrücklich dafür,
dass Sie diesen Weg hier aufgezeigt haben.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nun mag es in solchen aus freier Entscheidung
gewählten Lebensgemeinschaften Probleme geben,
die einer Regelung bedürfen. Das ist auch gar nicht
streitig. Dass aber Rotgrün nun gleich ein Gesetz
macht, dass eine solche Verbindung der Ehe nahe-
zu gleichgestellt wird, ich glaube nicht, dass das von
den meisten Menschen in unserem Land begeistert
aufgenommen wird und dass das geteilt wird.

(Beifall bei der CDU – Zurufe vom
Bündnis 90/Die Grünen)

Gesetzliche Regelungen sollten sich auf ein Ge-
biet beschränken, in dem es sonst keine zivilrechtli-
chen Lösungen gibt. Es sind einige von Herrn En-
gelmann aufgezählt worden. Es hätte genügt, dort
Hilfe zu geben, wo Hilfe notwendig ist, alles andere
wäre durch eine notariell beurkundete Erklärung der
Partner zu regeln gewesen. Ich gehe auch auf diese
Besuchsregelung im Krankenhaus ein. Wer sich ent-
scheidet, in einer bestimmten Art zu leben, muss
eben auch für alle Dinge Vorsorge treffen, und wenn
man seine Liebe offen bekennen will, kann man auch
zum Notar gehen und sagen, wir wollen unser ge-
genseitiges Auskunfts- und Besuchsrecht regeln las-
sen.

Die Neuregelung hat zur Folge, dass mehr als 100
Gesetze und Verordnungen geändert werden müs-
sen. Ich habe mir das einmal ausdrucken lassen, mei-
ne Damen und Herren, sieben Seiten davon sind Ge-
setzestext, 65 Seiten sind Verordnungen, die zu ver-
ändern, neu zu regeln sind. Ich finde, das ist eine
ganz tolle Beschäftigungstherapie.

(Abg.  Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis  90/
Die Grünen]: So kann man Abneigung auch

kaschieren!)
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Die CDU-Fraktion hat aber den gleichen Respekt
vor den Artikeln 1 und 2 wie auch vor dem Artikel 6
des Grundgesetzes. Ausdrücklich haben die Mütter
und Väter des Grundgesetzes in diesem Artikel die
Ehe und Familie gleichberechtigt unter den beson-
deren Schutz der staatlichen Ordnung gestellt, weil
nur aus der Verbindung zwischen Mann und Frau
Kinder entstehen können, nur diese Kinder sichern
die Existenz unseres Gemeinwesens.

(Zuruf des Abg. K l e e n  [SPD] – Abg.
F o c k e  [CDU]: Das ändert aber nichts an

den Tatsachen!)

Hören Sie doch ganz ruhig zu!

(Glocke)

In den folgenden Absätzen 2 bis 5 des Artikels 6
des Grundgesetzes sind genau diese Rechte der Kin-
der, auch der nichtehelichen Kinder, verankert. Das
begründet die Wichtigkeit des Artikels 6 des Grund-
gesetzes. Auch für diesen Artikel 6 „Schutz der Ehe
und Familie“ gilt, dass wir alle aufgefordert sind, die-
sen Artikel zu schützen und umzusetzen.

(Beifall bei der CDU)

Ehe und Familie sind die Keimzelle jeder staatli-
chen Gesellschaft und die beste Grundlage dafür,
dass Frau und Mann aus gegenseitiger Liebe und
Achtung die partnerschaftliche Verantwortung für-
einander und insbesondere als Eltern den Kindern
gegenüber tragen. Dass die reine Lehre heute nicht
mehr gilt, wissen wir alle. Auch außerhalb von Fa-
milien  werden  Kinder  geboren,  das  war  übrigens
schon immer so, das ist keine Erfindung der Neu-
zeit.

(Zurufe von der SPD und vom Bündnis 90/
Die Grünen)

Deshalb sagt die CDU heute auch, und das ist für
Sie vielleicht auch interessant, Familie ist dort, wo
Kinder sind.

(Abg. K l e e n  [SPD]: Das gilt selbst für
Patrick Lindner!)

Die Rechte, die sich aus dem Grundgesetz ablei-
ten lassen, gelten auch für die allein erziehende Mut-
ter, auch für den allein erziehenden Vater mit ei-
nem oder mehreren Kindern. Wegen dieser umfas-
senden  Bedeutung  von  Ehe  und  Familie  ist  die
Rechtsordnung in Deutschland so gestaltet, dass der
Wert der Familie weder beschädigt, gemindert noch
verschleiert werden kann. In der Vergangenheit hat
das  Bundesverfassungsgericht  alle  Versuche,  die
zentrale Stellung der Familie und Ehe aufzuweichen,

entschieden zurückgewiesen. Die CDU-Fraktion in
diesem  Haus  stützt  und  teilt  diese  Aussage  des
Grundgesetzes und Bundesverfassungsgerichtes.

Meine Damen und Herren, wenn alles gleich wich-
tig ist, dann ist am Ende eigentlich gar nichts mehr
wichtig.

(Abg. Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis 90/
Die Grünen]: So ein Unsinn!)

Das haben die Verfasser des Grundgesetzes auch
schon gewusst, deswegen noch einmal die Aussa-
ge: Die typischerweise auf Familie angelegte Ehe
verdient den Schutz der Verfassung und hat allein
Anspruch auf Förderung, denn ohne Familie wäre
die Generationenfolge nicht gewährleistet. Das Ar-
gument, die Familie und ihr Fortleben mit den Kin-
dern sind eine Quelle, die der Staat braucht und des-
halb unter den besonderen Schutz staatlicher Ge-
walt stellt, ist mehrfach von den obersten Richtern
bei Entscheidungen benutzt worden.

(Beifall bei der CDU)

Dagegen verstößt dieses Gesetz! Wir leben doch
nicht in den Tag hinein! Der Spruch, den gerade die
Grünen immer vor sich hertragen, wir haben die Er-
de nur von unseren Kindern geliehen, hat doch Be-
deutung. Der Staat privilegiert die Familie, weil sie
die kleinste, aber wichtigste soziale Einheit unserer
Gesellschaft bildet und die Quelle der Sozialisation
des Menschen ist.

(Zurufe von der SPD und vom Bündnis 90/
Die Grünen)

Sie, Herr Kollege Engelmann und die SPD-Frak-
tion, haben nun Fragen an den Senat gestellt, in de-
nen Sie Auskunft über die Lebenssituation von Les-
ben und Schwulen in Bremen und Bremerhaven er-
fahren wollten. Wir haben uns in dem Zusammen-
hang ja getroffen und an einigen Formulierungen
gefeilt, eine von Ihnen habe ich wieder gefunden,
die haben Sie weiterhin darin gelassen. In meiner
Fraktion ist aber der Verdacht entstanden und hat
sich verstärkt, dass es Ihnen vielleicht gar nicht in
erster Linie um die Beantwortung der Fragen geht,
sondern dass Sie sich vehement für die Durchset-
zung  oder  den  Beschluss  dieses  Lebenspartner-
schaftsgesetzes einsetzen wollen. Das hat uns dazu
bewogen, obwohl wir die Fragen, die Sie gestellt
haben,  durchaus  hätten  unterschreiben  können,
nicht zu dieser Großen Anfrage beizutragen wegen
der grundsätzlich unterschiedlichen Haltung.

(Beifall bei der CDU)

Eigentlich, so meine ich, können Sie doch mit den
Antworten ganz zufrieden sein, abgesehen davon,
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dass der Senat noch keine abschließende Meinung
zum Lebenspartnerschaftsgesetz hat, das wird Sie
ärgern, das verstehe ich auch. Die Antworten auf
einige Fragen sind durch den Beschluss in Berlin al-
lerdings überholt, aber ich werde hier trotzdem auf
die einzelnen Fragen eingehen.

Die Unterstützung von Selbsthilfegruppen und
Initiativen, die sich als Ziel gesetzt haben, gleichge-
schlechtliche Lebensformen zu unterstützen, hat, wie
wir der Antwort des Senats entnehmen können, in
Bremen Tradition. Diese Tradition setzen wir auch
in Zeiten knapper Kassen in Bremen und Bremer-
haven gemeinsam weiter fort, auch mit den Stim-
men der CDU-Deputierten. Einschränkungen müs-
sen im Moment alle Initiativen auf sich nehmen, das
ist in Zeiten knapper Kassen eben so.

Die meisten Dinge, die Sie kritisieren oder nach-
fragen, können auch ohne ein solches Gesetz gere-
gelt werden. Wenn sich zwei Menschen darüber ei-
nig sind, für sich eine solche Lebensgemeinschaft
zu bilden, können sie zum Notar gehen und zwi-
schen sich alle Dinge regeln lassen. Das gilt auch
für das Erbrecht! Außerhalb des Pflichtteils hat je-
der Erblasser für seine Entscheidung sehr viel Spiel-
raum. Ich sehe die Juristen auf unserer Seite nicken.
Ein solcher Vertrag, der diese zwei Menschen bin-
det, bindet auch andere Menschen an die Entschei-
dung dieses Paares. So wäre eine Auskunft im Kran-
kenhaus und in der Schule die normalste Sache der
Welt.

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter, gestatten
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Trüpel?

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Gern!

Präsident Weber: Bitte, Frau Dr. Trüpel!

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Kollege Oppermann, ich würde Sie gern fra-
gen: Wenn Sie sagen, dass das Ganze sozusagen
auch privat und vor dem Notar geregelt werden
kann, können Sie trotzdem verstehen, dass es ja auch
eine Frage der gesellschaftlichen Anerkennung ist,
die man mit einem solchen Gesetz zur eingetrage-
nen Partnerschaft erreichen will? Ich habe den Ein-
druck, dass Sie zu dieser gesellschaftlichen Aner-
kennung nicht willens sind.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Ich habe eben
versucht klarzumachen, dass die CDU sich hinter
dem Grundgesetz versammelt. Die Artikel 1, 2 und 3
habe ich Ihnen aufgezählt und den Artikel 6, der
die Familie in besonderer Art und Weise schützt.

Diesen Artikel 6 bin ich bereit, kämpferisch zu ver-
teidigen.

(Abg. T e i s e r  [CDU]:  Setzen!  –  Abg.
Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Wieso setzen? Ich stehe noch, ich

habe noch eine Frage!)

Präsident Weber: Herr Oppermann, sind Sie be-
reit, eine weitere Zwischenfrage anzunehmen?

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Ja!

Präsident Weber: Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Dr. Trüpel (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Kollege Oppermann, ich verstehe Ihre Begrün-
dung nicht. Wenn Sie sagen, Ehe und Familie sind
vom Grundgesetz privilegiert, was ja richtig ist, war-
um glauben Sie eigentlich, wenn man andere Le-
benspartnerschaften gleichstellt, dass das einen An-
griff auf den Schutz von Ehe und Familie darstellt?
Das ist doch durchaus nebeneinander denkbar, ohne
dass der besondere Schutz von Ehe und Familie an-
gegriffen wird.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Das zweifle
ich an! An dieser Stelle unterbreche ich meinen Bei-
trag, wir haben ja noch eine zweite und dritte Run-
de. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Engelmann.

Abg. Engelmann (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich möchte erst einmal kurz et-
was richtig stellen: Herr Oppermann hat eben ge-
sagt, dass die CDU-Fraktion nicht bereit gewesen
wäre, der Großen Anfrage der SPD beizutreten. Ich
glaube, so war es nicht ganz richtig. Sie haben vier
Wochen lang über der Großen Anfrage gebrütet und
geschlummert und haben neue Vorschläge gemacht,
die ich dann in letzter Konsequenz nicht mehr be-
reit war mitzumachen, weil dort Fragen enthalten
waren, die von meiner Sichtweise her in die völlig
falsche Richtung gegangen sind. Von daher hat die
SPD-Fraktion Ihre Fragen nicht akzeptiert, so wird
der richtige Schuh daraus.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat antwortet auf die Große Anfrage mit
dem Hinweis, dass die Länder bisher keine Gele-
genheit zur Stellungnahme gehabt hätten und er
seine Meinung zum Gesetzentwurf zur eingetrage-
nen  Lebenspartnerschaft  im  weiteren  Gesetzge-
bungsverfahren festlegen werde. Nun, diese Aus-
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sage verwundert schon ein wenig, schließlich erklär-
te Finanzsenator Perschau am 21. Juli 2000 in einer
Presseerklärung, und ich zitiere mit Genehmigung
des Präsidenten, es kommt ein komplizierter Satz,
aber vielleicht verstehen Sie ihn ja: „Als Angriff auf
die Ehe als die Keimzelle jeder menschlichen Ge-
sellschaft und Bruch mit der deutschen, europäischen
Rechtstradition hat heute Finanzsenator Bürgermei-
ster Hartmut Perschau den Gesetzentwurf der Ber-
liner  Regierungskoalition  zu  den  eingetragenen
gleichgeschlechtlichen  Lebenspartnerschaften  als
neuem familienrechtlichen Institut bezeichnet. Eine
Analyse des Gesetzentwurfes zeige, dass es um eine
weitestgehende Gleichstellung homosexueller und
lesbischer Lebensgemeinschaften“ – das müsste ei-
gentlich heißen, schwuler und lesbischer Lebensge-
meinschaften, aber gut – „mit Ehe und Familien ge-
he.“ Soweit das Zitat! Wenn das jetzt einmal keine
Stellungnahme war!

Ich hätte es im Übrigen auch sehr begrüßt, wenn
ich mit ihm hier hätte debattieren können, anstatt
seine Meinung in der Talkshow „Sabine Christian-
sen“ am Sonntagabend zu erfahren.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Finanzministerkonferenzen  gehen  natürlich  vor,
ich habe dafür Verständnis. Gerade aber, dass so eine
Aussage vom Finanzsenator kommt, überrascht um-
so mehr. Ihnen, Herr Senator Perschau, möchte ich
Folgendes sagen: Zu Recht beklagen Sie den Ver-
lust von Steuereinnahmen durch den Wegzug von
Bremerinnen und Bremern. Was glauben Sie, wel-
chen Eindruck schwule und lesbische Jugendliche
von dieser Stadt haben, wenn der Finanzsenator sol-
che erzkonservativen Töne anschlägt?

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Glauben Sie, dass man sich in so einer Stadt als
Schwuler und als Lesbe wohl fühlen kann? Ich sage
Ihnen, was die jungen Menschen aus Bremen und
umzu machen: Sie ziehen nach Hamburg, Köln oder
Berlin. Warum? Weil dort ein Klima der Toleranz
herrscht! Selbst Herr Diepgen in Berlin hat die Zei-
chen der Zeit verstanden. Bremen aber leistet sich
den Luxus, junge Schwule und Lesben zu vergrau-
len. Herr Senator Perschau, denken Sie auch im In-
teresse der Bremer Finanzen um!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Gerade auch Schwule und Lesben sind gute Steuer-
zahler. Die CDU in Bremen gefährdet damit den li-
beralen Ruf dieser Stadt.

Lassen Sie mich zu dem Gesetz überleiten, wel-
ches am Freitag im Bundestag verabschiedet wur-
de! Ich möchte an dieser Stelle einmal kurz begrün-
den, warum dieses Gesetz nicht nur für Schwule und
Lesben so wichtig ist.

Erstens, Verantwortung in der Gesellschaft stär-
ken: Die rotgrüne Bundesregierung will soziale Bin-
dungen stärken. Familie erscheint heute aber in vie-
lerlei Gestalt. Auch in homosexuellen Lebensge-
meinschaften wird füreinander eingestanden, wer-
den Werte gelebt, die für unsere Gesellschaft wich-
tig sind. Die eingetragene Lebenspartnerschaft trägt
diesen Realitäten und der Vielfalt der Lebensformen
Rechnung. Sie ist kein Angriff auf Ehe und Familie,
wie es demagogisch gern behauptet wird, ganz im
Gegenteil, sie stützt Menschen, die füreinander Ver-
antwortung  übernehmen  wollen  und  die  es  jetzt
schon  tun.  Die  eingetragene  Lebenspartnerschaft
stärkt den Familiengedanken!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Zweitens, Diskriminierung abbauen: Bislang gel-
ten homosexuelle Lebenspartner vor dem Gesetz als
Fremde, selbst wenn sie jahrzehntelang zusammen-
leben und füreinander sorgen. Das ist ein absolut
unwürdiger Zustand, der schwere Beeinträchtigun-
gen der persönlichen Lebensgestaltung im Miet-
recht, beim Erwerb gemeinsamen Eigentums, bei
Auskunftsrechten, im Krankheits- und im Todesfall
zur  Folge  hat.  Besonders  schwerwiegend  ist  die
Rechtlosigkeit, wenn der Partner aus dem Ausland
kommt oder wenn Kinder in der Partnerschaft auf-
wachsen. Gegen diese Diskriminierung helfen kei-
ne Verfügungen oder Notarverträge, hier hilft nur
eine klare und umfassende rechtliche Regelung.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Drittens, Gerechtigkeit schaffen: Die eingetrage-
ne Lebenspartnerschaft ist ein Gebot der Gerech-
tigkeit. Schon heute wird in gleichgeschlechtlichen
Beziehungen Verantwortung gelebt. Lebenspartner
übernehmen mit der Eintragung umfassende Pflich-
ten. Sie sind einander gesetzlich zum Unterhalt ver-
pflichtet und entlasten damit die öffentlichen Kas-
sen, beispielsweise bei der Sozialhilfe, der Arbeits-
losenhilfe und beim Wohngeld. Im Gegenzug ist es
nur gerecht, dass Unterhaltsleistungen auch bei der
Steuer berücksichtigt und einkommenslose Lebens-
partner in die Familienversicherung bei der Kran-
kenkasse einbezogen werden.

Viertens, Integration fördern: Mit der eingetrage-
nen Lebenspartnerschaft akzeptiert der Staat Les-
ben und Schwule endlich als vollwertige Bürgerin-
nen und Bürger. Er holt sie vom Rand in die Mitte
der Gesellschaft. Deutschland hat eine unheilvolle
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Geschichte der staatlichen Verfolgung, ich habe in
meinem ersten Beitrag darauf bereits hingewiesen.

Fünftens, Anschluss an Europa finden: Mit der ein-
getragenen Lebenspartnerschaft findet unser Land
Anschluss an die Entwicklung in Europa. Die skan-
dinavischen Länder, die Niederlande und Frankreich
haben gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften
längst rechtlich anerkannt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Weltoffenheit und Toleranz gelten im Zeitalter der
Globalisierung als positiver Standortfaktor. In den
16 Jahren Kohl-Regierung ist Deutschland hier ge-
sellschaftspolitisch ins Hintertreffen geraten. Rotgrün
macht Schluss mit dem Hinterwäldlertum.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sechstens, Weltoffenheit und Toleranz fördern: Die
eingetragene Lebenspartnerschaft steht für Toleranz,
Achtung der Bürgerrechte und für einen Pluralismus
der Lebensformen. In Nachbarländern, die die ein-
getragene Lebenspartnerschaft eingeführt haben, ist
die Akzeptanz von Schwulen und Lesben spürbar
gewachsen.

Siebtens und letztens sage ich Ihnen ganz deut-
lich: Die Verfassung wird nicht gebrochen! Das Ver-
dikt verfassungswidrig wird gern als Totschlagsar-
gument gebraucht, wenn man eine inhaltliche Aus-
einandersetzung in der Sache scheut. Artikel 6 des
Grundgesetzes stellt Ehe und Familie unter den be-
sonderen Schutz des Staates. Der besondere Schutz
der Ehe umfasst nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichtes insbesondere a) das Grund-
recht der Eheschließungsfreiheit, b) die Institutions-
garantie für die Ehe, c) ihre Leitbildfunktion, d) die
Nichtbeeinträchtigung der Ehe und e) das besonde-
re Benachteiligungsverbot für die eheliche Lebens-
gemeinschaft.

Keines dieser Prinzipien ist von der Einführung
der  eingetragenen  Lebenspartnerschaft  berührt,
denn die Eheschließungsfreiheit ist selbstverständ-
lich in keiner Weise tangiert. An der Institutionsga-
rantie wird in keiner Weise gerüttelt. Die Leitbild-
funktion  der  Ehe  kann  naturgemäß  nur  für  die
gelten, die sie eingehen können, also nicht für Ho-
mosexuelle. Glauben Sie denn wirklich, dass ein po-
tentieller Familienvater seine Angebetete nicht hei-
raten wird, weil er eventuell auch mit einem Mann
eine  eingetragene  Lebenspartnerschaft  eingehen
könnte? Wohl kaum!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Die Beeinträchtigung der Bereitschaft zur Ehe-
schließung hat nur für solche Lebensformen Bedeu-
tung, die nach dem Verständnis des Bundesverfas-
sungsgerichts mit der Ehe konkurrieren, also für die
verschiedengeschlechtlichen Lebensgemeinschaf-
ten.  Homosexuelle  Paare  haben  keine  Wahl  zwi-
schen eingetragener Lebenspartnerschaft oder Ehe.
Keine einzige Ehe wird durch das neue Gesetz we-
niger geschlossen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Für  die  eingetragene  Lebenspartnerschaft  sind
keine identischen Rechte, geschweige denn besse-
re Rechte, wie von Senator Perschau gesagt, als für
die Ehe vorgesehen. In einer Reihe von Bereichen
sind Regelungen für Ehegatten auf Lebenspartner
übertragen worden, in anderen nicht. So gibt es zum
Beispiel für die Lebensgemeinschaften kein Adop-
tionsrecht, kein Ehegattensplitting, keinen Versor-
gungsausgleich. Staatliche Mittel werden durch die
Existenz  der  eingetragenen  Lebenspartnerschaft
nicht geschmälert, diese nimmt niemandem etwas
weg.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, nach
meinem Beitrag werden Sie sicher alle verstehen,
dass ich dem Antrag der Grünen selbstverständlich
zustimmen werde.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich weiß, dass viele meiner Kolleginnen und Kolle-
gen in der SPD-Fraktion dies auch gern getan hät-
ten.

(Beifall bei der SPD)

Denen fällt es außerordentlich schwer, dem Antrag
nicht zuzustimmen. Sie wissen aber auch, dass es
unter den Koalitionsfraktionen nicht üblich ist, ge-
meinsam mit der Opposition den Koalitionspartner
zu überstimmen. Um der Bedeutung dieses Reform-
projektes jedoch gerecht zu werden, wird sich die
gesamte restliche SPD-Fraktion der Stimme enthal-
ten. Dies ist als deutliches Zeichen an alle Schwulen
und Lesben in Bremen zu werten, und anders als
Frau Linnert bewerte ich das als durchweg positiv.

(Beifall bei der SPD)

Herr Präsident, meine Damen und Herren, in An-
lehnung an Martin Luther King habe ich zum Ab-
schluss einen Traum. Ich träume von einer Zeit, in
der es wirklich egal ist, wer wen und wie liebt. Ich
träume von einer Zeit, in der Menschen, die gemein-
sam füreinander einstehen und Verantwortung für-
einander übernehmen wollen, dies auch öffentlich
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bekunden können. Ich träume von einer Zeit frei von
Diskriminierung,  frei  von  Vorurteilen,  frei  von
Schranken. Doch nur beim Träumen darf es natür-
lich nicht bleiben. Ich bitte Sie: Helfen Sie mit, die-
sen Traum möglichst schnell in die Wirklichkeit um-
zusetzen! Dieser Appell richtet sich an alle Mitglie-
der des Hauses, also auch an die Fraktion der CDU
sowie an den Senat. – Ich bedanke mich für Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Oppermann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Herr Präsident,
meine  Damen  und  Herren!  Herr  Engelmann,  ich
fürchte,  mich  werden  jetzt  viele  in  diesem  Haus
falsch verstehen. Sie haben gesagt, dieses Gesetz
hat für die Finanzen des Staates keine Folgen. Das
stimmt nicht, ich möchte das nur zur Richtigstellung
sagen, 10 000 eingetragene gleichgeschlechtliche
Lebensgemeinschaften oder Lebenspartnerschaften
hätten einen Rentenanspruch auf eine jährliche Zah-
lung von 1,5 Milliarden DM, und der Rentenkasse
geht es jetzt schon schlecht.

(Abg. E n g e l m a n n  [SPD]: Das ist ja
ein tolles Argument!)

Ich habe es ja gesagt, ich werde wahrscheinlich
falsch verstanden werden. Die Damen und Herren
haben alle eingezahlt, selbstverständlich haben sie
dann auch einen Rechtsanspruch darauf. Nur, Sie
sagten, es hätte keine Folgen, es hätte aber zusätz-
liche Folgen.

Bei der Arbeitslosenhilfe und beim Bezug von So-
zialhilfe  wurden  gleichgeschlechtliche  Lebensge-
meinschaften bislang besser gestellt. Es wurde nicht
gegenseitig aufgerechnet, das ist jetzt mit dem Ge-
setz, wenn es denn ein Gesetz wird, aufgehoben.
Ehegattensplitting gibt es nicht, aber der Staat, das
Gesetz räumt ihnen die Möglichkeit ein, dass der
besser Verdienende 40 000 DM seines Einkommens
dem  weniger  gut  Verdienenden  überträgt,  damit
werden für die Lebenspartnerschaft Steuern gespart,
und der Staat bekommt weniger Einnahmen.

Wir haben der Antwort des Senats entnehmen
können, dass der Senat bei der Vergabe von Wohn-
raum keine Diskriminierung von gleichgeschlecht-
lichen Paaren in Bremen und Bremerhaven sieht.
Selbst die Vergabe von Wohnraumberechtigungs-
scheinen läuft in Bremerhaven und Bremen unpro-
blematisch. Das ist sicherlich auch ein Vorteil des
etwas  anonymeren  Lebens  in  der  Großstadt,  aber
auch  ein  Zeichen  der  liberaleren  Einstellung  der
meisten  Menschen  gegenüber  gleichgeschlechtli-
chen Lebenspartnerschaften. Die Nachfolge im Miet-

recht müsste man regeln, das ist ganz selbstverständ-
lich.

Wie an den Schulen mit dem Thema männliche
und weibliche Homosexualität umgegangen wird,
das hängt sicherlich ganz und im Wesentlichen von
dem  Fingerspitzengefühl  des  Unterrichtenden  ab
und auch von der Altersgruppe, in der es stattfin-
det, aber das Wesentliche ist wohl das Fingerspit-
zengefühl dessen, der den Unterricht in der Klasse
leitet. Der Antwort des Senats habe ich entnommen,
dass es in Bremen und Bremerhaven in den Schulen
kein besonderes Problem damit gibt.

Meine Damen und Herren, gerade die Grünen tun
so, als ob alle Menschen jetzt nach diesem neuen
Gesetz Hurra schrien. Ich möchte einen der ihrigen
als Zeugen anführen, dass dem nicht so ist: Herbert
Rusche, Homosexueller und, wenn meine Informa-
tionen richtig sind, Gründungsmitglied der Grünen
und Ex-Bundestagsmitglied, erklärt in einer Presse-
erklärung, ich zitiere mit Genehmigung des Präsi-
denten: „Im Gegensatz zu den Beteuerungen der
Initiatoren dieses Gesetzes handelt es sich hierbei
weder um eine geschlechtliche Gleichstellung noch
um ein Dokument gesellschaftlicher Akzeptanz für
Homosexuelle.“

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Der will mehr!)

Hören Sie weiter zu! Rusche vertritt die Meinung,
dass durch dieses Gesetz die Ungleichbehandlung
von Homosexuellen und Heterosexuellen gesetzlich
festgeschrieben wird. Sieben Jahre nachdem der Pa-
ragraph  175  gestrichen  wurde,  werden  schwule
Männer wieder Gegenstand eines Homosexuellen-
Gesetzes und lesbische Frauen erstmals Gegenstand
eines Gesetzes, das nur für homosexuelle Menschen
beschlossen wurde. Ich teile die Schlussfolgerungen,
die er daraus zieht, ausdrücklich nicht, Frau Stah-
mann, führe aber ihn als Betroffenen, als Zeugen
an, dass dieses Gesetz, zu dem nach Antrag von
Bündnis  90/Die  Grünen  Bremen  ja  sagen  sollte,
durchaus auch bei Teilen der Betroffenen auf Ab-
lehnung stößt. Dass die Kirche das ablehnt, finde ich
nur selbstverständlich, das möchte ich auch nicht
weiter ausführen.

(Abg. E n g e l m a n n  [SPD]: Welche Kir-
che denn?)

Wir als CDU sagen nein zu diesem Gesetz, das
die Eigenschaften von Lebenspartnerschaften als ein
eheähnliches Rechtsinstitut vorsieht. Dieses Gesetz
ist den Vorschriften über Ehe und Familie in so en-
ger Weise nachgebildet, dass es sich nur noch in klei-
nen Teilen voneinander unterscheidet. Der Münch-
ner Staatsrechtler Peter Badura erklärt in der Zei-
tung „Die Welt“, ich zitiere: „Sich die Verfassung
einfach  nach  gesellschaftlichen  Bedürfnissen  zu-
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rechtzubiegen oder unterlaufen zu wollen verbietet
sich, denn diese ist nicht einfach ein Spiegelbild so-
zialer Realität, sondern vielmehr ein nachhaltig auf
Wirksamkeit, auf Gegenseitigkeit und widerstreben-
de soziale Kräfte angelegtes Richtmaß.“

Ich wiederhole mich, wenn ich noch einmal sage,
wenn alles gleich ist, dann ist nichts mehr von be-
sonderem Wert. Die Wertstellung der Familie wol-
len wir als Christdemokraten erhalten. Wir werden
deswegen den Antrag vom Bündnis 90/Die Grünen
ablehnen. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen) *):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Op-
permann, ich wollte als Erstes darauf eingehen, dass
Sie bei Ihrem ersten Redebeitrag gesagt haben, es
geht niemanden etwas an, wer mit wem zusammen-
lebt. Das sollte zeigen, dass die CDU-Fraktion eine
besonders liberale Position vertritt.

Ich möchte Ihnen da gern widersprechen. Es geht
uns etwas an, gerade in der Politik geht es uns et-
was an! Wenn Menschen nämlich zusammenleben,
und sie bitten darum, dass der Staat ihr Zusammen-
leben sich einmal genauer ansieht, dann geht uns
das etwas an! Es ist klar, dass der Staat mit seinen
rechtlichen Regelungen massiv in das Privatleben
von Menschen eingreift, in das von Alleinstehenden,
in das von Verheirateten, in das von in Gruppen le-
benden Menschen, in das von Wohngemeinschaf-
ten, und da geht es uns etwas an. Da geht es uns
nämlich als Leute an, die dafür zuständig sind, wie
der Staat mit seinen Bürgerinnen und Bürgern um-
geht, wie die Gesetze, Regelungen und Verordnun-
gen gegenüber den Lebensgemeinschaften sind. Da
geht es uns etwas an!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

So, wie Sie das hier gesagt haben, ist das einfach
zynisch. Das heißt nämlich: Uns geht das gar nichts
an, seht zu, wie ihr klarkommt! Wir verweisen euch
darauf, es gibt ja Rechtsanwälte und Notare. Ich fin-
de das zynisch! Ich finde, der Staat muss dem Be-
dürfnis von Menschen, ihre Lebensgemeinschaft zu
unterstützen, nachkommen, und das tut dieses Ge-
setz.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Jetzt zur Sache mit der Ehe und Familie! Als Ers-
tes müssen Sie einfach, auch als CDU-Fraktion, die
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

gesellschaftliche Realität zur Kenntnis nehmen, dass
mittlerweile eine Mehrzahl von Kindern dauerhaft
in so genannten Patchwork-Verhältnissen aufwächst.
Die alte Leitkultur, der Sie ja immer so nachtrauern,
nämlich Heirat, Kinder bekommen, er arbeitet, und
sie ist bei den Kindern zu Hause, dieses Leitbild funk-
tioniert nicht mehr. Das kann man jetzt vielleicht be-
dauern, man kann vielleicht auch sagen, die geistig-
moralische  Wende  der  CDU-Regierung  ist  daran
Schuld. Das würde ich nicht sagen, ich würde sa-
gen, moderne Gesellschaften mit einer sozialen Si-
cherheit für Menschen entwickeln sich so. Die Poli-
tik ist herausgefordert, dieser Entwicklung Rechnung
zu tragen und nicht den Menschen mit ihrer Art, wie
sie zusammenleben wollen, Knüppel zwischen die
Beine zu werfen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Das ist nämlich das Verfassungsgebot! Insbeson-
dere wenn es in diesen Bindungen Kinder gibt, dann
ist es besonders erforderlich, sie zu schützen, näm-
lich die Familie. Dann sage ich Ihnen noch einmal –
Sie haben das, glaube ich, nicht zur Kenntnis ge-
nommen –, dass auch in schwulen und lesbischen
Lebensgemeinschaften Kinder aufwachsen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es ist erforderlich, über die Regelung des kleinen
Sorgerechtes sicherzustellen, dass es da keine Dis-
kriminierung und Abwertung des Lebenspartners im
Umgang mit den Kindern gibt, der hat ja auch eine
Erziehungsaufgabe.

Zum Bundesverfassungsgericht möchte ich gern
noch etwas sagen. Es ist ja richtig, dass man davon
ausgehen kann, dass das Bundesverfassungsgericht
weiterhin der Auffassung ist, dass die Ehe vor ande-
ren Lebensgemeinschaften privilegiert werden soll.
Wir sind auch fest davon überzeugt, dass das Le-
benspartnerschaftsgesetz das nicht antastet. Es gibt
eine ganze Reihe von Regelungen, die immer noch
eine Distanz zur Ehe beinhalten.

Dann will ich Ihnen aber, wenn Sie jetzt hier schon
mit dem Bundesverfassungsgericht wedeln, noch ei-
ne andere Sache zur Kenntnis geben. Das Bundes-
verfassungsgericht hat nämlich erst 1993 darauf hin-
gewiesen, dass es vielfältige Behinderungen der pri-
vaten Lebensgestaltung bei homosexuellen Paaren
gibt, die aus der fehlenden Möglichkeit zur rechtli-
chen Absicherung resultieren. Es hat betont, dass
mit Fragen nach der Vereinbarkeit des derzeitigen
Rechtszustandes mit Artikel 2 des Grundgesetzes,
nämlich freie Entfaltung der Persönlichkeit, in Ver-
bindung mit Artikel 1, Schutz der Menschenwürde,
und Artikel 3, Gleichheit vor dem Gesetz, diese Fra-
gen aufgeworfen werden. Die rotgrüne Bundesre-
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gierung wird mit ihrem Lebenspartnerschaftsgesetz
dieses Verfassungsdefizit heilen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es wird dem Auftrag des Bundesverfassungsge-
richtes,  diese  Regelungsbedarfe  wahrzunehmen,
Rechnung tragen. Deshalb sage ich, ich kann es mir
nicht vorstellen, dass es verfassungswidrig ist, es sei
denn, man möchte gern, dass das Verfassungsge-
richt das tut, wobei ich ja immer noch glaube, dass
das Ihr wirkliches Motiv ist, sicherstellen, dass es
Regelungen für bessere und für schlechtere Men-
schen gibt.

Wenn Sie wirklich, wie Sie hier sagen, so liberal
und offen sind, dann fordere ich Sie noch einmal auf,
das zu tun, was Hamburg tut. Hamburg wirbt, Ham-
burg wirbt für die betroffene Gruppe, für die Grup-
pe  der  Schwulen  und  Lesben.  Wenn  man  da  am
Bahnhof ankommt, findet man ein Faltblatt vor, dar-
aus kann man ersehen, welche Angebote die Stadt
für Schwule und Lesben macht, Beratungsangebo-
te, Kneipen und Treffpunkte. Es ist ein tolles Stadt-
marketing, und Bremen als Stadt hat eine oberzen-
trale Funktion im Umland. Ja, dann machen Sie das
doch!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Zurufe von der CDU)

In Ordnung, ich habe das verstanden, Herr Her-
derhorst findet die Idee gut. Wir werden das einmal
in den Wirtschaftsförderungsausschüssen auf die Ta-
gesordnung bringen und sehen, ob das auch ge-
klappt hat. Wir möchten gern, dass um diese Ziel-
gruppe geworben wird, und wenn man das mit dem
Werben auch ernst meinte, dann wäre es natürlich
auch besser, wenn die Vertreter der Regierung sich
weniger mittelalterlich in der Öffentlichkeit äußern
würden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Oppermann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Frau Linnert, ich habe
vorhin gesagt, dass die Zeit der heilen Welt vorbei
ist. Das hätten Sie auch hören können. Dass auch
Kinder außerhalb von Ehen geboren werden, gab
es schon immer so, aber es gab auch andere Zeiten
in dieser Republik. Wenn ich gesagt habe, es geht
in diesem Land niemanden etwas an, wer mit wem
wie und auf welche Art und Weise zusammenleben
will, dann unterstreiche ich das noch einmal.

(Beifall bei der CDU)

Ich bin im Ländlichen groß geworden, und ich bin
1944 geboren. Viele der Väter meiner Freunde sind
aus dem Krieg nicht zurückgekommen. Die Frauen
haben dann mit anderen Männern zusammengelebt.
Dann kam zu der Zeit noch die Polizei und sah nach,
wo die Bettwäsche liegt oder ob ein zweites Bett ge-
trennt von dem Schlafzimmer der Mutter war. Des-
wegen: Das geht niemanden etwas an, und das ist
tiefe CDU-Überzeugung!

(Beifall bei der CDU)

Dass ich das persönlich bedauere, dass so viele
Ehen kaputtgehen, dafür bin ich in meiner Fraktion
bekannt. Viele Beschlüsse, die ich gern aus alter Tra-
dition haben wollte, sind nicht mehr zeitgemäß, da-
mit muss ich leben. Ich habe lange genug für ande-
re Beschlüsse gekämpft, aber ich trage die Beschlüs-
se, die die CDU-Fraktion, und nicht nur die Frak-
tion, auch meine Partei jetzt gefasst hat, mit Bedau-
ern, dass die Zeiten anders geworden sind, mit. Ich
bin seit 30 Jahren glücklich verheiratet und habe
nicht einen von diesen Tagen bedauert.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort Frau Senatorin Adolf.

Senatorin Adolf: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Herr Engelmann hat auf sehr eindrucks-
volle Weise den langen Weg der Diskriminierung
hier aufgezeigt. Ich bedanke mich dafür, weil ich
glaube, dass es eine sehr sachliche Darstellung war,
der wir alle nur zustimmen können!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich glaube, es ist auch bei der CDU unstrittig, dass
es diesen langen Weg der Diskriminierung gibt. Die
Veränderungen im familiären Zusammenleben von
Männern, Frauen, Eltern und Kindern sind ja viel-
schichtig und auch schon langjährig vorhanden. Fa-
milienreformpolitik der siebziger Jahre hat darauf
Rücksicht genommen, hat Reformgesetze erlassen,
ich nenne nur das Recht des nichtehelichen Kindes,
das in den siebziger Jahren verbessert wurde, das
Adoptionsgesetz, Ehe- und Familienrecht, die refor-
miert wurden. Allerdings war es so, dass gleichge-
schlechtliche Lebensgemeinschaften von all diesen
Reformen bisher nicht profitiert haben, auch das,
glaube ich, können wir unstreitig feststellen.

Zum aktuellen Sachstand vielleicht so viel: Frau
Linnert hat eben schon darauf hingewiesen, 1993
hat das Bundesverfassungsgericht entschieden, dass
die Eheschließung nur verschieden geschlechtlichen
Paaren zusteht, das ist richtig. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat jedoch gleichzeitig einen Weg ge-
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wiesen,  wie  dem  Bedürfnis  nach  einem  Schutz
gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften trotz-
dem Rechnung getragen werden könnte, und zwar
nicht nur ausdrücklich durch eine Verfassungsän-
derung, sondern auch durch einfache gesetzliche Re-
gelungen  könne  der  Gesetzgeber  das  Recht  auf
gleichgeschlechtliche  Lebensgemeinschaften  dem
Eherecht angleichen, so das Bundesverfassungsge-
richt.

Außerdem gibt es seit 1994 einen Beschluss des
Europäischen  Parlaments  zur  Gleichberechtigung
von Schwulen und Lesben. Danach sind die Mit-
gliedsstaaten  ausdrücklich  aufgefordert,  Mindest-
standards zur Gleichberechtigung von Schwulen und
Lesben einzuführen, und dazu zählt, dass ihnen nicht
länger die vollen Rechte und Vorteile, wie sie sich
aus der Eheschließung ergeben, vorzuenthalten sind.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Außerdem soll das Recht von Schwulen und Lesben
auf Elternschaft oder auf Adoption und Erziehung
von Kindern nicht beschnitten werden, soweit das
Europäische Parlament als Auftrag auch an die Bun-
desregierung.

Ein weiterer Sachstand: Die Bundesregierung hat
diese Empfehlungen des Europäischen Parlaments
im Oktober 1998 in den Koalitionsvertrag aufgenom-
men und sich verpflichtet, ein Gesetz gegen die Dis-
kriminierung und zur Förderung der Gleichbehand-
lung auf den Weg zu bringen und damit das Rechts-
institut der eingetragenen Lebensgemeinschaft mit
Rechten und Pflichten einzuführen. Im Juli 2000
wurde nun dieser Gesetzentwurf von den Koaliti-
onsfraktionen in Berlin vorgelegt. Darin wird das
familienrechtliche Institut eingetragene Lebenspart-
nerschaft für die diejenigen Paare geschaffen, die
für ihr auf Dauer angelegtes Zusammenleben einen
gesicherten Rechtsrahmen unter Einbeziehung ih-
rer gleichgeschlechtlichen Identität wünschen. Es
geht also um auf Dauer angelegte Lebensgemein-
schaften.

Es ist hier schon vielfach angesprochen worden,
der Senat hat sich zu diesem Gesetzentwurf noch
keine Meinung gebildet. Wir werden das tun müs-
sen, weil wir im Bundesrat natürlich unsere Meinung
dazu auch äußern müssen. Ich kann deswegen hier
heute auch nur meine persönliche Meinung zunächst
einmal vortragen, andere Senatsmitglieder haben ei-
ne andere Meinung, das weiß ich!

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wer hat denn die Hosen an?)

Ich habe heute welche an!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Meine persönliche Meinung ist, dass dem verfas-
sungsrechtlichen  Gebot,  dass  die  Ehe  nach  dem
Grundgesetz unter dem besonderen Schutz des Staa-
tes steht, hier Rechnung getragen wurde, indem die
eingetragene Lebensgemeinschaft von der Ehe wei-
terhin abgegrenzt bleibt. Das sieht dieser Gesetz-
entwurf vor, auch dazu ist hier schon Stellung ge-
nommen worden. Der Entwurf sieht eine formale
Gründung der Lebenspartnerschaft durch das Stan-
desamt vor, trifft Regelungen zum Namensrecht, zur
Unterhaltsverpflichtung, zum Erb- und Mietrecht,
zum Getrenntleben und zur Aufhebung einer sol-
chen Lebenspartnerschaft, auch die wird sicherlich
in der Realität vorkommen.

Besonders hervorzuheben ist das kleine Sorge-
recht, auch das ist hier schon angesprochen worden.
Damit wird endlich, aus meiner Sicht, dem Lebens-
partner eines allein Sorgeberechtigten die Befugnis
zur Mitentscheidung in Angelegenheiten des tägli-
chen Lebens des Kindes eingeräumt. Auch das ist
einfach ein Erfordernis der Praxis, der Realität.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Außerdem wird durch die eingetragene Lebens-
partnerschaft ein Verwandtschaftsverhältnis zu den
Angehörigen des Partners begründet, und auch der
Lebenspartner selbst gilt als Angehöriger, aus mei-
ner Sicht nachvollziehbar, notwendig. Mit diesem
Gesetz tritt dann letztlich gemäß dem Auftrag des
Europäischen  Parlaments  Deutschland,  wenn  es
denn als Gesetz verabschiedet wird, in die Reihe
derjenigen europäischen Länder wie die Niederlan-
de, Dänemark, Frankreich, Schweden und Norwe-
gen, die bereits entsprechende Regelungen haben
und  gleichgeschlechtliche  Lebenspartnerschaften
Ehepaaren weitgehend gleichgestellt haben.

Aus meiner Sicht, das ist ausdrücklich meine per-
sönliche Sicht, weil es eine abgestimmte Meinung
hier noch nicht gibt, sollte Ziel des staatlichen Han-
delns  in  unserer  Gesellschaft  sein,  die  Chancen-
gleichheit von Menschen mit homosexueller und mit
heterosexueller Orientierung zu erreichen. Ich glau-
be, dass wir hier einen Schritt vorankommen kön-
nen.

Vielleicht noch einmal konkret zu der Anfrage und
den bremischen Spezifika der Anfrage! Es gibt offe-
ne Fragen, das ist richtig, es gibt, das räume ich ein,
in meinem Ressort für dieses Thema bisher keine
ausgewiesene Zuständigkeit. Ich glaube, das ist auch
bisschen dem geschuldet, dass Bremen ein toleran-
ter, liberaler Platz ist, dass es seit Jahren gute Kon-
takte des Ressorts, ich sage einmal, in die Szene hin-
ein gibt und wir diese Szene ja auch einvernehm-
lich im Parlament, das ist keine Frage, finanziell för-
dern. Wir werden das ändern. Wir werden eine Zu-
ständigkeit  ausweisen,  um  auch  diesem  Wunsch,
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wenn er denn besteht, gerecht zu werden. – Vielen
Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die gemeinsame Aussprache ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen mit der Drucksachen-Nummer 15/515 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen und Abg.
E n g e l m a n n  [SPD])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU)

Stimmenthaltungen?

(SPD und Abg. T i t t m a n n  [DVU]

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, die Bür-
gerschaft (Landtag) lehnt den Antrag ab.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der Mitteilung des Senats auf die Große Anfrage der
Fraktion der SPD Kenntnis.

Vermeidung und Bekämpfung von Schiffsunfällen
in der südlichen Nordsee, der Außen- und Unter-

weser sowie in den bremischen Häfen

Mitteilung des Senats vom 10. Oktober 2000
(Drucksache 15/485)

Wir verbinden hiermit:

Vermeidung und Bekämpfung von Schiffsunfällen
in der südlichen Nordsee, der Außen- und Unter-

weser sowie in den bremischen Häfen

Antrag der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 14. November 2000

(Drucksache 15/528)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig.

Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Töpfer.

Abg. Töpfer (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Bei diesem Thema geht es auch um
Schutz von Menschen und um Schutz von Natur, das
will ich gleich einmal an den Anfang stellen. Sie

wissen alle, dass der Seeverkehr eine ökologisch und
ökonomisch sinnvolle Alternative zum Landtrans-
port, aber auch zum Flugzeug ist, dass aber der Ver-
kehr über See auch mit ökologischen Risiken ver-
bunden ist. Das haben die Unglücke der letzten Jah-
re gezeigt. Ich nenne stichwortartig den Untergang
der Erika im Dezember letzten Jahres, jetzt vor we-
nigen  Tagen  ist  ein  Chemietanker  ebenfalls  vor
Frankreichs Küste gesunken, und wir hatten das De-
saster mit der Pallas vor mehreren Monaten vor der
dänischen und schleswig-holsteinischen Nordseekü-
ste. Die Pallas ist ja nur ein normaler Holzfrachter
gewesen und kein Tanker, trotzdem sind riesige Um-
weltschäden im Meer und in der Vogelwelt entstan-
den.

Dieses Unglück liegt mittlerweile zwei Jahre zu-
rück. Es hat dazu geführt, dass sich das Seeamt in
Kiel, ein Untersuchungsausschuss des schleswig-
holsteinischen Landtags und auch die von der Bun-
desregierung eingesetzte Grobecker-Kommission
mit der Aufarbeitung der Vorgänge befasst und Kon-
sequenzen erarbeitet haben, so unter anderem im
Grobecker-Bericht vom 16. Februar dieses Jahres.
Wir hatten daraufhin am 23. März einen Antrag hier
in der Bürgerschaft, in dem wir den Senat aufgefor-
dert haben, uns über die Konsequenzen aus diesen
drei wichtigen Untersuchungen zu berichten, aber
auch darauf einzugehen, welche Maßnahmen im
bremischen Bereich notwendig sind. Das Letztere
ist mit der Mitteilung des Senats nicht geschehen.
Deswegen fordern wir das erneut mit dem Dring-
lichkeitsantrag ein.

Lassen Sie mich Folgendes deutlich machen: Die
Zahlen  sind  im  Grunde  genommen  erschreckend.
Nach EU-Angaben passieren jährlich 3000 Schiffs-
unfälle vor Europas Küsten. Weltweit gehen jähr-
lich 130 Seeschiffe – Seeschiffe, ich rede nicht von
Kleinbooten – unter, und das mit enormen Folgen
nicht nur für die Menschen, die an Bord waren, son-
dern auch für die Natur. Deswegen gibt es für die
Politik  Handlungsnotwendigkeiten.  Einige  davon
möchte ich ansprechen.

Ich finde, dass die Grobecker-Kommission sehr gu-
te Vorschläge vorgelegt hat. Ein Dank an diese Kom-
mission, die ja so genannt wird, weil unser ehemali-
ger Senator den Vorsitz hatte!

(Beifall bei der SPD)

Wir sind mit der in der Mitteilung des Senats vorge-
gebenen Vorgehensweise einverstanden, dass viele
dieser guten Vorschläge aus dem Bericht der Kom-
mission zwischen Bund und den Ländern weiter auf-
gearbeitet werden, um daraus zusätzliche Schlussfol-
gerungen zu ziehen. Ich will damit deutlich machen,
dass wir nicht Maßnahmen verzögern wollen, wie
ich es kürzlich einmal in einer Umweltzeitung gele-
sen habe. Wir wollen das Thema nicht auf die lange
Bank schieben. Wir wollen auch nicht, dass der Na-
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me Pallas verblasst und das Thema in Vergessen-
heit gerät, nein, wir wollen ernsthafte Vorbeugungs-
und Bekämpfungsmaßnahmen, wesentliche Schrit-
te, um unsere Küsten, unsere Meere und auch die
Schiffe sicherer zu machen.

Ich möchte einiges nennen, was in der Zwischen-
zeit schon erfolgt ist. Der Hochseeschlepper Oceanic
bleibt weiterhin vor Helgoland auf Station. In der
Frage von Schleppereinsätzen hat die Grobecker-
Kommission auch gute Vorschläge unterbreitet. Sie
ist davon ausgegangen, dass man nicht nur einen
leistungsfähigen Schlepper zur Verfügung stellt, son-
dern dass mehrere leistungsfähige Schlepper, die
durchaus kleiner sein können, an verschiedenen
Standorten positioniert werden sollen, denn Helgo-
land ist nur ein Punkt in der Nordsee, und Sie wis-
sen, dass es auch verschiedene andere Hauptschiff-
fahrtswege gibt.

Eine deutliche technische Verbesserung ist mitt-
lerweile in Cuxhaven bei der Einsatzleitgruppe er-
folgt. Dort ist ein weltweit einmaliges EDV-gestütz-
tes Vorsorge- und Führungsinstrument für die Schad-
stoffunfallbekämpfung mit und auf Schiffen einge-
richtet worden, ein wesentlich wichtiger Schritt.
Meines Erachtens hat allein diese technische Aus-
stattung zwischen zwei und drei Millionen DM ge-
kostet. Dann ist die Ausrüstung der Hilfsschiffe ver-
bessert worden. Auch ist in der letzten Zeit deutli-
cher geworden, dass verstärkt Übungen durchge-
führt worden sind, auch mit mehreren Nationen wie
Dänemark, Deutschland und Holland, um sich sol-
chen Gefahrenlagen zu stellen.

Trotzdem kann man feststellen, dass es noch sehr,
sehr viele Mängel gibt. Ich nenne als Beispiel den
Untergang des Chemietankers vor der französischen
Küste. Es war die gleiche Klassifikationsgesellschaft,
die auch die Klassifikation für die Erika ausgestellt
hatte, eine italienische. Da muss man sich wirklich
einmal die Frage stellen, ob nicht auch die Rollen
der Klassifikationsgesellschaften überprüft werden
müssen!

Ein weiterer wichtiger Punkt ist aus meiner Sicht,
dass auch auf den Kapitänen ein immer höherer
Druck lastet, als es früher der Fall gewesen ist. Da
galt noch, wenn ein Kapitän gesagt hat, ich laufe
nicht aus, es ist mir heute zu schwierig, oder der
Nebel ist zu stark. Ich habe das kürzlich bei einem
nautischen Essen hier in Bremen von Kapitänen bei
einer Diskussion am Tisch erfahren, dass sie Sorge
darüber haben, dass der Druck von Reedereien im-
mer größer wird, also auch auf den Kapitän. Er hat
meines Erachtens eine Verantwortung nicht gegen-
über der Reederei allein, sondern auch gegenüber
dem Meer, gegenüber seiner Besatzung. Hier sollte
man vielleicht darüber nachdenken, ob da nicht auch
einmal wieder eine andere Reedereipolitik ange-
bracht ist!

(Vizepräsident R a v e n s  übernimmt
den Vorsitz.)

Ein Beispiel, das von der Grobecker-Kommission
meines Erachtens nicht so genau untersucht worden
ist: Wie können wir Fortschritte in der Brandbekämp-
fung an Bord von Schiffen erreichen? Das ist eben
ganz anders, als wenn ein Brand an Land bekämpft
wird. Da ist Seegang, da fällt Licht aus, da bewegt
sich ein Schiff unruhig in der See, da gehen unter
Umständen  Brecher  über  Bord,  die  die  Brandbe-
kämpfung schwierig machen.

Herr Kollege Schildt und ich haben vor einiger
Zeit einmal den Vorschlag gemacht, ob das nicht
auch neue Chancen zum Beispiel für die Landes-
feuerwehrschule in Bremerhaven wären, verstärkt
Ausbildungsgänge auch für andere Feuerwehren mit
anzubieten, um sich solchen Gefahrenlagen in Zu-
kunft besser zu stellen. Wir sehen da große Schu-
lungspotentiale und Möglichkeiten im Bereich Bre-
merhaven, auch wegen der Nähe zur Deutschen Ge-
sellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger hier in Bre-
men, wo man manche Ausbildungsgänge gemein-
sam machen könnte. Ein stärkeres Augenmerk sollte
auf eine solche Tätigkeit gerichtet werden. Das wäre
ja auch ein weiterer Auslastungsbeitrag für die Lan-
desfeuerwehrschule in Bremerhaven selbst. Wir bit-
ten, das einmal mit Ihrem Kollegen Senator Schulte
zu überprüfen, Herr Senator Hattig.

Lassen Sie mich noch Folgendes sagen: Die Gro-
becker-Kommission hat auch Vorschläge zur See-
unfalluntersuchung gemacht, die meines Erachtens
in Berlin anders ausgelegt werden, als die Kommis-
sion es wollte. Sie hat nach meinen Kenntnissen und
nach meinen Gesprächen nicht vorgeschlagen, die
Seeämter aufzulösen. Sie wissen ja, dass wir die ak-
tuelle Diskussion darüber haben, dass die Seeun-
falluntersuchung neu geregelt werden soll und dass
es in Berlin beim Bundesverkehrsministerium Über-
legungen gibt, die Seeämter aufzulösen.

Wir haben vor einiger Zeit einstimmig in diesem
Haus einen Beschluss gefasst, dass wir uns dage-
gen wenden und dass wir solche Einrichtungen an
der Küste weiter haben möchten, weil dort nämlich
standortnah Unglücke besser aufgearbeitet und auf-
bereitet werden können als im fernen Berlin. Wir
bitten noch einmal den Senat, sich energisch bei der
Bundesregierung dafür einzusetzen, dass das See-
amt in Bremerhaven nicht geschlossen wird.

(Beifall bei der SPD)

Abschließend: Es gibt noch viel zu tun, es ist noch
nicht alles auf den Weg gebracht, das zeigt ja auch
das Ergebnis der Beratungen zwischen Bund und
Ländern, große Teile der Vorschläge der Grobecker-
Kommission noch weiter in die Debatten einzube-
ziehen und zu noch weiteren konkreten Maßnah-
men zu kommen, als ich es eben gesagt habe. Für
mich ist klar, dass dieses Thema ein Dauerthema ist.
Wenn man sich nur die erschreckenden Bilder der
letzten Tage vergegenwärtigt, ein Chemiefrachter
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sinkt im Ärmelkanal, dann wissen wir, dass uns so
etwas auch unmittelbar vor unseren Küsten und vor
unseren Hafeneinfahrten drohen kann. Es können
Brandunfälle auf Schiffen in unseren Häfen passie-
ren. Deswegen meinen wir, dass diese Debatte dazu
beitragen soll, dass wir uns dieser Thematik noch
intensiver stellen. – Vielen Dank, meine Damen und
Herren!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Schramm.

Abg. Schramm (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Die Zeit ver-
geht, das ist eine Banalität. Der Unfall mit der Pallas
ist bereits zwei Jahre her, und auf der Insel Amrum
findet jährlich ein Gedenktag anlässlich dieses Un-
falls statt. Dieser hat jetzt im Oktober stattgefunden,
und alle Redner, die sich dort geäußert haben, wa-
ren sich eigentlich einig in der Beurteilung, dass bis-
her zur Vermeidung und zur Verhinderung von See-
unfällen immer noch zu wenig in der Zwischenzeit
geschehen ist.

Es ist ja häufig so, der Kollege Töpfer hat darauf
hingewiesen, dass nach einem Unfall erst die Wel-
len hoch schlagen und dann doch alles leicht wie-
der in Vergessenheit gerät. Wer erinnert sich heute
noch an das Unglück mit dem ICE in Eschede zum
Beispiel oder an das Unglück mit der Concorde? Das
waren Katastrophen, über die man heute kaum noch
spricht. Wir haben jetzt die Katastrophe in Kaprun.
Wer weiß, wie lange man darüber noch so heftig
debattiert.

Unfälle aber, das weiß man eben, passieren im-
mer wieder, auch in der Seeschifffahrt, gerade auch,
wenn man bedenkt, wie hoch frequentiert gerade
diese Wasserstraße ist, zirka 420 000 Schiffspassa-
gen pro Jahr frequentieren die norddeutsche Bucht.
Darin liegt natürlich ein erhebliches Gefahrenpoten-
tial. Deshalb wird es immer wieder zu Unfällen kom-
men, und daher brauchen wir ein Notfallkonzept,
das wirklich die Maßnahmen schnell, effizient und
sicher einleitet, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nach dem Unfall 1998 mit der Pallas gab es einen
Untersuchungsausschuss. Es hat alles politische Wo-
gen geschlagen, es sind politische Konsequenzen
erfolgt in Schleswig-Holstein. Es hat den Einsatz der
Grobecker-Kommission  gegeben,  die  30  konkrete
Vorschläge zu einem besseren Notfallkonzept vor-
getragen hat, und es hat bereits einen Beschluss, das
wissen auch die wenigsten, des Bundestages gege-
ben, der sich ebenfalls mit diesem Unfall beschäf-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

tigt hat, und es gab verschiedene Landtagsbeschlüs-
se und Ministerkonferenzen der norddeutschen Kü-
stenländer. Nun sagt die Bundesregierung zum Bei-
spiel, die Grobecker-Vorschläge sollen in einem res-
sortübergreifenden neuen Projekt, das acht Teile ent-
hält, auf Bundesebene noch einmal geprüft und be-
wertet werden, und dann soll in zirka zwei Jahren,
man hofft, dass es bis dahin vorliegt, ein so genann-
tes Realisierungskonzept vorgelegt werden.

Meine Damen und Herren, das sind dann seit dem
Unfall 1998 vier Jahre! Das, finde ich, ist eine ziem-
lich lange Zeit, wenn man wirklich ein schnelles Un-
fall- und Sicherungskonzept haben will. Auf der an-
deren Seite brauchen eben 16 Jahre verkehrte Ver-
kehrspolitik des Bundeskanzlers Kohl eine lange Zeit
der Aufarbeitung!

Ursachen der Dauer sind aber auch, das muss man
sehen, die Probleme des Föderalismus. Es ist nicht
ganz einfach, die verschiedenen Interessen der Län-
der aufeinander abzustimmen, weil ja auch die Län-
der entsprechende Kompetenzen abgeben müssen.
Es gibt auch Verfassungsprobleme, wenn man be-
denkt, dass es sozusagen ein zentrales Einsatzkom-
mando mit weitgehenden auch polizeilichen Kom-
petenzen geben soll. Da muss man überprüfen, ob
das alles noch verfassungskonform ist und wie sich
die Länder bei der Abgabe ihrer Kompetenzen und
vor allen Dingen bei der Teilhabe auch der Finan-
zierung verhalten. Das ist ja auch immer ein Pro-
blem, wenn es um die Ökologie geht, wer welchen
Teil finanziert. Viele Dinge, das muss man aber auch
sagen, Herr Töpfer hat es angesprochen, sind be-
reits in Sachen Technik und Ausrüstung in die Wege
geleitet worden.

Was sagt nun der Senat dazu? Das interessiert uns
ja hier vor Ort immer besonders. Die Senatsantwort
ist von uns zu bewerten und zu beurteilen. Ich habe,
wenn ich richtig zugehört habe, eine leise Kritik des
Kollegen Töpfer an der Senatsantwort herausgehört,
die wir durchaus teilen. Ich finde, bei diesem sensi-
blen und emotionalen Thema auch für den Bereich
Schifffahrt, maritime Dienstleistungen oder Häfen
hat Bremen ja eigentlich eine gewisse Emotionalität
vorzutragen und gewisse Kompetenzen und Know-
how in diesem Bereich. Das kommt in der Senats-
antwort relativ wenig zum Ausdruck. Der Senat zi-
tiert eigentlich nur noch einmal die Vorschläge der
Grobecker-Kommission und rezitiert die Beschlüsse
des Bundeskabinetts. Ein richtiges Engagement ist
also eigentlich nicht zu verspüren und schon gar kein
eigenes Profil, das sich Bremen in dieser Frage ei-
gentlich aufbauen könnte.

Meines Erachtens hätte die Senatsmitteilung ei-
nen höheren Informationswert, wenn sie wenigstens
mitgeteilt hätte, wie und mit welchen Vorschlägen
Bremen sich jetzt in das neue Projekt in Teilen ein-
bringt, das würde uns als Parlamentarier interessie-
ren, und mit welchen Vorschlägen Bremen diese
ganze Debatte bundesweit voran bringt, denn Bre-
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men hat ja schließlich ein weitreichendes maritimes
Know-how.

Die Umweltministerkonferenzen sind da ein biss-
chen weiter. Diese haben die Grobecker-Vorschlä-
ge bereits beurteilt und bewertet, haben das einzeln
aufgeführt und jeden Vorschlag für sich bewertet,
ob er gut oder schlecht ist. Ich finde, das war eine
schnelle Reaktion, und die hätten wir uns vom Bre-
mer Senat auch gewünscht.

Der Bundestag hat noch schneller gehandelt. Er
hat im Februar 2000 schon verschiedene Maßnah-
men beschlossen: die Einrichtung einer Küstenwa-
che, das ist neu für die Bundesrepublik, und eines
so genannten Havariekommandos. Er hat beschlos-
sen, dass es in der Deutschen Bucht ausreichende
Schlepperkapazitäten  mit  den  entsprechenden
Pfahlzugleistungen, die da erforderlich sind, geben
muss. Das kann, muss aber nicht, die Oceanic sein.
Tatsächlich ist sie aber der einzige Hochseeschlep-
per, der das im Moment erfüllt. Wir fordern auch,
ich glaube, im Konsens mit den anderen Fraktionen,
dass der Vertrag der Oceanic entsprechend verlän-
gert wird, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der Bundestag hat auch beschlossen, die Hafen-
staatenkontrollen auszudehnen und Hafeneinlauf-
verbote auszusprechen. Das ist vielleicht auch im
neuen Hafenbetriebsgesetz, das Bremen jetzt vor-
legt, enthalten, und das finden wir gut. Anreizsyste-
me für Hafengebühren hat der Bundestag bereits
beschlossen, auch das ist ja ein Thema, das wir im-
mer wieder hier besprechen, das finden wir eben-
falls gut.

Eine Forderung, die mir sinnvoll erscheint, ist noch
ein bisschen strittig, und zwar ist das die Forderung,
dass das Wattenmeer als ein Sondergebiet ausge-
wiesen wird. Das heißt, dass es hier immer zu Ge-
nehmigungen kommen muss, wenn ein Gefahrgut-
schiff dieses Gebiet kreuzt. Die Grobecker-Kommis-
sion hat auch zu dieser Forderung Stellung genom-
men und gesagt, das finden wir nicht so gut, aber
der Deutsche Bundestag hat diese Forderung be-
schlossen.

Hier gibt es also widersprechende Meinungen.
Mich würde interessieren, welche Forderungen ei-
gentlich der Senat in dieser wichtigen ökologischen
Frage hat, ob er die Forderungen des WWF unter-
stützt, der nämlich in einem neuen fünfzigseitigen
Gutachten genau diese Forderung noch einmal be-
gründet hat, oder ob er diese Forderung ablehnt, und
wenn er sie ablehnt, aus welchen Gründen er das
tut. Das würde uns interessieren, und daher teilen
wir die leichte indirekte Kritik an der Senatsantwort,
die Herr Töpfer vorgetragen hat.

Ich denke, dass der Antrag der Fraktionen der
großen Koalition, jetzt noch einmal den Senat auf-

zufordern, noch einmal zu beurteilen, noch einmal
vorzulegen, eigentlich das ganze Dilemma der Se-
natsantwort deutlich zeigt. Von daher können wir
diesen Antrag nicht ablehnen. Wir halten ihn eigent-
lich für überflüssig, weil der Senat längst die Be-
schlüsse, die wir hier gefasst haben, hätte umsetzen
und eine Bewertung vornehmen müssen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das hat er nicht getan, und jetzt muss er noch ein-
mal aufgefordert werden, ich weiß nicht, wie viele
Male noch, warten wir es ab! Von daher werden wir
diesem Antrag aus der Not der Situation heraus erst
einmal zustimmen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Imhoff.

Abg. Imhoff (CDU): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Zum Unglück der Pallas ist ja schon
einiges gesagt worden, und deswegen schließe ich
mich da auch meinen Vorrednern an, dass das eine
ganz traurige Sache war. Das darf auch nicht wie-
der passieren.

Das zur Zeit für solche Unfälle bestehende Not-
fallkonzept weist also erhebliche Lücken auf, vor
allem bei der Unfallverhütung, der Unfallbekämp-
fung und dem Unfallmanagement. Die Grobecker-
Kommission hat die Schwachstellen darin ausge-
macht und deshalb eine 30-Punkte-Empfehlung zur
Verbesserung des Notfallkonzepts auf nationaler und
internationaler Ebene vorgelegt. Zu den drei Schwer-
punkten muss man sagen, dass die Unfallverhütung
sich auf jeden Fall schwierig gestalten wird, weil der
Einfluss der deutschen Bundesregierung auf auslän-
dische Schiffe doch eher gering ist. Nach den Erfah-
rungen, die wir bei der Umsetzung der Marpol-Kon-
vention gemacht haben, hat man gesehen, dass die
Bundesregierung diese Themen anscheinend nicht
für so wichtig hält. Schade!

Die Unfallbekämpfung ist, wenn ausreichend und
in  Zukunft  verbessertes  Material  zur  Verfügung
steht, der weniger problematische Punkt. Das hat
uns auch die Notfallschlepperübung letzte Woche
gezeigt, die unter realistischen Verhältnissen, also
bei rauer See, und mit einer neuartigen Schlepplei-
ne  doch  relativ  erfolgreich  abgeschlossen  wurde.
Dass Nachbarstaaten sich bei Katastrophen gegen-
seitig unterstützen müssen, ist für mich jedenfalls
eine Selbstverständlichkeit.

(Beifall bei der CDU)

Doch verbesserte Verhältnisse bei der Unfallbe-
kämpfung helfen uns nicht, wenn das Unfallmana-
gement  nicht  verbessert  wird.  Es  ist  nicht  auszu-
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schließen, dass Menschen Katastrophen koordinie-
ren müssen, die am liebsten immer nur mit dem Fin-
ger auf andere zeigen, so wie es bei der Pallas-Ha-
varie das schleswig-holsteinische Umweltministeri-
um unter der Regie von Herrn Steenblock getan hat.

(Beifall bei der CDU)

Hier müssen also in Zukunft Kompetenzen gebün-
delt  werden,  die  sich  dann  nach  grundsätzlichen
Richtlinien zu verhalten haben.

Aus der Mitteilung des Senats kann man entneh-
men, dass ein Großteil für die Weiterentwicklung des
Notfallkonzeptes zur Sicherung der Küsten in der
Hand des Bundes liegt. Wenn man sich dann die all-
gemein schwierige Situation in der Seeschifffahrt vor
Augen führt, in der es ja genug veraltete Schiffe mit
zum Teil nicht oder schlecht ausgebildetem Perso-
nal gibt, wird einem schnell klar, dass hier ganz drin-
gender Handlungsbedarf besteht, denn jeden Tag
kann es zu einer neuen Katastrophe an unseren
Küsten kommen. Hoffentlich nicht, denn unsere rot-
grüne Bundesregierung hat in dem letzten dreivier-
tel Jahr, seit der Bericht der Grobecker-Kommission
vorliegt, meines Erachtens jedenfalls noch nicht viel
zustande gebracht, jedenfalls nicht mit abschließen-
den Ergebnissen!

Bis jetzt wurde nur eine völlig überdimensionier-
te Projektgruppe ins Leben gerufen, und ich finde,
wenn man sich einmal ansieht, wer dort überall mit-
zureden hat, dann ist mir auch schon fast klar, dass
die vorgegebene Zeitspanne von zwei Jahren sowie-
so überschritten wird

(Beifall bei der CDU)

getreu dem Motto: In der nächsten Legislaturperi-
ode können sich andere damit beschäftigen, aber
wir wären bereit!

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

In Anbetracht dieser Tatsachen sollten die Küsten-
länder einmal alle Eitelkeiten beiseite legen, Farbe
bekennen und an einem Strang ziehen, dann kann
man auch mit vereinten Kräften die Bundesregie-
rung zum schnellen Handeln und zu dementspre-
chend vorzuweisenden Ergebnissen drängen.

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion hält
eine Optimierung und Weiterentwicklung des be-
stehenden Notfallkonzeptes für sehr wichtig. Des-
wegen auch unser gemeinsamer Dringlichkeitsan-
trag, damit uns in der Folgezeit über das Problem
berichtet wird und wir hier auch immer alle am Ball
bleiben können! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! In der Sache sind wir uns weitgehend ei-
nig. Ein Dringlichkeitsantrag ist bei einem solchen
Unglück  immer  berechtigt,  und  die  Frage,  wie
schnell eigentlich was erledigt wird, ist eine konse-
quente, die wir hier nicht länger erörtern müssen.
Da sind wir, ich wiederhole mich, einer Meinung.
Andererseits ist zu beachten, und so ist es nun ein-
mal, wie die Zuständigkeiten sind. Es ist zunächst
der Bund zuständig. Der Bund arbeitet mit den Län-
dern zusammen. Dann gibt es eine Vielzahl von Or-
ganisationen, die eingebunden werden müssen, und
die Willensbildung bedarf ihrer Zeit. Ob man da aus
Berlin hätte wesentlich schneller handeln können,
ist eine Frage, die auch ich stelle.

Wir haben die Grobecker-Kommission mit 30 Vor-
schlägen zur Kenntnis genommen. Aus dieser Gro-
becker-Kommission sind acht Arbeitskreise entstan-
den, an denen die Länder arbeitsteilig, also auch Bre-
men, beteiligt sind. Wir warten jetzt ab, was daraus
wird, tun aber unseren Teil, um das Abwarten nicht
zu einem Dauerzustand zu machen. Wenn diese Er-
kenntnisse vorliegen, ein Teil ist ja schon beantwor-
tet, muss man nach der jeweiligen Zuständigkeit fra-
gen. Auch diese ist hier nicht mit einer Bemerkung
abzutun. Wenn das dann geklärt ist, werden wir, das
Land Bremen, in eigener Verantwortung handeln.
Sie dürfen sicher sein, dass Ihr Anliegen auch mein
Anliegen ist, es schnell zu tun, dass ich darauf hin-
wirke.

Die summarische Feststellung ist eine, die wir auch
sehr konkret in den Arbeitsgruppen immer wieder
begründen, dass wir nämlich aus dieser Katastro-
phe lernen müssen, dass wir die Sicherheit zu erhö-
hen haben und, ich darf es noch einmal so sagen,
dass wir uns sehr bemühen, in der Zuständigkeit von
Bund, Ländern und den übrigen Organisationen als-
bald zu klaren und eindeutigen Schlussfolgerungen
zu kommen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und der
CDU mit der Drucksachen-Nummer 15/528 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?
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Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
der Mitteilung des Senats Kenntnis.

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 18
vom 16. Oktober 2000

(Drucksache 15/489)

Wir verbinden hiermit:

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 19
vom 7. November 2000

(Drucksache 15/522)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Behandlung der Petitionen in der emp-
fohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psy-
chischen Krankheiten und zur Änderung anderer

Gesetze

Mitteilung des Senats vom 17. Oktober 2000
(Drucksache 15/490)

1. Lesung

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Frau  Senatorin
Adolf.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wir beraten heute
das Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei
psychischen Erkrankungen. Mit diesem Gesetz fü-
gen wir auch hier im Land Bremen zwei Gesetze zu
einem zusammen, nämlich das Gesetz zum so ge-
nannten Maßregelvollzug, also die Unterbringung
psychisch erkrankter Straftäter in einem psychiatri-

schen Landeskrankenhaus, und das bisherige Psych-
KG, das Gesetz zur Unterbringung psychisch Kran-
ker, die sich oder andere gefährden, weil eine Krank-
heits- und Behandlungseinsicht aktuell nicht besteht.
Wir vollziehen mit dieser Zusammenlegung im Land
Bremen das, was im Bundesland Sachsen bereits er-
folgreich zum Abschluss gebracht werden konnte.

Dieses Gesetz, meine Damen und Herren, schafft
Rechtssicherheit für die Betroffenen sowie für die
handelnden Personen bei den Gerichten und vor al-
len Dingen im psychiatrischen Krankenhaus. Es re-
gelt die Aufstellung eines Psychiatrieplanes, es si-
chert die Einrichtung für einen Landespsychiatrie-
ausschuss, es erweitert die Aufgaben der Besuchs-
kommissionen und fasst diese Aufgaben auch ge-
nauer,  und  es  beteiligt  die  Patienten  sowie  die
Kostenträger und die niedergelassenen Ärzte.

Im  Bereich  der  Hilfen  für  psychisch  Kranke
schreibt das Gesetz die Ziele für die Bereiche der
vorsorgenden Hilfen, der begleitenden Hilfen sowie
auch für die nachgehenden Hilfen fest. Sie finden
dies in Paragraph 5 des Gesetzes aufgelistet. Eine
Fülle von Maßnahmen, meine Damen und Herren,
die  weitere  Orientierung  schaffen  und  Hilfe  und
Schutz bei psychischen Krankheiten für die Betrof-
fenen garantieren soll!

Meine Damen und Herren, das Gesetz steckt aber
auch den Rahmen für besondere Schutz- und Siche-
rungsmaßnahmen ab, damit eine gegenwärtige Ge-
fahr für Personen und Sachen auch wirklich wirk-
sam verhindert werden kann. Das heißt dann auch
die Beschränkung des Aufenthaltes im Freien für die
betroffenen Patienten, das heißt auch die Absonde-
rung von anderen Patienten, das heißt die Unterbrin-
gung in besonders gesicherten Räumen, die Fixie-
rung sowie die vorübergehende Ruhigstellung durch
Medikamente. Diese Sicherungsmaßnahmen sollen
den Schutz der Bürgerinnen und Bürger garantie-
ren, und dies ist leider immer wieder einmal erfor-
derlich, wir erinnern uns an Einzelfälle, meine Da-
men und Herren. Wir sind als Parlament dazu ver-
pflichtet, die Bürgerinnen und Bürger zu schützen,
und dies machen wir mit dem vorliegenden Gesetz
und machen dies noch einmal deutlich und heben
dies hervor.

Zusammengefasst, meine Damen und Herren: Das
Gesetz klärt den Schutz der Menschen, die von psy-
chischer Erkrankung betroffen sind. Es regelt die
Sicherungsmaßnamen, damit die Bürgerinnen und
Bürger vor Gefahr geschützt werden können, es klärt
das Miteinander der handelnden Personen, auch mit
den Krankenkassen, mit den nervenfachärztlichen
Praxen, und es definiert die Aufgaben des Sozial-
psychiatrischen Dienstes. Ich glaube, dass dieses Ge-
setz, das uns heute zur Beratung vorliegt, ein gutes
Gesetz ist, ein durchdachtes Gesetz ist, und dafür
möchte ich mich beim Ressort auch bedanken.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)
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Für die CDU-Fraktion bitte ich deshalb um Ihre
Zustimmung und beantrage auch gleich die zweite
Lesung. Das würde es uns etwas erleichtern. Ich den-
ke, wir sollten hier gemeinsam einen ganz wichti-
gen Schritt tun für Hilfe und Schutz, für eine trans-
parente Planung, für ein geordnetes Miteinander der
handelnden Personen. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Der Gesetz-
entwurf, der uns heute hier zur ersten Lesung vor-
liegt, hat einen langen Vorlauf. 1995 gab es den er-
sten Referentenentwurf. Es folgten noch zahlreiche
andere Entwürfe und ebenso zahlreiche Treffen von
Arbeitsgruppen  zu  diesem  Thema.  Viele  Punkte
wurden kontrovers diskutiert, besonders der, dass
die beiden Gesetze, und zwar das Gesetz für Hilfen
und Schutzmaßnahmen bei psychischen Erkrankun-
gen, das so genannte PsychKG, und das Gesetz zum
Maßregelvollzug, in einem Gesetz zusammengefasst
werden. Die Vormundschaftsrichter und der Vorsit-
zende der mit den Unterbringungsverfahren befas-
sten Kammer des Landgerichts sowie auch einige
Klinikärzte halten diese Zusammenlegung für nicht
sinnvoll, weil dadurch psychisch kranke Menschen
in die Nähe von psychisch kranken Straftätern ge-
rückt werden könnten. Die Wohlfahrtsverbände da-
gegen sprechen sich deutlich für die Zusammenle-
gung aus, weil sie meinen, dass dadurch eine Dis-
kriminierung und Ausgrenzung forensischer Patien-
ten abgebaut wird.

Dies ist also das Spannungsfeld, in dem es über-
aus schwierig ist, den richtigen Weg einzuschlagen.
Das haben uns besonders die letzten Wochen ge-
zeigt, als wir uns die Medienberichte über Herrn
Schmökel ansehen mussten. Auch hier wurde für die
breite Öffentlichkeit nicht klar, ob er nach dem Psy-
chKG untergebracht war oder nach dem Gesetz zum
Maßregelvollzug. Das bedeutet für uns ganz klar,
dass gesetzliche Regelungen den Bürgerinnen und
Bürgern verständlich gemacht werden müssen. Das
berechtigte Sicherheitsbedürfnis darf nicht ignoriert
werden. Dazu gehören aber auch die Information
und die Aufklärung über Maßnahmen, aber auch
über Zielsetzungen. Für Menschen, die nach Psych-
KG, und auch für Menschen, die nach dem Gesetz
zum Maßregelvollzug untergebracht sind, gilt es, das
Ziel der Rehabilitation, der Behandlung und der In-
tegration abzusichern.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Doch zurück zu diesem Spannungsfeld der Zusam-
menlegung,  meine  Damen  und  Herren!  Wir  vom
Bündnis 90/Die  Grünen  weisen  noch  einmal  ein-
dringlich auf diese Problematik der Zusammenle-
gung des PsychKG und des Gesetzes zum Maßre-
gelvollzug hin. Neben Kostenersparnissen und for-
malen Organisationserleichterungen ist dann jede
Einrichtung nach Paragraph 13 Absatz 3 auch zu-
künftig für den Maßregelvollzug geeignet. Dies muss
in der Praxis stark bezweifelt werden, meine Damen
und Herren, denn nach Untersuchungen in den letz-
ten zehn Jahren ist die Klientel, die durch Maßre-
gelvollzug untergebracht ist, gekennzeichnet durch
Sozialisationsdefizite, schwere Straftaten und hohe
Gewalttätigkeit.

Integrationsbemühungen auf allgemein psychia-
trischen Abteilungen sind als sehr schwierige Auf-
gaben zu bezeichnen, doch möchte ich auch sagen,
dass der Paragraph 13 Absatz 3 vom Ansatz her pro-
gressiv gedacht ist. Entstigmatisierung von Maßre-
gelpatienten ist das Ziel. Doch besondere Bedeutung
gewinnt für uns dieser Paragraph, wenn wir uns die
Bremer Situation anschauen. Es gibt bei uns in Bre-
men nur eine Einrichtung, die diesen Maßregelvoll-
zug  hat.  Die  Frage  drängt  sich  auf,  wie  in  der
Zukunft verfahren werden soll. Will sich der Senat
langfristig oder teilweise aus dem Vorhalten von Ein-
richtungen verabschieden, meine Damen und Her-
ren?

Es gibt in Bremen nur eine ambulante Wohngrup-
pe zur Eingliederung, die zurzeit über neun Plätze
verfügt. Um diese Zahl von sieben auf neun zu er-
höhen, hat es zwei bis drei Jahre gedauert. In Bre-
merhaven gibt es leider keine Form der Wiederein-
gliederung. Das ist eine traurige Bilanz.

(Abg.  Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Das hat aber doch nichts mit dem Gesetz

zu tun!)

Ich habe darauf hingewiesen, dass dann jede Ein-
richtung für den Maßregelvollzug sein kann, und da-
rüber müssen wir dann noch einmal reden.

Weiterhin erscheint uns die Unterbringungsdau-
er, die in Paragraph 16 Absatz 3 geregelt ist, als zu
lang. Hier zeigen der Bundesvergleich und auch die
Forderungen der Wohlfahrtsverbände, dass aufge-
nommen werden muss, dass bis zwölf Uhr am Tage
nach der Unterbringung ein ärztliches Zeugnis vor-
zuliegen hat. In der Zukunft soll nach der Gesetzes-
vorlage die Anstaltsleitung die Verantwortung für
die Patienten übernehmen, für die nach PsychKG
untergebrachten Patienten und auch für die Patien-
ten nach dem Maßregelvollzug. Diese Aufgabenver-
mischung ist absolut unklar, so wie die Übertragung
von Entscheidungen der Anstaltsleitung auf Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Hier muss unserer An-
sicht nach in einer Rechtsverordnung klargestellt
werden, wie das aussehen soll.
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Positiv ist allerdings erstmals der aufgenommene
Rechtsanspruch auf Hilfen. Ich denke, darüber sind
wir uns hier alle einig. Doch wenn wir weiter lesen,
dann wird klar, dass diese Hilfen nur subsidiär zu
den Angeboten der Leistungsträger, die nach dem
Sozialgesetzbuch Hilfen erbringen, anzubieten sind.
Hier offenbart sich unserer Meinung nach, dass die
konkrete Benennung dieser Hilfen bewusst unter-
lassen wurde, um der Absicherung der Kostenüber-
nahme zu entgehen. Was nutzt der Rechtsanspruch
auf Hilfen sowie auch deren Ablehnung, wenn das
nicht klar geregelt ist?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Unserer Meinung nach gibt es noch viele Unge-
reimtheiten und Unklarheiten im Gesetzentwurf, die
durch Rechtsverordnungen geklärt werden müssten.
Darauf werde ich nachher noch zurückkommen.

Doch lassen Sie mich noch zwei Punkte anspre-
chen, die angesprochen werden müssen, erstens die
hier praktizierte Verfahrensweise bis zum Gesetz-
entwurf und zweitens das Verschwinden des Pati-
entenbeauftragten! Doch erst einmal zur Verfahrens-
weise! Wie ich schon am Anfang meiner Rede ge-
sagt habe, dauerte der Prozess bis zum jetzt vorlie-
genden Gesetzentwurf fünf Jahre. Vor zwei Jahren
wurden die Verbände und Institutionen zur Stellung-
nahme zum Referentenentwurf aufgefordert. Dies
geschah in der Sommerpause mit einer Frist von acht
Wochen. Das, denke ich, war nicht sehr glücklich
gelöst. Danach war Schweigen im Walde, keine In-
formation, keine Diskussion!

Den  betroffenen  Institutionen  und  Verbänden
wurde nicht einmal der jetzige Gesetzesentwurf zu-
gesandt.  Das  empfinden  wir  Grüne  nicht  nur  als
schlechten Stil, sondern auch als unkorrekt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ist das eine Form der Beteiligung? Sicherlich nicht!
Nur die Pflichtaufgabe der Terminsetzung von Stel-
lungnahmen erfüllen, alles andere bewirkt Unruhe?
So wirkt es für mich jedenfalls! Dieser Entwurf hat
lange und leise auf dem Schreibtisch oder in einer
Schublade gelegen. Wein wird bei richtiger Lage-
rung von Jahr zu Jahr besser, auf Gesetze trifft das
leider nicht zu, meine Damen und Herren.

In der letzten Sitzung der Deputation für Arbeit
und Gesundheit wurde dem jetzigen Entwurf gegen
eine Stimme der Grünen zugestimmt. Ich habe vor-
her gebeten, diesen Tagesordnungspunkt auszuset-
zen, weil uns dieser komplexe Entwurf erst drei Tage
vor der Abstimmung zugesandt wurde. Meiner Bit-
te wurde nicht entsprochen. Aber wir haben uns
natürlich sofort und intensiv bemüht, den Sachstand
sachgerecht aufzuarbeiten. Der Referentenentwurf
wurde mit dem Gesetzentwurf verglichen, wobei es
mühsam war, Veränderungen herauszukristallisie-

ren. Sie waren nicht unterstrichen, nicht kursiv ge-
druckt oder irgendwie kenntlich gemacht. Das hät-
te viel Arbeit erspart und wäre in der heutigen Zeit
der Textverarbeitung sicherlich kein Problem gewe-
sen, aber Schwamm darüber!

Kommen wir zu einem wichtigen Inhaltsproblem:
Die Einsetzung einer oder eines Patientenbeauftrag-
ten ist weggefallen. Diese Aufgabe soll jetzt jemand
aus dem Landespsychiatrieausschuss übernehmen,
obwohl ja erst einmal geklärt werden muss, wie die-
ser Ausschuss überhaupt aussehen soll. Patienten-
beauftragte, diese Position ist zukunftsweisend und
wurde auch so über die Landesgrenzen hinaus von
der senatorischen Dienststelle vertreten. Ruckzuck,
einfach weg, schade!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Uns bleibt hier nur die Vermutung, dass hier ge-
spart werden soll, gespart an sinnvollen Maßnah-
men.  Besonders  verstärkt  sich  diese  Vermutung,
wenn wir den Punkt der finanziellen Auswirkung
des Gesetzes betrachten. Im Entwurf vom Januar
1999 wurden noch 10000 DM als Kostenrahmen ein-
gesetzt. Im letzten Entwurf heißt es: keine finanziel-
len Auswirkungen.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Ja, das ist doch gut!)

Meine Damen und Herren, zum Schluss möchte
ich  Ihnen  die  Gesamteinschätzung  der  Fraktion
Bündnis  90/Die  Grünen  zu  dem  Gesetzentwurf
klar benennen: Es gibt einige gute und neue Rege-
lungen, wie zum Beispiel das Aufstellen eines Psy-
chiatrieplanes,  das  Einarbeiten  der  datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen und noch Einiges darüber
hinaus. Jedoch ist der Gesetzentwurf in seiner Ge-
samtheit lückenhaft und zum Teil widersprüchlich.
Sollte er in dieser vorliegenden Fassung verabschie-
det werden, dann müsste er durch detaillierte und
widerspruchsfreie Rechtsverordnungen nachgebes-
sert werden.

Wir von Bündnis 90/Die Grünen fordern daher im
Vorfeld,  diese  Lücken  und  Widersprüche,  die  zur
Rechtsunsicherheit für Betroffene sowie deren An-
gehörige und Klinikleitung führen, zu prüfen und
zu verbessern. Wir stellen hier den Antrag auf eine
Rücküberweisung des Gesetzentwurfs in die Depu-
tation für Arbeit und Gesundheit sowie zur Beratung
durch den Rechtsausschuss wegen des Maßregel-
vollzuges. Ich denke, das ist der bessere Weg. – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.
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Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Wenn wir uns hier schon über eine
Gesetzesvorlage in Bezug auf Hilfen und Schutzmaß-
nahmen bei psychischen Krankheiten unterhalten,
möchte ich Sie im Namen der Deutschen Volksuni-
on in aller Deutlichkeit noch auf eine andere Geset-
zeslücke hinweisen, die ich hiermit auch anprangern
möchte,  zum  Beispiel  dass  in  deutschen  Psychia-
trien jährlich etwa 900 Elektroschocks verabreicht
werden. Wussten Sie, dass bei diesen Behandlun-
gen sich der Strom mit zirka 100 bis 160 Volt durch
das Hirn brät und immense Schäden wie zum Bei-
spiel Gedächtnisverlust, Lernunfähigkeit, Störungen
des Raum- und Zeitempfindens und so weiter an-
richten kann?

Meine Damen und Herren, wussten Sie darüber
hinaus, dass für diese und andere unmenschliche Be-
handlungen im Monat dem Steuerzahler etwa 11 000
DM in Rechnung gestellt werden? Ich frage Sie im
Namen der Deutschen Volksunion: Warum wird ein
solch unmenschliches Vergehen gegen die Mensch-
lichkeit, ich würde sogar sagen, Verbrechen gegen
die Menschlichkeit, und die Menschenwürde in ei-
nem zivilisierten Land wie Deutschland überhaupt
geduldet? Hierüber sollten Sie sich einmal Gedan-
ken machen.

Hier vermisse ich den allgemein entrüsteten Auf-
schrei aller etablierten Altparteien, besonders von
Bündnis 90/Die Grünen, die immer besonders laut
schreien, wenn es um die Menschenwürde unserer
ausländischen Mitbürger geht. Aber wahrscheinlich
ist Ihnen die Menschenwürde deutscher Bürger nicht
allzu wichtig oder zumindest gleichgültig oder un-
wichtig. Meine Damen und Herren, ich vermisse hier
eine dementsprechende eindeutige Gesetzesrege-
lung, die ein solch widerwärtiges Vorgehen verbie-
tet.

Wir haben hier gestern über flankierende Maß-
nahmen zur Ächtung der Gewalt in der Erziehung
diskutiert und abgestimmt. Das ist richtig, gut und
lobenswert. Aber wussten Sie, dass diese entsetzli-
chen und grausamen Elektroschocks auch bei Kin-
dern, Frauen, älteren Leuten und sogar an schwan-
geren Frauen durchgeführt werden?

Meine Damen und Herren, wir dürfen als politisch
Verantwortliche einen solchen eklatanten Verstoß
gegen die Menschenwürde nicht mehr länger dul-
den und hinnehmen. Deshalb fordere ich Sie hier-
mit auf, solche unmenschlichen Elektroschocks, sol-
che Behandlungen sofort und konsequent zu ver-
bieten und dementsprechend eine Gesetzesvorlage
einzubringen,  weil  dies  unmenschlich  und  men-
schenunwürdig ist.

Im Zusammenhang des menschenunwürdigen Be-
handelns seitens der Behörden darf ich hier den all-
gemein bekannten traurigen Fall des Herrn Erhard
aus Bremen deutlich anprangern und im Namen der
Deutschen Volksunion auf das Schärfste verurteilen.

Es  ist  eine  bodenlose  Frechheit,  wie  mit  diesem
Menschen  und  seiner  Menschenwürde  umgegan-
gen wird. – Ich bedanke mich!

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hammerström.

Abg. Frau Hammerström (SPD): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Herr Tittmann, wenn ich
auch nicht alles kommentieren möchte, aber dies
darf so nicht unkommentiert stehen bleiben. Ich glau-
be, Sie sind auf einige Briefe, mit denen wir Abge-
ordnete – –.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Dann belegen
Sie das bitte! Ich bin darauf gespannt!)

Dabei bin ich doch gerade, hören Sie zu! Ich glau-
be, Sie sind etwas auf Briefe hereingefallen, mit de-
nen wir Abgeordneten in der letzten Zeit häufig tor-
pediert werden. Einmal ist es die allein erziehende
Mutter, einmal ist es der ältere Herr, die durch Elek-
troschocks angeblich unmenschlich gequält werden,
einmal ist es die schwangere Frau. Ich habe mittler-
weile solch einen Packen. Meine Fraktion hat mich
beauftragt, diese Briefe immer zu beantworten, aber
langsam habe ich auch keine Lust mehr dazu.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Sie sollten
sich damit einmal auseinander setzen!)

Ich kann Ihnen nur sagen, dass es Elektroschocks
aus medizinisch indizierten Begründungen gibt. Es
werden vielleicht vier Elektroschockbehandlungen
jedes Jahr in Bremen durchgeführt, vier! Diese wer-
den dokumentiert. Sie werden aus medizinisch ver-
antwortlicher Sicht gemacht, und die Betroffenen
müssen natürlich ihr Einverständnis zu dieser Art
der  Behandlung  geben.  Dieses  Horrorszenario  an
Elektroschocks, das Sie aufgeführt haben, gibt es
nicht und wird es in dieser Stadt auch nicht geben!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und beim
Bündnis 90/Die Grünen – Abg. T i t t -
m a n n  [DVU]: Vier Stück haben Sie jetzt
zugegeben  in  Bremen!  –  Zurufe  von  der

CDU: Mit Zustimmung!)

Wenn es Ihre Art der Politik ist, diese konfusen
Briefe zu Ihrer Art von Gesetzesänderung zu ma-
chen, dann muss uns eigentlich nicht ganz so un-
wohl sein, wenn Sie sich sonst nicht damit ausein-
ander setzen können.

Aber ich möchte zu dem vorgelegten Gesetzent-
wurf kommen! Herr Präsident, meine Damen und
Herren, im Gegensatz zu Frau Hoch und den Kolle-
gen von den Grünen glaube ich, dass der Senat mit
dem Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei
psychischen Krankheiten heute ein modernes und
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den psychiatrischen Anforderungen gerecht werden-
des, gelungenes und angemessenes Gesetz vorge-
legt hat.

Die bislang noch geltenden gesetzlichen Grund-
lagen, nämlich das PsychKG, und die Kolleginnen
haben das angesprochen, von 1979 und das Maßre-
gelvollzugsgesetz von 1983, waren zu ihrer Zeit mo-
derne Gesetze, sie entsprechen aber nicht mehr den
heutigen fachlichen und rechtlichen Anforderungen.
In der Zwischenzeit hat sich das Rechtsbewusstsein
geändert, und auch die psychiatrische Versorgung
hat sich weiterentwickelt.

Bremen hat keinen Sonderweg, sondern folgt mit
diesem Gesetz auch den anderen Bundesländern.
Der Kerngedanke, das ist auch deutlich geworden,
der Novellierung des Gesetzes ist, in einem gemein-
samen Gesetz Hilfen und Schutzmaßnahmen für
psychisch Kranke und Abhängigkeitskranke, ihre
Rechte und die Unterbringung zu regeln. Insofern,
Frau Hoch, ist es für uns konsequent, für beide Pati-
entengruppen ein Gesetz zu erarbeiten, dabei aber
auch die besonderen Bedarfe für den Maßregelvoll-
zug angemessen zu berücksichtigen.

Für die Patientengruppen, die vom heute noch gül-
tigen PsychKG beziehungsweise vom Maßregelvoll-
zugsgesetz  betroffen  sind,  gelten  in  wesentlichen
Punkten die gleichen Zielsetzungen in Behandlung,
Rehabilitation und Integration. Das haben Sie auch
herausgearbeitet. Für uns sind vier Punkte in die-
sem Gesetz, die verändert wurden, hauptsächlich
wichtig: Anpassung der bisher unterschiedlichen
Begrifflichkeiten,  die  Anpassung  und  Weiterent-
wicklung der Schutzmaßnahmen und der Unterbrin-
gung, die besonderen Maßnahmen für den Maßre-
gelvollzug sowie die Verbesserungen für den Da-
tenschutz.

Ich glaube, auch da liegen wir gar nicht ausein-
ander, dass wir gemeinsam an diesem Gesetz, Sie
haben das erwähnt, seit 1995 herumbasteln. Ich glau-
be, wir sind schon etwas länger dabei. Dieses Ge-
setz hat schon einmal vorgelegen. Wenn Sie sagen,
es  sei  nicht  mit  allen  Beteiligten  abgestimmt,  so
stimmt das nicht, sondern dieses Gesetz ist mit allen
Beteiligten abgestimmt. Es ist lediglich bei der letz-
ten Veränderung noch der Patientenbeauftragte he-
rausgefallen. Darauf komme ich aber gleich noch
einmal zurück.

Lassen Sie mich auf diesem Weg noch einmal ganz
kurz auf die für Bremen und Bremerhaven so wich-
tigen Neuregelungen eingehen! Vom Senator für
Arbeit,  Frauen,  Gesundheit,  Jugend  und  Soziales
wird zukünftig für das Land Bremen im Einverneh-
men mit dem Magistrat der Stadtgemeinde Bremer-
haven ein Psychiatrieplan erstellt und ständig fort-
geschrieben. Ich glaube, dies ist ein großer Schritt
nach vorn. In diesem Plan sind die Strukturen und
die Koordination der psychiatrischen Versorgung auf
kommunaler  Ebene  festgelegt.  Damit  wird  die

Grundlage geschaffen, um zukünftig die Entwick-
lung der psychiatrischen Versorgung, einschließlich
der Suchtkrankenhilfe, besser als bisher planen und
koordinieren zu können.

Auch den Landespsychiatrieausschuss haben Sie
angesprochen! Für uns ist es ein großer Fortschritt,
dass das Land Bremen nach dem neuen PsychKG
einen Psychiatrieausschuss erhalten wird. Dieser ist
bei der Erstellung des Psychiatrieplans zu beteili-
gen. Damit werden wir erreichen, dass eine breite
Übereinstimmung erzielt wird und die Strukturen in
der Versorgung psychisch Kranker optimal unter
fachlichen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten ge-
staltet  werden.  Insofern  steht  natürlich  auch  das
Stichwort wirtschaftlich für uns ganz oben. Es soll ja
auch nicht mehr kosten.

Dieser Punkt ist für uns besonders hervorzuheben,
weil es bereits Mitte der siebziger Jahre Empfeh-
lungen  der  unabhängigen  Sachverständigenkom-
mission gegeben hat, die sich seinerzeit mit der Lage
der Psychiatrie in der Bundesrepublik befasst hatte.
Diesem Punkt wurde jetzt nachgekommen.

Ein weiterer wichtiger Punkt der Neuerung des
Gesetzes ist die Erweiterung der Aufgaben für die
Besuchskommission. Ich schaue gerade, Frau Sauer
und ich sind eifrige Mitglieder der Besuchskommis-
sion. Ich kann dem einen oder anderen aus der De-
putation nur empfehlen, sich einmal dieser Aufga-
be zu stellen, nicht nur alle zwei Jahre, wenn die
Besuchskommission debattiert wird, sondern sich
auch einmal mit den Betroffenen in Gesprächen aus-
einander zu setzen. Ich würde mich freuen, wenn
der eine oder andere von den Abgeordneten einmal
mitkommen würde.

Der Aufgabenbereich und die Zusammensetzung
wurden überarbeitet und den aktuellen Erfordernis-
sen angepasst. Nach dem bisherigen PsychKG ist
die Besuchskommission lediglich für die nach dem
Gesetz Untergebrachten zuständig. In der Realität
sind aber die meisten Patienten jedoch freiwillig in
stationärer psychiatrischer Behandlung. Die Über-
gänge zwischen freiwilligem Aufenthalt und tatsäch-
lichen Einschränkungen sind allerdings nicht immer
scharf voneinander abgrenzbar. Um diesen Grau-
bereich kontrollieren zu können, hat die Besuchs-
kommission jetzt auch formal die Zuständigkeit für
alle psychiatrischen Patienten, die stationär behan-
delt werden.

Mittlerweile sind aber auch viele Versorgungsauf-
gaben im ambulanten und komplementären Bereich
angesiedelt oder werden zunehmend aus dem sta-
tionären Bereich dorthin verlagert. Daher wird die
Besuchskommission, auch als Beitrag zur Qualitäts-
sicherung, zukünftig Einrichtungen in freier gemein-
nütziger Trägerschaft besuchen und überprüfen kön-
nen. Damit sind wir dann als Besuchskommission
für die gesamte psychiatrische Versorgung zustän-
dig. Ich finde, das ist auch ein Schritt nach vorn.
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Mit der Benennung eines Mitglieds der Besuchs-
kommission, Frau Kollegin Hoch hat es gesagt, ist
sie nicht damit einverstanden, sondern sie möchte
den Patientenfürsprecher, den wir in dem alten Ge-
setzentwurf vorgeschlagen hatten, gern auch hier
eingeführt haben. Die Fraktionen der CDU und der
SPD halten dies für ausreichend. Wir haben auch
weiterhin noch unabhängige Patientenberater und
-fürsprecher auch in den Krankenhäusern selbst. Wir
glauben, dass dies ausreichend ist. Mit der Benen-
nung des Kommissionsmitglieds wird nämlich die
Funktion des Patientenfürsprechers im Rahmen die-
ses Gesetzes geschaffen.

Ich darf ganz kurz zusammenfassen: Wir halten
dieses Gesetz für ein gutes und modernes Gesetz,
das sich auch den anderen Bundesländern angeglie-
dert  hat.  Wir  stimmen  diesem  Gesetz  uneinge-
schränkt zu und bitten um Befassung in der ersten
und zweiten Lesung. Eine Zurücküberweisung an
die Deputation halten wir für überflüssig. – Schönen
Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste erhält das Wort
die Abgeordnete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Ich will doch noch einmal ganz
kurz auf die Dinge, die Herr Tittmann hier einge-
bracht hat, eingehen, meine Kollegin Frau Hammer-
ström hat das ja schon getan. Ich will aber doch noch
einmal deutlich machen, wann eine E-Therapie ein-
gesetzt wird. Jetzt ist Herr Tittmann nicht mehr da,
er hat seinen Auftritt gehabt, die Sache scheint ihn
nicht zu interessieren.

E-Therapie  wird  nur  dann  eingesetzt,  wenn
schwerste  Depressionen  vorliegen,  und  zwar  so
schwere Depressionen, dass der Patient oder die
Patientin in einen stuporösen Zustand gerät. Stupo-
rös heißt, die Menschen nehmen ihre Umgebung
nicht mehr wahr, sie können keine Nahrung mehr
zu sich nehmen und keine Flüssigkeit eigenständig
aufnehmen. Dies ist ein schwerer, lebensbedrohli-
cher Zustand. Um das Leben dieser schwer gestör-
ten Menschen zu erhalten, wird die E-Schock-The-
rapie eingesetzt. Sie heißt deswegen auch Thera-
pie, weil sie das Leben erhält. Frau Hammerström
hat es gesagt, Gott sei Dank sind es nur zwei Men-
schen im Jahr, die dieser schweren Behandlung be-
dürfen. Ich möchte das noch einmal richtig stellen,
damit es hier nicht zu Missverständnissen kommt.

Ich möchte noch einmal kurz auf die Kollegin Hoch
eingehen. Frau Hoch sagte ja, es hat seit dem Jahr
1995 zahlreiche Entwürfe gegeben, und Sie bekla-
gen ja dieses doch sehr lange und langatmige Ver-
fahren.  Frau  Hoch,  ich  beklage  dieses  Verfahren
nicht, denn dieses lange Verfahren macht deutlich,
dass sich alle gemeinsam bemüht haben, ein ausge-

wogenes Gesetz vorzulegen, das Hilfe und Schutz
beidseitig mit berücksichtigt. Ich glaube, das ist hier
in diesem Gesetz gelungen, und darauf können wir
gemeinsam stolz sein. Wenn man im Bereich Psychi-
atrie etwas abklären muss, dann sind das immer
langfristige und zähe Prozesse. Ich glaube aber, wir
können zufrieden sein, dass es uns gelungen ist, dass
wir jetzt die Akzeptanz aller Beteiligten haben.

(Beifall bei der CDU)

Sie sagen, Frau Hoch, in der letzten Phase hätte
es keine Beteiligung mehr gegeben. Das mag for-
mal richtig sein, aber da wir nun fünf Jahre alle be-
teiligt haben und dann diese ganz kleinen margina-
len Änderungen noch einmal in das Gesetz hinein-
geschrieben haben, brauchen wir eigentlich das
Verfahren nicht neu zu beginnen. Es würde wahr-
scheinlich wieder drei Jahre dauern. Das können wir
uns nicht erlauben, weil wir hier gemeinsam zum
Wohle der psychisch Kranken handeln wollen. Des-
halb bitte ich noch einmal um Ihre Zustimmung. –
Ich bedanke mich!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Hier wurde
vorhin noch einmal – ich weiß jetzt nicht mehr ganz
genau, ob von Frau Hammerström oder von Frau
Dreyer – darauf hingewiesen, dass auch andere Bun-
desländer diesen Weg gegangen sind, dass sie das
PsychKG und das Maßregelvollzugsgesetz zusam-
mengelegt haben. Das sind besonders die neuen
Bundesländer, die da ein dringendes Änderungsbe-
dürfnis hatten. Das ist auch in Ordnung so, dass sie
das vielleicht getan haben. Inzwischen ist es aber
so, dass die Diskussion auch wieder in andere Rich-
tungen geht. Deshalb wollten wir, dass der Rechts-
ausschuss sich noch einmal damit beschäftigt und
vielleicht auch den Vergleich zu anderen Bundes-
ländern sucht.

Frau Hammerström, wir halten dieses Gesetz auch
für sehr wichtig, weil es für Betroffene, Angehörige,
Kliniker und alle, die damit arbeiten und die davon
betroffen sind, eine Rechtsklarheit bringen soll. Des-
halb war auch der Antrag so gestellt worden, dass
diese Rechtsklarheit durch eine Rechtsverordnung
geklärt werden soll. Es war uns sehr wichtig, dass
es nicht wieder zu viele Grauzonen gibt, die nicht
geklärt sind, besonders wenn wir die Entwicklung
sehen, dass die Psychiatrie sich mehr in den ambu-
lanten Bereich bewegt und sich da auch, denke ich,
alle dementsprechend darüber klar sein müssen, wie
die Rechtslage ist.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Noch einmal zur Beteiligung! Ich muss sagen, als
ich jetzt diesen Gesetzentwurf vor mir liegen hatte
und leider auch nicht die Stellungnahme der Ver-
bände kannte, habe ich mich auf den Weg gemacht
und viele von ihnen befragt und besucht. Da wurde
mir jedes Mal gesagt: Ach, gibt es jetzt einen Ge-
setzentwurf? Den kennen wir ja noch gar nicht. Ich
habe den dann immer mitgebracht – das ist so –, und
wir haben dann gemeinsam geschaut, was eingear-
beitet worden ist und was nicht. Von daher hätte ich
mir einen anderen Weg gewünscht, wie Beteiligung
auszusehen hat, auch Beteiligung der Opposition an
einem Gesetzentwurf.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich habe in der Zeit viele interessante Leute ken-
nen gelernt und viele Gespräche geführt, aber ich
denke, vieles wäre einfacher gewesen, wenn uns al-
len diese Information vorgelegen hätte. Das ist auch
eine Sache, die man sich überlegen müsste, ob man
den Fachpolitikern die Stellungnahme von Verbän-
den automatisch zur Verfügung stellt. Das sollte man
einmal überlegen. Man muss das nicht ausdrucken,
vielleicht kann man auch sagen, wo sie hinterlegt
sind  und  wo  man  sie  anschauen  kann.  Deshalb
möchte ich noch einmal dringend darum bitten, un-
serem Antrag zuzustimmen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Hammerström.

Abg. Frau Hammerström (SPD): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Einmal ganz kurz noch
etwas zum Beteiligungsverfahren: Sie sagen, Sie hät-
ten keine Synopse. Es genügt ein Anruf im Ressort,
und ich glaube, dann gibt es bestimmt eine Synopse
mit den Neuerungen des Gesetzes. Bremen ist so
klein, das sollte keinen nun hindern, da einmal den
entsprechenden Referenten anzurufen.

Ich möchte aber nur der Fairness halber sagen, es
war abgesprochen, dass wir heute dieses Gesetz nur
in der ersten Lesung behandeln. Ich werde dann
selbstverständlich keine zweite Lesung für uns be-
antragen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Das Wort hat Frau Senato-
rin Adolf.

Senatorin Adolf: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich kann mich hier heute kurz fassen,
weil wir das Gesetz dann ja noch einmal beraten
werden. Ich glaube, dass dieses Gesetz überfällig
ist, dass wir an dieser Stelle zu neuen Regelungen

kommen müssen. Die derzeit noch aktuellen gesetz-
lichen Grundlagen genügen nicht mehr den heuti-
gen fachlichen und rechtlichen Anforderungen. Das
Rechtsbewusstsein hat sich geändert, und die psychi-
atrische Versorgung hat sich deutlich weiterentwi-
ckelt.  Wir  arbeiten  im  Moment  auf  gesetzlichen
Grundlagen  eines  PsychKG  von  1979  und  eines
Maßregelvollzugsgesetzes von 1983, das zeigt schon
angesichts der Entwicklung auf, dass wir da zu neu-
en Rechtssetzungen kommen müssen.

Für die Patientengruppen, die vom gegenwärtig
noch gültigen PsychKG – ich kürze das jetzt einmal
immer so ab, Gesetz über Hilfen und Schutzmaß-
nahmen bei psychischen Krankheiten und zur Än-
derung anderer Gesetze, das ist etwas gängiger –
und vom Maßregelvollzugsgesetz betroffen sind,
gelten überwiegend die gleichen Zielsetzungen in
Behandlung, Rehabilitation und Integration. Deswe-
gen halte ich es auch für den richtigen Weg, beide
Inhalte in einem Gesetz zu regeln, weil beide Pati-
entengruppen mit denselben Behandlungszielset-
zungen berührt werden.

Die langen Diskussionen sind hier ja beschrieben
worden. Diese Debatte geht ja nun schon über eini-
ge Jahre, und der Gesetzentwurf hat sich nicht we-
sentlich geändert, deswegen ist auch die Beteiligung
nicht noch einmal grundsätzlich neu aufgenommen
worden, nachdem vor zwei Jahren eine umfangrei-
che Beteiligung stattgefunden hat. Ich habe aber
auch  keine  Einwände,  weil  es  diesen  zeitlichen
Druck auch nicht gibt, dass es noch einmal in die
zweite Lesung geht und zwischenzeitlich noch in-
tensiv beraten werden kann. Ich denke also, dass
wir dann die zweite Lesung noch einmal für eine
intensive inhaltliche Debatte nutzen. – Ich bedanke
mich!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnah-
men bei psychischen Krankheiten und zur Änderung
anderer Gesetze, Drucksache 15/490, in erster Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür SPD, CDU und Abg. T i t t m a n n
[DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen)

Stimmenthaltungen?
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Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

Nunmehr liegt uns ein Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen vor, das Gesetz über Hilfen und
Schutzmaßnahmen, Drucksache 15/490, an die De-
putation für Arbeit und Gesundheit, federführend,
und an den Rechtsausschuss zu überweisen.

Meine Damen und Herren, wer dem Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, das Gesetz über
Hilfen  und  Schutzmaßnahmen  bei  psychischen
Krankheiten  und  zur  Änderung  anderer  Gesetze,
Drucksache 15/490, an die Deputation für Arbeit und
Gesundheit, federführend, und an den Rechtsaus-
schuss zur Beratung und Berichterstattung zu über-
weisen, seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Abg. T i t t -
m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag nicht zu.

Meine Damen und Herren, bei Tagesordnungs-
punkt 20, Güterverkehr wettbewerbsgerecht orga-
nisieren, ist nachträglich interfraktionell vereinbart
worden, ihn auszusetzen.

(Heiterkeit)

Das war nur ein Test!

Ich schlage Ihnen vor, dass wir in die Mittagspau-
se eintreten.

Ich unterbreche die Sitzung bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 12.55 Uhr)

*
Vizepräsident Dr. Kuhn eröffnet die Sitzung wieder
um 14.31 Uhr.

Vizepräsident Dr. Kuhn: Meine Damen und Her-
ren,  die  unterbrochene  Sitzung  der  Bürgerschaft
(Landtag) ist wieder eröffnet.

Folgende Gruppen sind anwesend: eine Gruppe
der  AWO-Begegnungstätte  Kattenturm  und  eine
Gruppe des Altenheims Horn-Lehe.

Ich begrüße die Zuhörer in unserem Kreis!

(Beifall)

Aktionsprogramm gegen Lehrermangel

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. November 2000

(Drucksache 15/514)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Lemke, ihm
beigeordnet Staatsrat Köttgen.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Mützelburg.

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident,  meine  Damen  und  Herren!  Anders  als
mittlerweile unter den Bürgerinnen und Bürgern die-
ser Stadt und in der Öffentlichkeit der Republik ins-
gesamt scheinen Bildungsdebatten hier im Hause
nach wie vor den Geruch des Unangenehmen und
Unwichtigen zu haben.

(Zurufe)

Ich schaue mich nur um!

Herr Präsident, meine Damen und Herren, vor we-
nigen  Tagen  titelte  das  „Hamburger  Abendblatt“:
„Notstand bei Lehrern!“ Nicht etwa, dass die Leh-
rer im Notstand waren, sondern das meint, es gibt
keine Lehrer mehr. Der Untertitel hieß nämlich: „Im
ganzen Norden Lehrermangel“. Zu diesem ganzen
Norden gehört auch das Bundesland Bremen, und
das Bundesland Bremen, vertreten durch den Sena-
tor für Bildung und Wissenschaft, stellte in der letz-
ten Sitzung der Deputation für Bildung im Oktober
fest, dass beträchtlicher Lehrermangel in den Son-
derschulen, in den berufsbildenden Fächern, aber
auch in den Fächern Spanisch, Musik und sogar
Englisch in den Schulen des Landes Bremen bevor-
stünde.

Genaueres konnte er noch nicht sagen, weil – man
beachte! – der Senator für Bildung auch im Jahr 2000
noch nicht feststellen kann, wie sich in den einzel-
nen Fächern die Entwicklung der Abgänge im Leh-
rerberuf  entwickelt.  Immerhin  wissen  wir  heute
schon so viel, dass rund 30 Prozent aller Lehrer an
bremischen Schulen in den nächsten fünf Jahren,
wenn es so weitergeht, wie es in den letzten Jahren
war, und das wird man ja unterstellen können, die
Schulen verlassen werden. Wir wissen auch, dass in
den Berufsschulen mehr als ein Drittel der Lehrer
gehen wird, und wir wissen, dass an den Gymna-
sien und an den Sonderschulen der Prozentsatz nicht
viel anders ist.

Kurz und gut: Den Zahlen nach besteht ein gro-
ßer Bedarf, neue Lehrer einzustellen. Schaut man
aber auf den Lehrerarbeitsmarkt, findet man nicht
genug Lehrer, schaut man an die Universitäten, und
wir haben beim letzten Mal schon über Naturwis-
senschaften diskutiert, sieht es auch nicht so über-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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mäßig gut aus. Gerade in den Fächern, bei denen
die Lehrer fehlen werden, sind es zu wenig Studen-
ten. An der Universität Bremen studieren für die Se-
kundarstufe I, also die Mittelstufe, wo alle Kinder
unterrichtet werden, im Moment gerade einmal gut
20 Studenten Physik, keine 40 Studenten Spanisch.
Selbst  wenn  sie  alle  ihr  Examen  machen,  selbst
wenn sie alle in Bremen Lehrer werden wollten, das
wird nicht reichen, um die Abgänge zu decken.

Das sind nur Spotlights auf die Situation insge-
samt, weil Bremen natürlich in Konkurrenz mit Nie-
dersachsen, Hamburg, Schleswig-Holstein und al-
len  anderen  Bundesländern  steht.  In  Nordrhein-
Westfalen, um darauf hinzuweisen, dass es kein bre-
misches Problem ist, wurden in diesem Jahr fast 600
Stellen für Lehrerbewerber, die die rotgrüne Lan-
desregierung nach der Wahl eingerichtet hat, nicht
besetzt. In die Situation kann Bremen in absehbarer
Zeit auch kommen, wenn sich die Zahlen so entwi-
ckeln.

Erlauben Sie mir, bevor wir zu möglichen Lösun-
gen kommen, doch noch einen kleinen Rückblick!
Ich habe eingangs gesagt, Bildungsdebatten sind in
diesem Hause lange Zeit nicht gerade als das Gelbe
vom Ei betrachtet worden, und die Präsenz war oft
eher mäßig. Ich sage jetzt nachträglich auch – ich
habe manchmal auch zu denen gehört, die sich ge-
langweilt haben, und ich glaube, die gibt es in allen
Fraktionen –, vielleicht hätten wir genauer hinse-
hen und genauer aufpassen sollen.

Vielleicht können wir uns erinnern, was hier in
den letzten Jahren über Lehrer erzählt worden ist.
Erstens: Es gibt viel zu viele. Bremen hatte immer
viel zu viele Lehrer, bei jeder Haushaltsdebatte ist
uns das vorgerechnet worden. Zweitens: Der jetzi-
ge Bundeskanzler hat ja einmal einen ganz bemer-
kenswerten Satz über faule Säcke gesagt, die in den
Schulen arbeiten, und ich glaube, damals hat er ei-
nen Nerv getroffen, wo sehr viele Leute heimlich
gesagt haben, ja, so ist es doch auch!

(Abg. K l e e n  [SPD]: Das ist auch euer
Kanzler!)

Ich denke, nicht nur hier, in der Bevölkerung, un-
ter den Politikern aller Couleur hat es viele Bemer-
kungen über Lehrer gegeben, die sich nicht gerade
freundlich über diesen Beruf geäußert haben. Das
Klima für Lehrer ist in den letzten fünf Jahren in der
ganzen Republik, insbesondere auch im Land Bre-
men, nicht besonders günstig gewesen. Schon das
ist nicht gerade eine Situation, die junge Menschen
besonders ermutigt, Lehrer zu werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das wirkt! Wenn man die objektiven Sachverhal-
te ansieht, ist es gerade in Bremen nicht besser. Es
sind seit vielen Jahren so gut wie keine jungen Leh-

rer eingestellt worden. Es sind gelegentlich ein paar
Lehrer eingestellt worden, aber wenn Sie einmal auf
die Statistik sehen, wie viele dieser Eingestellten un-
ter 30 sind, dann sind das unter 0,1 Prozent, nämlich
so gut wie keine! Noch vor eineinhalb Jahren hat
die Deputation für öffentliches Dienstrecht – einige
Abgeordnete aus den Fraktionen der großen Koali-
tion sind ja heute noch hier – es ausdrücklich abge-
lehnt, ein Programm aufzulegen, mit dem junge Leh-
rer eingestellt würden, rechtliche Bedingungen ge-
schaffen werden, um junge Lehrer einzustellen, weil
das mit dem allgemeinen Beamtenrecht nun wirk-
lich nicht verträglich sei.

Heute wären wir froh, wenn wir auch junge Leh-
rer in den Bremer Schulen hätten. Wir lesen ja jetzt
etwas über Referendare, die mit 34 Jahren anfan-
gen, die sind dann 37 Jahre alt, wenn sie in den Schu-
len sind, das sind auch keine ganz jungen Lehrer.
Die objektiven Bedingungen sind aber darüber hin-
aus, dass sich die Arbeitszeit der Lehrer in den Schu-
len in Bremen in den letzten fünf Jahren um knapp
zwei Unterrichtsstunden im Durchschnitt erhöht hat.
Jeder Lehrer, jede Lehrerin unterrichtet heute knapp
25 Stunden an Bremer Schulen. In Bayern unterrich-
ten sie eineinhalb Stunden weniger, das sind natür-
lich andere und bessere Bedingungen.

Meine Damen und Herren, wenn Herr Teiser hier
gestern davon geredet hat, dass die Bayern alle so
gut im Lesen und Schreiben sind und die Bremer so
schlecht, wenn das überhaupt stimmt, kann es viel-
leicht auch etwas damit zu tun haben, dass die baye-
rischen Lehrer etwas mehr Zeit für ihre Schüler ha-
ben als die Bremer Lehrer. Auch das zählt zu den
objektiven Bedingungen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben gestern über ausländische Kinder ge-
redet, es ist über Ausländerintegration in den Schu-
len geredet worden. Die Sonderfaktoren für den För-
derunterricht  für  ausländische Kinder  sind  in  den
letzten Jahren in dieser Stadt zusammengestrichen
worden. Auch das sind schlechte Bedingungen, denn
jetzt sitzen Grundschullehrerinnen mit Kindern aus
bis zu 13 Nationen in der Klasse, von denen drei,
vier oder fünf noch nicht einmal richtig Deutsch kön-
nen, und dennoch gibt es keine ausreichenden Mög-
lichkeiten, in der ersten oder zweiten Klasse dafür
zu sorgen, dass diese Kinder richtig die deutsche
Sprache lernen, die Sie als Leitkultur hier ja fordern.

Das sind die materiellen Bedingungen, auf die Leh-
rer auch in den Schulen treffen. Ich will hier nicht in
das allgemeine Gejammer einstimmen, es stimmt ja,
dass Lehrer viel jammern, aber man muss zugeben,
dass die Arbeitsbedingungen und die Umstände sich
in den letzten Jahren so verschlechtert haben, dass es
nicht besonders attraktiv ist, Lehrer zu werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)
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Das ist nicht nur in Bremen so, sondern in der gan-
zen Republik, aber Bremen voran!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, gleichzeitig haben Sie
gewusst, dass ab diesem Jahr die Lehrer vermehrt
und zügig die Schulen verlassen werden. Das hat
die große Koalition gewusst, die Bildungsdeputati-
on hat es jahrelang diskutiert, manche haben auch
genickt wie Frau Hövelmann, wenn wir gesagt ha-
ben, es müssten mehr Referendare und in den Man-
gelfächern ausgebildet werden, aber geschehen ist
nichts. Noch vor einem Monat ist eine neue Verord-
nung für die Zulassung für Referendare verabschie-
det worden, und sie ist nach dem gleichen Strick-
muster wie die Verordnungen der letzten Jahre, 90
Referendare werden neu eingestellt, damit sie künf-
tig Lehrer werden können, dann liest man: einer In-
formatik, zwei Elektrotechnik, vier Physik. So durch-
zieht diese Regelung mehr oder weniger die letzten
fünf Jahre. Da ist der Mangel schon mitproduziert
worden, meine Damen und Herren!

Frau Hövelmann, ich weiß, dass Sie selbst das auch
gesagt  haben,  aber  die  Schuld,  wenn  man  von
Schuld reden darf, auf jeden Fall die Ursache liegt
in der Politik der letzten Jahre, dass die große Ko-
alition, und Sie haben die Regierungsverantwortung
gehabt, sich nicht aufraffen konnte, den bevorste-
henden  und  sichtbaren  Mangel  tatsächlich  durch
rechtzeitige Maßnahmen zu beheben. Deshalb sit-
zen wir jetzt in dem Dilemma!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie können sich auch nicht damit herausreden,
dass Bremen da nicht allein steht, dass es in Ham-
burg und auch in Nordrhein-Westfalen nicht besser
ist.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Da regie-
ren die Grünen!)

Ja, ich sage ja: Man kann sich nicht damit herausre-
den, dass anderswo jemand anders regiert, sondern
das ist nur ein Hinweis darauf, was ich am Anfang
gesagt habe, dass die Bildungspolitik, dass insbe-
sondere die Schulpolitik trotz aller Worte über In-
vestitionen in die Köpfe – das sind offensichtlich leere
Worte gewesen – keine nachhaltige Bedeutung in
der Politik in diesem Land und auch nicht in Bre-
men gehabt hat. Das ist der Kernpunkt!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, wir sind uns heute ei-
nig, dass jetzt schnell reagiert werden muss. Des-
halb hilft das Zurückblicken ja nicht, sondern es ist
nur eine Warnung, es nicht wieder dazu kommen

zu lassen. Bündnis 90/Die Grünen hat Ihnen heute
einen Antrag vorgelegt, der ein Aktionsprogramm
gegen Lehrermangel vorschlägt. Dieses Aktionspro-
gramm hat im Grunde drei Teile. Der eine Teil ist,
überhaupt mehr junge Studenten für den Lehrerbe-
ruf zu gewinnen, vor allen Dingen für ein entspre-
chendes Studium in Bremen. Dazu ist eine Menge
Werbung notwendig, dazu muss auch klar gesagt
sein, dass diese Lehrer überhaupt berufliche Chan-
cen haben, wenn sie mit ihrem Studium fertig sind
und es einigermaßen gut absolviert haben.

Dazu muss vielleicht auch die Ausbildung attrak-
tiver gemacht werden und nicht wieder so etwas in
die Wege geleitet werden wie mit dem Praxisseme-
ster – da sollen die Studenten, das ist meiner Mei-
nung nach auch vernünftig, ein halbes Jahr wäh-
rend ihres Studiums in den Schulen arbeiten und
auch ein bisschen unterrichten lernen –, für das prak-
tisch keine gesonderte Betreuung zur Verfügung ge-
stellt wird, sondern die Lehrer das nebenbei machen.
Sie haben ja gelesen, welche Unruhe das bei den
Lehrern verursacht. Sagen Sie nicht wieder irgend-
etwas von faulen Säcken! Es ist einfach Zusatzar-
beit, einen Studenten qualifiziert ein halbes Jahr ne-
ben seinem Unterricht zu betreuen. Das muss irgend-
wie so geregelt werden, dass es dafür Entlastung
gibt und der Student eine qualifizierte Betreuung
gesichert hat. Also, machen Sie das Studium attrak-
tiver, und sorgen Sie auch dafür, dass die Studenten
in diesem Studium eine gute Ausbildung erhalten!
Das ist Ihre Aufgabe. Werbung ist die eine Sache,
die Qualität der Ausbildung die andere Sache.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zweitens: Gewinnen Sie Referendare! Dazu brau-
chen wir auch mehr Ausbildungsplätze. Wir haben
vorgeschlagen, die Plätze zu erhöhen. Meiner Mei-
nung nach kann die Ausbildung gestrafft und ver-
kürzt werden, auch damit wir schneller Lehrer in den
Schulen haben. Drittens: Machen Sie die Kürzung
der Referendargehälter, die wir hier ja erst vor zwei-
einhalb  Jahren  beschlossen  haben,  rückgängig,
denn es geht auch um Geld, und die Leute müssen
davon leben können!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der vierte Punkt, meine Damen und Herren, ist
der, weil das alles ja erst in Jahren wirkt, brauchen
wir auch aktuelle Hilfsmaßnahmen, und zu den ak-
tuellen Maßnahmen gehört, dass wir Menschen ge-
winnen müssen, jetzt in den Schulen zu arbeiten,
und wenn es nur auf Zeit ist. Dazu gehört eine Zu-
sammenarbeit mit der Wirtschaft. Wir haben Ihnen
einige Maßnahmen vorgelegt, dazu gehört auch ein
Programm, Leute, die kein Lehramtsstudium gemacht
haben, so zu qualifizieren, dass hier nicht irgend-
welche Leute auf Kinder losgelassen werden, son-
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dern dass eine pädagogische Qualifikation dahinter
steckt. Dazu gehören verbindliche Absprachen mit
der Wirtschaft,

(Glocke)

vielleicht auch Leute auf Zeit und für eine bestimm-
te Stundenzahl auszuleihen, der Phantasie sind da
keine  Grenzen  gesetzt.  Baden-Württemberg  und
Nordrhein-Westfalen gehen da voran, wir haben ei-
nige Vorschläge unterbreitet. Es ist notwendig, ich
glaube, darüber besteht kein Zweifel, ein solches Ak-
tionsprogramm  aufzulegen,  es  ist  notwendig,  es
schnell zu machen. Wir haben Ihnen Vorschläge auf
den Tisch gelegt. Nehmen Sie unsere Vorschläge an,
und ich glaube, wir sind in absehbarer Zeit dann
wenigstens einen Schritt weiter!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hövelmann.

Abg. Frau Hövelmann (SPD): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Es ist völlig richtig, eine in-
haltliche Weiterentwicklung in Schulen muss natür-
lich personell abgesichert werden. Das ist auch völ-
lig unbestritten. Ich möchte, da Herr Mützelburg ja
schon einige Fakten genannt hat, auf die Zahlen ein-
gehen. Wir haben von 1995 bis 1999 die Zahl der
Vollzeitlehrkräfte in Bremen um 9,3 Prozent redu-
ziert. In der gleichen Zeit ist die Zahl der Schülerin-
nen und Schüler um 3,1 Prozent gestiegen.

Das heißt, meine Damen und Herren, der Senator
für Bildung hat eine hohe Anstrengung in dieser Zeit
unternommen, um das zu erfüllen, was Auftrag ist,
den wir alle, die das Sanierungsprogramm unter-
zeichnet haben, dem Senator für Bildung gegeben
haben, nämlich den Bundesstandard zu erreichen,
den Durchschnitt der Schüler-Lehrer-Relation zu er-
reichen. Damit sorgen wir als Nehmerland dafür,
dass die Berechtigung für die Unterstützung nicht
in Zweifel gezogen werden kann.

Meine  Damen  und  Herren,  die  bundesdurch-
schnittliche Schüler-Lehrer-Relation ist dieses Jahr in
Bremen erreicht, und das ist meine erste Botschaft.
Im Jahr 2000 sind wir mit 17,5 Schülerinnen und
Schülern pro Lehrkraft im Bundesdurchschnitt. Das
ist nicht der Stadtstaatenvergleich. Da liegen wir
schlechter als die anderen beiden Stadtstaaten. Wir
liegen auch schlechter als vergleichbare Großstädte.

Wir haben die Hausaufgaben erfüllt, die Schüler-
Lehrer-Relation ist erreicht dieses Jahr, das heißt,
wir stehen durchaus in guten Schuhen da, wenn wir
sagen, dass wir nun nach vorn sehen müssen und
auch  bei  der  personellen  Entwicklung  weitere
Schwerpunkte  im  Rahmen  unserer  Politik  setzen
müssen.

Der Altersdurchschnitt der Vollzeitlehrkräfte be-
trägt 53,79. Ich habe auf die neun extra nicht ver-
zichtet, um Ihnen klarzumachen, dass das, was Kol-
lege Mützelburg gesagt hat, nämlich dass jede drit-
te Lehrkraft die Schule in den nächsten fünf Jahren
verlassen wird, nicht nur stimmt, sondern um Ihnen
auch zu zeigen, wie dramatisch der Altersdurch-
schnitt ist. Am ältesten sind übrigens die Lehrerin-
nen und Lehrer in der gymnasialen Oberstufe, da
gehen aber dann auch der Wechsel und der Einstieg
in neues Personal sehr viel schneller.

Ich möchte, bevor ich nach vorn sehe, noch eini-
ge Fakten nennen, denn ich weiß ja, dass wir als
Sanierungsland nicht geradezu Begeisterung aus-
lösen, wenn wir sagen, wir brauchen eine personel-
le Aufstockung. Die Aufstockung des Einstellungs-
korridors, für die ich hier plädieren möchte, ist be-
gründet dadurch, dass wir erstens die Schüler-Leh-
rer-Relation erreicht haben, dass, wenn wir so wei-
termachen,  wir  im  Jahr  2005  im  unteren  Drittel
liegen, dann liegen wir bei 18,2. Die Schüler-Leh-
rer-Relation verändert sich, das muss ich einmal eben
den  Nichtbildungspolitikern  sagen,  bundesdurch-
schnittlich seit zwei, drei Jahren nicht, sie bleibt sta-
bil. Das heißt also, hier ist offensichtlich der Punkt
gekommen, wo dann eine weitere Veränderung oder
eine weitere Verdichtung nicht mehr möglich ist.

Die anderen Bundesländer stellen Lehrkräfte ein,
Herr Mützelburg hat es gesagt, das ist vollkommen
richtig. Wenn wir also nicht unter den Bundesdurch-
schnitt fallen wollen, meine Damen und Herren,
wenn wir es ernst nehmen, nicht nur dass wir in
Köpfe investieren müssen, sondern dass Bildung
auch ein Standortfaktor ist, dann ist es richtig, dass
wir heute, und zwar selbstbewusst, als Bildungspo-
litiker nach erfüllten Hausaufgaben sagen können,
jetzt muss etwas geschehen. Auch die Zahl der län-
gerfristig erkrankten Lehrer spricht für mehr Ein-
stellungen.  Sie  wissen,  ältere  Menschen  werden
auch längerfristig krank, 100 Stellen kostet das pro
Jahr, um den Unterrichtsausfall durch mehr als sechs
Monate erkrankte Lehrer zu ersetzen.

Das heißt, die Nachteile zu Lasten der Unterrichts-
versorgung in den Schulen müssen nun gemindert
werden, weil wir im Durchschnitt liegen. Dieses Ar-
gument, das uns Bildungspolitiker jahrelang getrie-
ben hat, zieht nicht mehr. Wir haben auch die Rück-
führung von Lehrkräften im außerschulischen Ein-
satz sehr konsequent verfolgt und haben ja da auch
gemeinsam als Bildungspolitiker dafür gesorgt, dass
hier in den Bereichen, wo es möglich ist, die Kosten
da erhoben werden, wo sie anfallen. Sie alle wis-
sen, dass nicht alle Ressorts die Lehrkräfte, die sie
zur Verfügung haben, auch bezahlen können. Ich
denke da vor allem an den Bereich des Kultursena-
tors, der hat nicht das Budget, um die Lehrerinnen
und Lehrer zu bezahlen, und jeden und jede kann
man auch nicht, wenn man die Verantwortung für
Kultur ernst nimmt, zurückführen.
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Ich komme zum Antrag der Grünen! Ich möchte,
Herr Mützelburg, auf jeden einzelnen Punkt einge-
hen. Vorher möchte ich kurz mit Genehmigung des
Präsidenten aus dem Protokoll der letzten Bildungs-
deputation zitieren. Wir haben in der letzten Bil-
dungsdeputation den Auftrag gegeben, über die
Ausbildungskapazitäten am LIS einen Bericht zu
bekommen mit Handlungsanweisungen, wie die
Ausbildungskapazitäten in den anderen Bundeslän-
dern sind. Wir haben auf Initiative der SPD den Auf-
trag gegeben, dass wir erfahren, wie und ob das LIS,
das Landesinstitut für Schule, befristet eine Aufsto-
ckung von 350 auf 450 Referendarplätzen darstel-
len kann.

Wir haben gesagt, wir brauchen einen Bericht
darüber, wie sich die fachbezogenen Bedarfe ent-
wickeln, wir haben gesagt, wir wollen ein Marke-
ting nicht nur für den Referendarbereich, sondern
auch für den Bereich der Lehrerinnen und Lehrer,
wir haben gesagt, dass wir Diplomanden einstellen
und dazu einen Bericht haben wollen. Wir haben
gesagt, wir möchten für Lehrkräfte im Mangelbe-
reich ein Einstellungsmarketing, und wir haben ge-
sagt, wir möchten Lehrkräfte aus dem europäischen
Ausland einstellen können, und ich würde hier noch
ergänzen, warum aus dem europäischen, es kann
auch das außereuropäische Ausland sein.

Das heißt, meine Damen und Herren, wir haben
alle gemeinsam in der letzten Deputationssitzung
genau das als Auftrag gegeben, was uns heute die
Grünen als Aktionsprogramm gegen Lehrermangel
vorlegen, nichtsdestotrotz begrüße ich diese Vorla-
ge und den Dringlichkeitsantrag der Grünen sehr.

Allerdings, Herr Mützelburg, nach meinen Zah-
len haben wir 3400 Lehramtsstudenten an der Uni-
versität Bremen, wenn auch nicht in den Mangel-
bereichen. 279 Studierende haben den Lehramts-
abschluss an der Universität Bremen 1999 gemacht.
Das heißt, wir dürfen jetzt nicht die guten ziehen
lassen.  Wir  brauchen  jetzt  die  Spielräume,  um
notwendige  Einstellungen  vorziehen  zu  können.
Wenn das passiert, dann sehe ich nicht so schwarz.
Es ist nicht so, dass wir die Stellen aktuell nicht be-
setzen können. Ausnahmen sind ein, zwei Bereiche.
Das gab es vorher auch, dass wir für Elektrokauf-
leute, Versicherungskaufleute besondere Lösungen
brauchten,  aber  was  perspektivisch  auf  uns  zu-
kommt, ist das, was wir verantwortungsbewusst han-
delnd in Angriff nehmen, und das haben wir mit dem
Auftrag in der Deputation für Bildung getan und ein-
geleitet.

Die Bilanz im Bildungsbereich kann sich eigent-
lich sehen lassen. Wir haben zusätzlich investiert in
Schulraumsanierung, und zwar erheblich. Wir ha-
ben zusätzlich investiert in Ausstattung, und zwar
erheblich, wenn ich daran erinnern darf, und wir ha-
ben auch bei den letzten Haushaltsberatungen zu-
sätzlich investiert in eine Vertretungsreserve. Jetzt
haben wir uns vorgenommen, die inhaltlichen Wei-

terentwicklungen auch personell abzusichern, und
Sie können sicher sein, dass wir das natürlich gern
gemeinsam mit Bündnis 90/Die Grünen in Angriff
nehmen und dass wir uns über Ihre zusätzliche In-
itiative freuen. Deshalb werden wir auch Ihren An-
trag an die Deputation für Bildung überweisen, um
zu zeigen, dass uns das Thema wichtig ist und dass
wir hier Nägel mit Köpfen machen werden.

Wir werden uns damit auseinander setzen müs-
sen, und zwar solidarisch als Sanierungsland, wie
wir eine zusätzliche Investition im Bildungsbereich
personell absichern können. Ich denke, wir müssen
die 100 Einstellungen pro Jahr, die wir im Personal-
entwicklungsprogramm festgeschrieben haben, um
50 Stellen aufstocken. Sonst sind wir in fünf Jahren
bei einer Schüler-Lehrer-Relation von 18,7 und da-
mit deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. Aller-
dings ist es richtig, und das sage ich hier mit allem
Nachdruck, es muss jetzt gehandelt werden, und
deshalb bedanke ich mich herzlich für Ihre zusätzli-
che parlamentarische Initiative, Herr Mützelburg.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Es freut mich, Frau Hövelmann,
dass Sie das freut. Ich kann es auch anders ausdrü-
cken, die Initiative der Grünen ist abgeschrieben aus
dem, was wir in der letzten Bildungsdeputation – –.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]:
Seien Sie doch gütig!)

Man kann natürlich gütig sein, aber die Wahrheit
muss man doch beim Namen nennen! Das sind die
Prüfungsaufträge, die Sie von der SPD, wir von der
CDU und Herr Mützelburg von den Grünen in der
letzten Bildungsdeputation zur nächsten Deputati-
onssitzung aufgegeben haben. Darum, Herr Mützel-
burg, wundert es mich schon, dass Sie doch dann
am 4. November, in der „taz“ stand das, einen et-
was reißerischen Artikel hatten, der auf eine Pres-
sekonferenz von Ihnen vom 3. November zurück-
geht. Mit Genehmigung des Präsidenten zitiere ich
die  Überschrift:  „Mehr  neue  Lehrer  braucht  das
Land, Grüne fürchten Lehrernotstand.“ Was Sie da
gemacht haben, Herr Mützelburg, ist Panikmache.
Sie haben in meinen Augen versucht, die Schüle-
rinnen und Schüler und die Eltern hier zu verunsi-
chern in Bremen, und der Schuss, meine Damen und
Herren, ist nach hinten losgegangen!

Wir haben ein Problem, das ist ganz richtig be-
schrieben worden, aber es ist ein Problem in der Zu-
kunft. Zurzeit haben wir keinen Lehrernotstand in
Bremen, die Unterrichtsversorgung ist abgedeckt,
dort hat die große Koalition seit 1995 eine sehr gute
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Arbeit geleistet. Wir haben sogar einen theoretischen
Überhang von 473 Lehrerwochenstunden, das ist ein
theoretischer Überhang. In Einzelfällen gibt es im-
mer einmal Ausfälle, aber wir haben, Herr Mützel-
burg, das Problem erkannt, das Sie vorhin ja be-
schrieben haben.

Nur die Art und Weise, wie Sie es gemacht ha-
ben, kann ich auch nicht gutheißen, wie Frau Hö-
velmann das eben so charmant gemacht hat, das
muss man einfach beim Namen nennen! Da haben
Sie einfach einmal probiert, als Opposition können
Sie das natürlich auch tun, nur wir als Regierungs-
koalition werden das natürlich dann auch so benen-
nen müssen, mit der populistischen Pauke wieder
etwas bildungspolitische Unruhe zu stiften.

Wir haben die Situation, meine Damen und Her-
ren, dass, wie das vorhin auch beschrieben wurde,
der Lehrerberuf auch vom derzeitigen Bundeskanz-
ler schlecht geredet worden ist. Die Lehrerinnen und
Lehrer machen eine erstaunlich gute und engagier-
te Arbeit.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]:
Wieso erstaunlich?)

Erstaunlich, wenn man sieht, wie schlecht der Beruf
geredet wird, Frau Hövelmann!

Wir haben zu diesem Schuljahr die verlässliche
Grundschule eingeführt, und trotz aller Klagen ist
sie ein erfolgreiches Modell. Es gibt sicherlich die
eine oder andere berechtigte Kritik im Einzelfall,
aber im Großen und Ganzen haben wir 72 gut funk-
tionierende verlässliche Grundschulen in Bremen,
meine Damen und Herren, und das, finde ich, zeigt,
wie engagiert die Arbeit der Lehrerinnen und Leh-
rer hier ist, und das, finde ich, Herr Mützelburg, muss
man dann auch so beim Namen nennen, dass es
eben auch die Masse erfolgreicher Politik im Bereich
der Bildung gibt!

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Das
sind nicht nur die Lehrer bei der verlässli-
chen  Grundschule,  die  das  gut  machen,

auch die Erzieher!)

Ich komme zu dem Bereich gleich noch, Frau Hö-
velmann!

Zu dem, was zuvor geschildert worden ist, kommt
aber auch die Frage, wie wir es denn in Zukunft
machen wollen. Wir haben in Bremen immer noch
relativ gefestigte Strukturen, und diese kosten Geld.
In Zukunft werden wir, wenn wir auch etwas mehr
haben wollen, sehen müssen, dass wir das in unse-
rem Budget darstellen. Bei den Strukturen, Frau Hö-
velmann, finden wir sicherlich noch die eine oder
andere Stelle. Ich meine, ich kann verstehen, vor
dem Parteitag sagen Sie, wir schaffen es nicht, da-
nach schauen wir noch einmal weiter. Ich glaube
schon, und gerade die vergangenen Wochen haben
mich da wieder bestärkt, nach fünf Jahren großer

Koalition haben wir in Bremen so eine erfolgreiche
Bildungspolitik, da haben Sie sich sehr bewegt. Das
hätte ich vor fünf Jahren noch gar nicht geglaubt,
und wenn wir die nächste Deputationssitzung hin-
ter uns haben, dann, denke ich, werden wir in der
Bildungspolitik auch eine gemeinsame ganz große
Koalition haben.

Wir werden auch mit dem zwölfjährigen Abitur
und anderen Projekten in Bremen einen ganz tollen
Bildungsstandort entwickeln, da bedanke ich mich
auch bei Ihnen, Sie haben ja doch ein paar Positio-
nen, die Sie früher einmal hatten, aufgegeben. Wir
sind manchmal lernfähig, Sie sind ein bisschen mehr
lernfähig, das freut mich im Sinne der Schülerinnen
und Schüler.

Wir haben das Geld angesprochen, Herr Mützel-
burg, das Geld haben Sie auch angesprochen. Ich
habe  hier  eine  Pressemitteilung  von  Ihnen  vom
13. November: SPD-Bildungspolitik ohne Finanzie-
rungskonzept.  Von  Ihnen  habe  ich  leider  vorhin
nichts zur Finanzierung gehört. Sie haben die feh-
lenden Finanzierungsvorschläge des SPD-Bildungs-
papiers als Armutszeugnis bezeichnet. Ich hätte mir
von Ihnen erhofft, dass Sie auch ein wenig zur Fi-
nanzierung gesagt hätten.

Wir meinen, dass wir mit dem Aufbrechen noch
mancher verkrusteten Strukturen ein wenig hinbe-
kommen. Wir wollen verstärkt Praktiker in den Un-
terricht einbeziehen. Man braucht nicht immer aus-
gebildete Lehrerinnen und Lehrer, wir wollen zum
Beispiel Nativespeaker verstärkt im Fremdsprachen-
unterricht einsetzen. Wir glauben, dass wir mit dem,
was wir in der letzten Deputation in Auftrag gege-
ben haben, Frau Hövelmann hat das ganz richtig
gesagt, nach einer intensiven Beratung, und ich den-
ke, da werden wir uns auch deputationsintern noch
das eine oder andere Mal reiben, wie bei vielen an-
deren Punkten zu einem guten Ergebnis kommen
werden, dass wir Ihnen dann hier im Parlament ein
Gesamtergebnis vorstellen können, mit dem wir alle
zufrieden sind.

Meine Damen und Herren, mein alter Lateinleh-
rer hat mir einmal ein Motto beigebracht: per aspe-
ra ad astra, durch Mühe zu den Sternen! Wir müs-
sen  uns  in  der  Bildungsdeputation  abmühen,  und
wir  werden  Ihnen  das  Ergebnis  dann  vorlegen.  –
Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Mützelburg.

Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege
Rohmeyer, hic Rhodus, hic salta!

(Heiterkeit und Beifall)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Ja, so ist das mit der Leitkultur, die Bilder wechseln!

(Heiterkeit)

Herr Präsident, meine Damen und Herren, man
kann es sich nicht so einfach machen, Herr Kollege
Rohmeyer, und die Leute hier veräppeln und sagen,
da kommt jetzt einer frisch aus der Bildungsdeputa-
tion, nimmt ein Papier mit, das dort vorlag, und hat
abgeschrieben.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Ja, das ha-
ben Sie!)

Lesen Sie doch einfach! Wir haben gesagt, dass wir
Ihnen hier ein Aktionsprogramm vorlegen. Der An-
lass war, das muss ich auch sagen, ich war vorhin so
höflich, darauf zu verzichten, dass Sie in der Depu-
tation nicht in der Lage waren, und ich glaube, das
ging vor allen Dingen auf die CDU zurück, zu sa-
gen, wir beschließen jetzt hier, dass der Senator den
Auftrag bekommt, 100, 120 oder 150 neue Referen-
dare einzustellen, er soll bis zum nächsten Mal eine
Vorlage machen, wie das geht, sondern dass Sie
gesagt haben, wir müssen erst einmal prüfen, so-
weit ist es nicht! Ich glaube, Frau Hövelmann hätte
dazu sofort ja gesagt, das zu machen. Ich verstehe
ja, dass Sie – –.

(Zuruf der Abg. Frau H ö v e l m a n n
[SPD])

Ja, deshalb! Dass Sie das in der Koalition nicht kön-
nen!

Da haben wir vom Bündnis 90/Die Grünen gesagt,
so geht das nicht weiter! Macht denen einmal ein
bisschen Dampf! Die einen oder anderen mögen ja
guten Willens sein, aber es passiert nichts! Deshalb:
hic Rhodus, hic salta, wie ich eingangs gesagt habe!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
B ü r g e r  [CDU]: Wir sind da etwas seri-

öser!)

Dann will ich doch noch ein paar Worte zu den
Vorschlägen sagen, Herr Kollege Rohmeyer. Ich ha-
be nicht nur vorgeschlagen, und das bin nicht ich
allein, sondern das ist die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen,  die  Referendarzahl  zu  erhöhen,  sondern
auch die Ausbildung zu verkürzen. Das ist ein The-
ma, an das Sie sich noch nicht herangemacht ha-
ben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Zuruf)

Das haben wir in der Deputation nicht beschlossen!
Das geht jetzt nur an Herrn Rohmeyer!

Wir haben vorgeschlagen, den Einstellungskorri-
dor zu erweitern. Frau Hövelmann hat das eben auch
vorgeschlagen. Das ist ja in Ordnung. Die CDU hat
das bisher nicht vorgeschlagen, und deshalb konn-
te die Deputation das auch nicht vorschlagen. So
schlicht und einfach ist das! Wir haben vorgeschla-
gen, ein Programm aufzulegen zur Zusammenarbeit
mit der Wirtschaft, um auch Leute für den Lehrer-
beruf zu gewinnen, die jetzt nicht Lehrer sind. Da
haben wir verschiedene Maßnahmen angeführt. Ich
sage Ihnen dazu, Herr Rohmeyer: Es geht nicht so
einfach, dass wir sagen, wir holen hier irgendwel-
che Leute mit einem Diplom, lassen die jetzt künftig
Lehrer spielen und entwerten damit das Lehrerstu-
dium, sondern ich bin schon entschieden dafür, dass
niemand in die Schule kommt, der nicht irgendeine
pädagogische Qualifikation – vielleicht nicht die glei-
che wie die der Lehrer – hat oder diese noch erwirbt,
während er in der Schule ist. Sonst kommen wir näm-
lich wieder zu Hausfrauenlehrern, und die Debatte
möchte ich nun wirklich weder den Schulen noch
den aktiven Lehrern zumuten!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
B ü r g e r  [CDU]: In den siebziger Jahren
hatten wir ja auch schon einmal Diploman-

den!)

Was auch nicht geht, Herr Kollege Rohmeyer, ist,
praktisch dadurch hintenherum die Bezahlung der
Lehrer abzusenken, indem man sich ein paar Fach-
hochschuldiplomanden holt und sagt, die machen
es ja für A 11!

(Abg. B ü r g e r  [CDU]: Das hat doch
keiner gesagt!)

Über die Frage der Anreize haben Sie nicht disku-
tiert! Wir sagen ganz entschieden, und da sind wir
mit dem Bildungssenator eigentlich gleicher Mei-
nung, es ist Quatsch, jetzt wieder Lehrer als Beamte
in großer Zahl aufzunehmen, denn das sind die Be-
amten für die nächsten 35 Jahre, die dann die Pen-
sionskosten verursachen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dazu haben Sie gar nichts gesagt, auch nicht in der
Deputation.

Ich verstehe ja, dass der Bildungssenator im Wett-
bewerb mit den anderen Bundesländern nicht an-
ders kann, weil diese ihre Lehrer alle verbeamten.
Dennoch sollte man ernsthaft darüber nachdenken,
für die nächste Zeit das finanzielle Loch auszuglei-
chen, denn ein Beamter hat netto nachher eine Men-
ge mehr in der Tasche als ein Angestellter. Das sind
ungefähr 700 DM bei einem verbeamteten Lehrer
von A 13 in dem Alter. Ein Lehrer zahlt keine Sozi-
alvericherungsabgaben  und  so  weiter.  Da  bin  ich
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schon entschieden dafür, das lieber momentan durch
Zulagen auszugleichen, als in einem späteren Ab-
schnitt den Staat die hohen Pensionen zahlen zu las-
sen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Mittelfristig muss es eigentlich darüber auch Kon-
sens zwischen den Ländern geben, auch wenn es
jetzt noch nicht geht. Herr Rohmeyer, auch dazu ha-
ben Sie nichts gesagt, und natürlich hat die Deputa-
tion nichts dazu gesagt. Zu den ganzen Kooperati-
onsvorschlägen mit der Wirtschaft haben wir uns gar
nicht geäußert, und das mit den EU-Lehrern: Wenn
Sie sich gut erinnern, wissen Sie, dass ich diesen
Vorschlag überhaupt erst in der Deputation gemacht
habe, er stand nämlich nicht im Papier des Bildungs-
senators, das uns vorgelegen hat.

Kurz und gut: Wenn man über Abschreiben re-
det, muss man auch lesen können und das verste-
hen, was auf dem Papier steht. Wenn man das ge-
macht hat, kann man vergleichen und weiß, was
identisch ist. Es gibt identische Inhalte und unsere
eigenen Vorschläge! Ich sage ja gar nicht, dass sie
alle auf unserem Mist gewachsen sind, sondern wir
haben versucht, die Ideen zusammenzufassen, die
im Moment im Lande unterwegs sind. Es ist gut,
wenn  der  Bildungssenator  diese  Ideen  aufnimmt,
wenn er noch weitere produziert und wir dann hier
ein Programm vorgelegt bekommen, das Hand und
Fuß hat, meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt noch zu dem letzten Punkt, das mit dem Geld!
Ich habe eingangs gesagt, dass die Bildungspolitik
in den letzten Jahren nicht das Gewicht gehabt hat,
was sie hätte haben müssen. Bildungspolitik für Per-
sonal, das im Bildungsbereich arbeitet, für Lehrer
und andere, es gibt auch nichtunterrichtendes Per-
sonal, es gibt Lehrmeister, Sekretärinnen und noch
eine Menge anderer Leute, die in den Schulen sind
und die vielleicht auch demnächst gebraucht wer-
den, ist in den letzten Jahren stiefmütterlich behan-
delt worden. Frau Hövelmann hat doch gerade klipp
und klar gesagt, wie der Personalbestand mit der
Begründung Sanierung abgesenkt worden ist.

Ich sage Ihnen, die Zeit ist vorbei! Wer dieses Bun-
desland sanieren will und immer von Investitionen
in die Köpfe redet, muss auch sagen, Investitionen
in die Köpfe sind nicht nur naturwissenschaftliche
oder ingenieurwissenschaftliche Bauten an der Uni-
versität, auch das ist Beton, sondern Geld für die
Menschen, die in diesen Berufen arbeiten. Das sind
Investitionen in die Köpfe, und Geld für diejenigen,
die das studieren sollen, die in der Ausbildung sind,
die überhaupt angelockt werden sollen, auszugeben,
in der Lage sind wir heute.

Wer Bremen sanieren will und in der Zukunft aus-
reichend Lehrer in den Schulen, Personal in den na-
turwissenschaftlichen Berufen – das hatten wir letz-
tes Mal – haben will, der muss jetzt Geld für Köpfe
und nicht nur für Beton ausgeben! Das ist der Punkt,
und davor können Sie sich auch irgendwann nicht
mehr drücken, Herr Rohmeyer, und auch nicht mehr
das Bildungsressort hinten und vorn ausquetschen.
Es geht hier nicht um eine Stelle, sondern es geht
um sehr viel mehr Geld.

Wir haben gesagt, dass das, was wir vorschlagen,
etwa mit fünf Millionen DM jetzt zu erledigen ist.
Das stand übrigens auch in unserer Pressemitteilung,
und wenn es nicht darin stand, habe ich es in der
Presse gesagt, im „Weser-Kurier“ konnten Sie das
nachlesen. Auf Dauer – das ist natürlich Geld, das
jedes Jahr ausgegeben werden muss – und wenn
man ein bisschen großzügiger herangeht, wir ha-
ben ja noch ein bisschen mehr vor uns als ein  Not-
programm, das wir jetzt auflegen müssen, wird die
Bildungspolitik in den nächsten Jahren eher 20, 25
oder 30 Millionen DM mehr brauchen und nicht Pea-
nuts, wie es bisher ist. Ich glaube, darüber sind wir
uns im Grunde mit der Sozialdemokratie einig. Kern-
punkt ist nur, das bei der CDU auch klar zu machen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Mützelburg, si tacuisses, phi-
losophus mansisses, wir machen mit Latein weiter:
Hättest du geschwiegen, wärest du weiter als Philo-
soph betrachtet worden! Sie haben leider nicht ge-
schwiegen!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Das hätte ich
nicht vermutet, auch vorher nicht!)

Ich darf Ihre Aufmerksamkeit auf die Sitzung der
Bildungsdeputation vom Juli lenken! Da haben wir
uns nämlich schon über die Lehrerausbildung in Bre-
men und sehr wohl über Nativespeaker unterhal-
ten. Da haben wir auch über eine Verkürzung von
Praxissemestern gesprochen und auch zum ersten
Mal über die Verbeamtung, damals allerdings auch
noch mit dem Kollegen Zachau.

Wir haben als CDU sehr wohl problematisiert, und
es ist auch eine noch nicht entschiedene Frage, wenn
ich das hier so sagen darf, wie wir zum Beispiel mit
der Verbeamtung umgehen. Wir haben hier in Bre-
men natürlich die Absicht, den öffentlichen Dienst,
die öffentliche Verwaltung schlanker zu machen. Wir
haben auf der anderen Seite das Problem, dass die
anderen Bundesländer Lehrer verbeamten. Wir ha-
ben hier Dreiviertelstellen gehabt, meine Damen und
Herren, auf der anderen Seite eine volle Beamten-
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stelle. Was meinen Sie denn, für was sich ein junger
Lehrer entscheidet? Im Zweifelsfall nimmt er die vol-
le Beamtenstelle! Darum, Herr Mützelburg, müssen
wir das eben nicht so hopplahopp einmal eben hier
im Parlament entscheiden. Dafür haben wir den Prüf-
auftrag in der Deputation gegeben, und darum wer-
den wir erst nächste Woche in der Deputation bera-
ten und dann erst Entscheidungen treffen, und nicht
einmal eben hier in so einem blinden Aktionismus,
wie Sie es vorgeschlagen haben, ohne die Prüfer-
gebnisse abzuwarten.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben viele Punkte besprochen, die Sie an-
gesprochen haben, Herr Mützelburg. Von daher war
es falsch, dass Sie gesagt haben, wir hätten da ein,
zwei Punkte vielleicht gesagt und uns ansonsten da
herausgehalten! Dass Sie sich da mit der SPD einig
sind, haben wir damals auch schon festgestellt, aber
auch die SPD, Frau Hövelmann, konnte uns nicht
genau darstellen, wie wir das denn alles bezahlen.
Darum der Prüfauftrag, darum die Strukturen, viel-
leicht kann Herr Senator Lemke das gleich noch ein-
mal sagen. Ich möchte nur ganz deutlich für unsere
Fraktion hier erklären: Wir werden auch in Zukunft
eine gute Unterrichtsversorgung für die Schülerin-
nen und Schüler in Bremen und Bremerhaven si-
cherstellen, und da werden wir alles auf den Prüf-
stand stellen, zur Not auch noch einmal alle Struk-
turen des bremischen Schulsystems. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Bürger.

Abg. Bürger (CDU): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich mache es für alle verständlich, ohne
Latein, Frau Hammerström! Herr Mützelburg, es be-
darf nicht Ihres Rates in unsere Richtung. Ich glau-
be, in der Bildungsdeputation haben wir oft genug
bewiesen, dass wir bei bildungspolitischen Entschei-
dungen Weitblick gehabt haben, auch was Lehrer-
einstellungen angeht.

Ich möchte zu zwei Punkten, die Sie hier ange-
führt haben, Stellung nehmen! Das ist zum einen,
wie Sie uns unterstellen wollen, dass wir uns für die
Einstellung von Diplomanden ausgesprochen haben
in Verbindung mit der Absenkung von Lehrergehäl-
tern.

(Abg. M ü t z e l b u r g  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das hat Herr Rohmeyer gesagt!)

Mitnichten, Herr Mützelburg, um das ganz deutlich
zu sagen! In dem Zusammenhang darf ich auf die
Erfahrungen  Ende  der  sechziger  und  Anfang  der
siebziger Jahre verweisen, als auch Diplomanden

und Praktiker in die Schulen gegangen sind, weil es
Mangel in naturwissenschaftlichen Bereichen gab,
aber zum Teil auch bei den Sprachen. Wie Sie sich
selbst erinnern werden, Herr Mützelburg – Sie wa-
ren lange genug, wir beide waren auch lange ge-
nug in der Lehrerausbildung tätig, sogar zwei Se-
mester auch zusammen –, ist deutlich geworden, dass
gerade Ende der sechziger und Anfang der siebzi-
ger Jahre die Lehrerbesoldung sukzessive angeho-
ben wurde, von A 9 über A 10 bis nach A 12 und
dann mit der Stufenlehrerausbildung nach A 13. Das
zum einen! Unterstellen Sie uns also bitte nicht, dass
wir in dem Zusammenhang die Lehrerbesoldung ins-
gesamt absenken wollen.

Ich halte aber, um das ganz deutlich zu sagen, auch
den Einsatz von Praktikern, von Diplomanden im Un-
terricht für praktikabel. Auch Ende der sechziger und
Anfang der siebziger Jahre hat die Schule gute Er-
fahrungen damit gemacht. Dass es den einen oder
anderen Schiffbruch auch gegeben hat, Herr Sena-
tor, ist bekannt, aber da muss man gerechterweise
sagen, das erleiden wir auch mit ausgebildeten Leh-
rern.

Ein zweiter Punkt, Herr Mützelburg, ist die Erhö-
hung der Zahl der Referendare. Es ist in der Tat so,
dass wir uns, der Vorschlag kam von der SPD-Frak-
tion,  dagegen  ausgesprochen  haben,  in  einem
Schnellschuss dies mitzumachen.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Aber
ja nicht prinzipiell!)

Nein, ich wollte das nur noch einmal richtig stellen,
denn diese Unterstellung kann nicht so hingenom-
men werden!

Herr Mützelburg, wir waren durchaus der Auf-
fassung, dass in dieser Richtung etwas überlegt wer-
den muss, weil wir natürlich sehen, dass es in ab-
sehbarer Zeit und auf Mittelfrist gesehen durchaus
in einigen Fächern kaum noch Lehrer geben wird.
Wir haben aber gesagt, dass wir erst einen Bericht
des Bildungssenators, der Bildungsbehörde haben
wollen, um dann zu entscheiden, in welchen Fächern
man differenziert zu einem Umdenkungsprozess
kommen muss. Wir haben etwas dagegen, dass wir
pauschal die Zahl der Referendare erhöhen. Wenn
wir einen differenzierten Bericht aus dem Haus des
Bildungssenators erhalten, meine Damen und Her-
ren, dann werden wir darüber auch berichten!

Herr Mützelburg, Sie wissen ganz genau, wie man
verfährt! In einigen Fächern werden wir in abseh-
barer Zeit kaum noch Lehrer bekommen, weil es die
schlicht und einfach auf dem Markt in der gesam-
ten Bundesrepublik nicht gibt. Nur um einmal den
Lehrer für Informatik zu nennen, aber auch in eini-
gen ingenieurwissenschaftlichen Bereichen wird es
kaum noch Lehrer für die Berufsschule oder für die
gymnasiale Oberstufe geben.
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Da bin ich schon der Auffassung, wir wollen ei-
nen differenzierten Bericht aus dem Haus des Bil-
dungssenators haben, um dann zu entscheiden, in
welchen Bereichen wie verfahren werden kann, ob
man dann die Referendarbezüge für einen Teil der
Referendare anhebt oder nicht, ob man dann auch
möglicherweise zu dem Ergebnis kommt, mittel- und
langfristig müssen wir auch über die Referendarzeit,
von der Ausbildung her betrachtet, nachdenken oder
wie auch immer. Ich sage aber noch einmal, wir sind
gegen einen Schnellschuss, und deshalb ist unser
Verhalten so, wie in der letzten Deputation darge-
legt. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort erhält Herr Se-
nator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich begrüße ausdrück-
lich die Initiative der Opposition, denn jede Initiati-
ve für eine verbesserte Bildungspolitik ist von mir,
aus meiner Sicht, begrüßenswert, wenn sie auch da-
zu führt, nicht nur hier im Rahmen des Parlaments
zu verbleiben, sondern wenn sie entsprechende Kon-
sequenzen mit sich bringt. Deshalb begrüße ich aus-
drücklich diese zusätzliche Initiative, auch wenn ich
Herrn Rohmeyer Recht geben muss, dass wir in vie-
len Bereichen diese Dinge erfreulicherweise bereits
in der Deputation angeschoben und entsprechende
Prüfaufträge gegeben haben.

Bildungspolitik ist ein ganz wesentlicher Stand-
ortfaktor. Wenn wir uns bemühen, zum Beispiel die
Innenstadt attraktiver zu machen, dann mache ich
das aus Überzeugung, aber genauso wichtig ist es,
die Stadtteile und ihre Schulen attraktiver zu ma-
chen,

(Beifall bei der SPD)

damit die Menschen wieder verstärkt Bremen an-
wählen, weil sie der Überzeugung sind, dass sie hier
gute Schulen oder Schularten für ihre Kinder finden
– und das ist eine große Sorge, die wir sehr ernst zu
nehmen haben –, denen sie vertrauen können. Das
ist für sie ein großer Standortfaktor für ihre Wohn-
sitzwahl!

Ganz kurz zu den konkreten Punkten! Erstens: Ich
finde es absolut richtig zu überlegen, ob wir gezielt
im Bereich der Lehrerausbildung in der Universität
ein Marketing machen. Das Marketing kann aber
nicht so platt sein, ich denke, Herr Mützelburg und
seine Kollegen haben das auch sicher so nicht ge-
meint, dass man jetzt bundesweit eine Plakataktion
oder Internetaktion macht. Das ist alles richtig und
gut, wichtiger erscheint mir aber, gezielt zu überle-
gen, Anreize für die Studenten zu geben, damit sie
wissen, dass sie hier in Bremen eine Perspektive ha-

ben. Ganz viele Studenten studieren hier in Bremen
und wissen gar nicht, wo sie anschließend ihr Refe-
rendariat machen. Es gibt ein paar hundert Anmel-
dungen und nur 90, wie wir gehört haben, Referen-
dariatsplätze,  die  wir  jetzt  konkret  anbieten.  Das
steht in einem krassen Missverhältnis. Die, die hier
studiert haben, möchten aber gern auch hier in das
Referendariat!

Noch  schöner  für  uns  Bremer,  weil  wir  unsere
Stadt lieben, ist ja, dass die, die ihr Referendariat
hier sehr gut machen, natürlich auch hier bleiben
möchten. Ich als Senator habe doch ein ganz großes
Interesse, dass die besten Referendare dann auch
hier verpflichtet werden. Wenn das aber so ist, Herr
Mützelburg, dann ist es richtiger, mit denen zu ver-
handeln und ein Konzept auszuarbeiten, die jetzt
bereit sind, hier in den Mangelfächern Informatik,
Physik und Mathematik zu studieren, dass wir de-
nen sagen, wenn ihr das anständig mit eurem Ex-
amen hinbekommt und wenn ihr auch ein Referen-
dariat macht, geben wir euch den Platz, dann wer-
det ihr auch nicht im Durchschnitt 34 oder noch äl-
ter, wenn ihr euer Referendariat hier anfangt, dann
sorgen wir dafür, dass ihr unmittelbar nach eurem
Studium  nicht  noch  eine  Warteschleife  mit  ent-
sprechender Bedienungskarriere im Steintorviertel
macht, sondern dann werdet ihr hier unmittelbar an-
schließend  euren  Referendariatsplatz  bekommen.
Wenn ihr das Referendariat erfolgreich absolviert,
werden wir euch auch einen Arbeitsplatz hier ge-
ben! Der wird so attraktiv sein, dass ihr nicht nach
NRW, Schleswig-Holstein oder Hamburg abgewor-
ben werdet.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Zweitens: Ich habe mit großer Verwunderung zur
Kenntnis  genommen,  dass  ich  in  der  Deputation
zweimal Vorlagen vom LIS bekam, in denen die Re-
ferendariatsplätze an der vorhandenen Kapazität der
Ausbilder definiert wurden. Beim dritten Mal, Herr
Mützelburg, Sie haben das ja verfolgt, haben wir
das nicht mehr akzeptiert. Ich habe gesagt, jetzt wird
sich ausschließlich am Bedarf orientiert: Was sagt
der Bedarf in den Jahren 2002, 2003, folgende? Was
benötigen wir an Fächern? Danach wird in Zukunft
in Bremen im Referendariat ausgebildet. Ich denke,
da sind wir absolut d’accord und auf dem richtigen
Weg, dass wir dort nicht mehr nach der vorhande-
nen Kapazität ausbilden.

Drittens: Wir brauchen an unseren Schulen in der
Tat, und das ist das Hauptproblem, so schnell wie
möglich junge Lehrerinnen und Lehrer, nicht erst
im Schnitt als Sechsunddreißigjährige, sondern bitte
früher. Wir können auch nicht länger warten, meine
Damen und Herren, und deswegen begrüße ich auch
ausdrücklich diese Initiative. Mir ist es völlig gleich-
gültig, ob sie von der CDU, den Grünen oder den
Sozialdemokraten kommt.
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Wichtig ist, dass Sie wissen, dass wir demnächst
auf Sie zukommen, um zu sagen, wir brauchen drin-
gend neue Lehrerinnen und Lehrer, wir haben den
Gürtel bei uns so eng geschnallt. Alle, die in der De-
putation mitarbeiten, wissen, wie eng wir den Gür-
tel geschnallt haben, und wir werden ihn weiter eng
schnallen. Irgendwann aber wird es Grenzen geben.
Wir brauchen aber so schnell wie möglich neue Leh-
rerinnen und Lehrer, und das heißt, wir brauchen
frisches Geld! Da werden wir auf Sie zukommen! Es
nützt jetzt nichts, dass wir einen Beschluss an die
Deputation weiterleiten, die Deputation wird das so
zu großen Teilen übernehmen. Das heißt aber, im
nächsten Jahr werden wir sagen, liebes Parlament,
gib uns die notwendigen Gelder, damit wir nicht erst
bis zum Jahr 2003 oder 2004 warten müssen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir  brauchen  das  Geld  zusätzlich  ganz  sicher  im
nächsten Jahr.

Meine Damen und Herren, ich kann all diejeni-
gen nur unterstützen, die sagen, das sind Investitio-
nen in unsere Zukunft, damit wir zukünftig hier die
Arbeitsplätze  haben  und  zusätzliche  Firmengrün-
dungen nicht in Bayern oder Baden-Württemberg
vorgenommen werden, sondern in Bremen an der
Universität im Technologiepark. Da sollen die Fir-
mengründungen vollzogen werden, und da sollen
die neuen Arbeitsplätze entstehen! Dafür brauchen
die Firmen hier dann qualifizierte Menschen, die hier
leben wollen und die hier ihre Arbeitsplätze finden
sollen. Das, finde ich, muss unsere erste Aufgabe
sein. Dafür müssen wir aber Geld in die Hand neh-
men!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vorletzter Punkt, Praxissemester: Herr Mützelburg
hat es angesprochen, wir müssen die Lehrerausbil-
dung  weiter  verbessern.  Wir  vernachlässigen  die
dritte Phase. Für diejenigen, die keine Bildungspo-
litiker sind, will ich das erläutern: An der Universi-
tät findet die erste Phase statt, im Referendariat die
zweite, die ist in enger Kooperation mit der Univer-
sität, wenn Sie so wollen, zwischen Praxis und Theo-
rie.

Das ist sehr gut, und ich bin mit Herrn Mützel-
burg der Auffassung, und wir werden das auch sehr
genau prüfen, ob wir nicht wegen das Praxisseme-
sters, das im nächsten Jahr erstmalig durchgeführt
wird, die Referendariatszeit sinnvollerweise auf 18
Monate verkürzen sollten. Darüber werden wir zu
diskutieren und zu entscheiden haben.

Ich bin aber der Meinung, dass es nicht akzepta-
bel ist, dass sich Schulen pauschal verweigern und
sagen, wir nehmen diese jungen Menschen von der

Universität nicht, die hier ihre Liebe zum Lehrerbe-
ruf dadurch jetzt unterstreichen, indem sie für das
Praxissemester an die Schulen kommen. Dass ihnen
die Tür vor den Kopf geschlagen wird, kann ich als
Bildungssenator überhaupt nicht verstehen. Zum
Lehrerberuf, Herr Mützelburg, gehört die Liebe zum
Kind, die Liebe zum Menschen. Das ist nicht ver-
einbar mit der Tatsache, dass die Lehrerinnen und
Lehrer oder die Schulleiter sich verweigern. Ich weiß
nicht, vielleicht ist auch die GEW dahinter, ich ver-
mute das nur, ich kann es nicht belegen. Ich kann
das nicht akzeptieren.

Ich möchte die Medaille gern von zwei Seiten se-
hen. Einerseits ist es ohne Frage eine zusätzliche
Belastung, aber andererseits erfahren die Schulen
damit auch eine Entlastung. Die Studenten, die an
die Schulen kommen, werden in Ausnahmefällen
Krankheitsvertretungen machen können, sie können
in der Schulorganisation, in der Aufsicht oder bei
Klassenfahrten eingesetzt werden. Die Schulland-
heime, die dringend Anmeldungen für die Schul-
landfahrten  brauchen,  werden  sich  freuen,  wenn
dann die Studenten mit dabei sind. Man darf das
also nicht immer mit einem Auge sehen, sondern
muss sehr objektiv sehen, dass da etwas zu verbes-
sern ist!

Die dritte Phase, die sich dann anschließt, ist des-
halb so wichtig, weil bisher der Referendar, der das
Referendariat abgeschlossen hat, eigentlich allein
gelassen worden ist. Es hat keine Teamarbeit statt-
gefunden. Die Lehrer sind, wenn Sie so wollen, wenn
sich die Tür des Klassenzimmers schließt, Einzel-
kämpfer. Das ist aus meiner Sicht eigentlich zu be-
klagen. Ich würde mir vielmehr wünschen, dass die
Lehrer wesentlich häufiger kommunizieren und stär-
ker miteinander kooperieren im Interesse der Schü-
ler, dass sie sich auch über die verschiedenen Er-
fahrungen über den Schüler austauschen, damit ein
Lehrer, der vielleicht ein ganz negatives Bild hat,
einen Schüler auch einmal von einem anderen Kol-
legen positiv geschildert bekommt. Diese Teamfä-
higkeit wünschte ich mir absolut verstärkt.

Der letzte Punkt ist: Ich wünschte mir insgesamt,
Herr Mützelburg, dass wir dies als eine gemeinsa-
me Aufgabe verstehen, zum Beispiel auch auf der
Basis der Bremer Erklärung zur Kultusministerkon-
ferenz, die wird überall, mittlerweile auch interna-
tional, sehr positiv angesehen. Ich habe sowohl in
Krakau beim Europarat als auch bei einer OECD-
Tagung, die vor wenigen Wochen hier in Bremen
stattgefunden hat, bemerkt, dass diese Bremer Er-
klärung sehr positiv angesehen wurde, die das An-
sehen unserer Lehrer deutlich stärken soll, die aber
auch klar die Aufgaben der Lehrerinnen und Leh-
rer definiert und sowohl intern als auch extern eine
Evaluation unterschreibt.

Es war nicht immer so, dass die Gewerkschaften
freiwillig so etwas unterschrieben haben. Es ist fast
historisch zu sehen, dass das gelungen ist. Es heißt
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aber für mich, dass die Gesellschaft insgesamt ver-
stehen muss, dass sie sich stärker für unsere Schu-
len einsetzen muss, dass sie die Arbeit der Lehre-
rinnen und Lehrer stärker unterstützen muss, und
das heißt für die Schülerinnen und Schüler ein ver-
stärktes Engagement. Wenn ich sehe, für wie viele
Millionen Schäden in unseren Schulen durch Van-
dalismus, Graffiti und was weiß ich, was da vor-
kommt, entstehen, dann muss ich sagen, das geht
bei den Schülerinnen und Schülern los und bei dem
Wegsehen von vielen Lehrerinnen und Lehrern wei-
ter. Ich wünschte mir ein viel stärkeres Engagement
auch der Elternschaft, dass sie die Lehrerinnen und
Lehrer bei den Elternversammlungen, in den Schul-
gremien stärker unterstützen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer – –. Was ist denn?

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Ich
habe Überweisung beantragt!)

Wir haben uns hier mehrfach beraten, verehrte
Kollegin, ob ein Antrag auf Überweisung eingegan-
gen ist. Er ist hier bei uns definitiv nicht angekom-
men. Bitte, können Sie noch einmal formulieren, was
Ihr Antrag ist?

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Ent-
schuldigung, dass ich das nicht ordentlich
gemacht habe, Herr Präsident! Ich bean-
trage Überweisung an die Deputation für

Bildung!)

Gut, dann wischen wir das, was ich gesagt habe,
aus!

Es ist für den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen  mit  der  Drucksachen-Nummer  15/514  die
Überweisung an die staatliche Deputation für Bil-
dung beantragt worden.

Wer der beantragten Überweisung seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer 15/514 an die De-

putation für Bildung zur Beratung und Berichterstat-
tung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, bevor ich den nächs-
ten Tagesordnungspunkt aufrufe, darf ich herzlich
auf der Pressetribüne Herrn Henryk Wozniak, Vize-
direktor der Abteilung für internationale Zusammen-
arbeit im Marschallamt der Woiwodschaft Pommern
in Polen, begrüßen. Herzlich willkommen!

(Beifall)

Personalcontrolling Band III

Bericht über die Umsetzung des Landes-
gleichstellungsgesetzes

Mitteilung des Senats vom 25. Januar 2000
(Drucksache 15/180)

Wir verbinden hiermit:

Personalcontrolling Band III

Bericht über die Umsetzung des Landes-
gleichstellungsgesetzes

Bericht des Ausschusses für die Gleich-
berechtigung der Frau
vom 17. Oktober 2000
(Drucksache 15/497)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Dr.
Dannemann.

Die Mitteilung des Senats, Drucksache 15/180, ist
von der Bürgerschaft (Landtag) in ihrer Sitzung am
24. Februar 2000 an den Ausschuss für die Gleich-
berechtigung der Frau überwiesen worden. Dieser
Ausschuss legt nunmehr mit der Drucksachen-Num-
mer 14/497 seinen Bericht dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident,  meine  Damen  und  Herren!  Wie  eben
schon gesagt wurde, überwies die Bürgerschaft in
ihrer Sitzung vom 24. Februar 2000 den Bericht über
die Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes,
Personalcontrolling Band III, an den ständigen Par-
lamentsausschuss für die Gleichberechtigung der
Frau zur Beratung und zur Berichterstattung. Die-
ser Bericht liegt uns jetzt vor, und ich möchte die
Gelegenheit nutzen, den jetzigen Sachstand in ei-
nen angemessenen Zusammenhang zu bringen, und
zwar mit einem Blick in die Vergangenheit, aber
auch mit einem Blick in die Zukunft.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Vor fast genau zehn Jahren, meine Damen und
Herren, nämlich am 29. November 1990, hat die Bür-
gerschaft das Landesgleichstellungsgesetz beschlos-
sen. Dazu wurde ebenfalls festgehalten, dass der Se-
nat jeweils im Abstand von zwei Jahren der Bürger-
schaft über die Durchführung dieses Gesetzes Be-
richt erstattet. Dies ist nun das erste Mal durch den
Senator für Finanzen geschehen, vorher wurde dies
von der ZGF wahrgenommen. Zehn Jahre Gleich-
stellungsgesetz hier im Land Bremen, zehn Jahre
ein sicherlich nicht einfacher Entwicklungsprozess,
da müssen die Fragen erlaubt sein: Was hat sich in
diesen zehn Jahren erfolgreich verändert? Welche
Teilziele sind erreicht? Gibt es in der Praxis befrie-
digende Formen der Gleichstellung von Frauen und
Männern?

Bei der Beantwortung dieser Fragen haben wir
alle nicht gerade Grund zum Jubeln. Im letzten Be-
richt ist zu lesen, dass der Anteil der Frauen, die im
höheren Dienst beschäftigt sind, sich nur um 0,5 Pro-
zent erhöht hat, und das auf dem Hintergrund, dass
Frauen im höheren Dienst sowieso nur mit 32 Pro-
zent beteiligt sind! Hier liegt ein wesentlicher Grund
des Missstandes an der Nichtberücksichtigung von
Frauen bei Beförderungen. Die einfache Formel gilt
immer noch: Von Frauen wird mindestens das Glei-
che verlangt wie von Männern, aber bei der Beför-
derung stehen Frauen ganz hinten an. Das muss sich
in Zukunft schnellstens ändern, meine Damen und
Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Die Zahl der jungen Frauen, die das Abitur ablegen
und ein Studium absolvieren, ist steigend, darum ist
es besonders bitter, wenn sie dann kaum Chancen
für einen beruflichen Aufstieg haben, und das alles,
obwohl Frauen prozentual weitaus mehr an Fortbil-
dungen und Seminaren teilnehmen als Männer!

Wie die Situation von Frauen im Wissenschafts-
bereich aussieht, das wurde in der letzten Bürger-
schaftssitzung sehr deutlich von dem Kollegen Herrn
Dr. Käse benannt. Ich möchte mich noch herzlich
dafür bedanken, dass er selbstverständlich auch die
Frauensicht behandelt hat. Er hört mir gar nicht zu.
Herr Dr. Käse, ich lobe Sie, dass Sie selbstverständ-
lich ein Thema auch aus Frauensicht behandelt ha-
ben! Das ist für Sie, denke ich, inzwischen eine
Selbstverständlichkeit. Vielleicht färbt das auch auf
den Koalitionspartner ab. Herr Rohmeyer – nun ist
er gar nicht da – hat vorhin selbst gesagt, das Ler-
nen fällt der CDU ein bisschen schwer, oder sie lernt
langsamer. Das hat er vorhin gesagt!

(Widerspruch bei der CDU)

Nein? Ich habe das so verstanden.

(Zuruf von der CDU)

Die Lernfähigkeit, gut!

Ich denke, verstaubte und verkrustete Strukturen
sind nicht zukunftsfähig, besonders nicht für einen
innovativen Wissenschaftsstandort. Es ist dringend
an der Zeit, dass in den Köpfen die Veränderungs-
prozesse auch gewollt werden. Papiere sind gedul-
dig, meine Damen und Herren! Hierbei müssen die
Kollegen im öffentlichen Dienst die Vorreiterrolle
auch annehmen. Das wird meiner Meinung nach
noch nicht ausreichend gemacht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Nehmen wir hier zum Beispiel die prozentuale Er-
höhung des Anteils von Jungakademikerinnen im
öffentlichen Dienst! Ich sehe das nicht so positiv, wie
der Finanzsenator es darstellt. Schaut man die Zah-
len der Frauen an, meine Damen und Herren, dann
sind es nur ganz wenige, die eingestellt werden, weil
es insgesamt im öffentlichen Dienst nur wenige Neu-
einstellungen gibt. In diesem Zusammenhang möch-
te ich an dieser Stelle einen Wunsch äußern: Ich wür-
de es begrüßen, wenn in Zukunft bei den Berichten
über Personalveränderungen auch die Personenzahl
angegeben würde, also zu den Prozentzahlen auch
die absoluten Zahlen. Das erleichtert etliches, wirkt
dann auch realitätsnäher, und wir brauchen nicht
mehr so stark zu recherchieren.

Zurück zum öffentlichen Dienst und seinen Chan-
cen für die Umsetzung der beruflichen Gleichstel-
lung! Der Personalabbau ging bisher leider auch im-
mer noch zu Lasten der Frauen. Hier wurden die
Möglichkeiten verpasst, durch Umstrukturierung den
Frauenanteil insgesamt zu verbessern. Personalpo-
litik sollte nicht, sondern muss langfristig ausgerich-
tet sein, sonst kommt es intervallmäßig immer wie-
der zu Problemen, die dann kurzfristig nicht zu be-
heben sind. Das Desaster haben wir in der letzten
Debatte ja gerade beispielhaft im Bildungsbereich
gehört. Eine ausgewogene Altersstruktur, gekoppelt
mit geschlechtsspezifischen Gleichstellungen, be-
deutet auch die optimale Nutzung von Wissen und
Ressourcen. Die demographische Entwicklung von
Beschäftigten ist doch im Vorfeld klar, von daher
kann ich nicht verstehen, dass dann keine langfris-
tige Planung möglich ist.

Doch die Weichen müssen jetzt und richtig gestellt
werden. Das bedeutet aber auch, dass die Dienst-
stellen endlich das Landesgleichstellungsgesetz als
Selbstverständlichkeit betrachten, ja sogar als Hilfe
für eine Zukunftsgestaltung! Daraus würde auch re-
sultieren, dass Zeit- und Zielvorgaben endlich defi-
niert werden müssten. Dann wären wir einen gro-
ßen Schritt weiter, meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Formale Gleichberechtigung und faktische Gleich-
stellung dürfen nicht noch Jahre auseinander klaf-
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fen. Nun kann es sein, dass der Herr Finanzsenator,
der heute vertreten wird, oder andere, die diesen
Bericht über die Umsetzung des Landesgleichstel-
lungsgesetzes gelesen haben, mir entgegnen, es sei
doch eine leichte positive Gesamtentwicklung des
Frauenanteils im öffentlichen Dienst vorhanden. Da-
rauf kann ich nur sagen: Ja, aber es ist noch viel zu
wenig! Wenn wir genau hinsehen, dann stellen wir
fest, dass diese leichte positive Gesamtentwicklung
des Frauenanteils im öffentlichen Dienst durch die
Verrentung  von  Männern  entstanden  ist,  von  frei
werdenden Stellen in Rente gehender Männer und
nicht aufgrund einer aktiven Ausgestaltung der bre-
mischen Frauenförderung seitens der senatorischen
Behörde, meine Damen und Herren. – Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Windler.

Abg. Frau Windler (CDU): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Die Bürgerschaft überwies in
ihrer Sitzung am 24. Februar 2000 den Bericht über
die Umsetzung des Landesgleichstellungsgesetzes,
Personalcontrolling Band III, an den ständigen Par-
lamentsausschuss  für  die  Gleichberechtigung  der
Frau zur Beratung und Berichterstattung. Der Aus-
schuss hat den Bericht in zwei Sitzungen ausführ-
lich beraten.

Wir als CDU-Fraktion begrüßen außerordentlich,
dass der Senator für Finanzen über die gesetzlich
erforderlichen Daten hinaus weitere Personalkenn-
zahlen in den Umsetzungsbericht von 1997 einge-
arbeitet hat. Mit der Aufnahme der Berichterstattung
zum Landesgleichstellungsgesetz in das Verfahren
des Personalcontrollings wurde insgesamt eine bes-
sere Übersicht über die Beschäftigungssituation der
Frau im öffentlichen Dienst des Landes Bremen er-
möglicht. Der Bericht zeigt auch, dass sich der Frau-
enanteil bei den Neueinstellungen leicht erhöht und
eine wachsende Zahl von Dienststellen Frauenför-
derpläne erstellt hat. Die CDU-Fraktion bemängelt
jedoch, dass nach wie vor eine große Anzahl der
Dienststellen keine Frauenbeauftragte hat. Die Be-
teiligung der Frauenbeauftragten muss so selbstver-
ständlich sein wie die Beteiligung des Personalrats.

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion be-
grüßt die Aufnahme der Berichterstattung zum Lan-
desgleichstellungsgesetz in das Personalcontrolling
für den Kernbereich der öffentlichen Verwaltung und
die Ankündigung, die Betriebe, die Sonderhaushal-
te sowie die Stadtgemeinde Bremerhaven und die
sonstigen nicht bundesunmittelbaren Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts
im Lande Bremen spätestens für das Jahr 2000 in
die Berichterstattung einzubeziehen.

Wie ich bei der letzten Debatte im Februar dieses
Jahres schon gesagt habe, hatte das Land Bremen
einen Erwerbsbevölkerungsstand von 447 413 Men-
schen, davon 220 443 Frauen, das sind 49,3 Prozent
im Alter zwischen 18 und 65 Jahren. Von 23 362 Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst sind 11 856 Frau-
en, also 50,7 Prozent. In der gewerblichen Wirtschaft
beträgt der Frauenanteil dagegen nur 43,7 Prozent.
Ich glaube also, dass es sich gelohnt hat, dicke Bret-
ter zu bohren. Jede Debatte, die zum Thema Lan-
desgleichstellungsgesetz geführt wird, ist hilfreich.

(Beifall bei der CDU)

Die CDU-Fraktion begrüßt, dass der Anteil der
weiblichen Führungskräfte kontinuierlich steigt.

(Beifall bei der CDU)

Frauen haben gleichwertige Hochschulabschlüsse
und bewerben sich auch auf Führungspositionen.
Meine Damen und Herren, wir dürfen uns aber nicht
ausruhen. Wir haben unser Ziel noch nicht erreicht,
aber wir sind auf dem richtigen Weg.

Zum Abschluss möchte ich noch bemerken, ich
bin gespannt, ob wir wirklich in zehn Jahren einen
Mann als Gleichstellungsbeauftragten haben. Es wä-
re zu begrüßen, denn dann wäre das Landesgleich-
stellungsgesetz  umgesetzt.  –  Danke  für  Ihre  Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Die nächste Rednerin ist
die Abgeordnete Frau Wulff.

Abg. Frau Wulff (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Durch mein eigenes Verschulden
sind wir in der Reihenfolge ein bisschen durchein-
ander geraten. Ich hätte eigentlich erst als Bericht-
erstatterin des Ausschusses etwas sagen müssen. Ich
versuche aber, in meinem Beitrag den Bericht des
Ausschusses und die Meinung der SPD-Fraktion mit-
einander zu verbinden. Ich werde das dann in dem
Beitrag jeweils kenntlich machen.

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir
haben in der Landtagssitzung am 24. Februar 2000
den Bericht des Senats über die Umsetzung des Lan-
desgleichstellungsgesetzes, abgekürzt LGG, zur Be-
ratung und Berichterstattung an den ständigen Par-
lamentsausschuss für die Gleichberechtigung der
Frau überwiesen. Für den Gleichstellungsausschuss,
der den Bericht des Senats zum Personalcontrolling
Band III sowie auch dessen Anlagen in zwei Sitzun-
gen eingehend beraten hat, erstatte ich den folgen-
den Bericht.
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Die Ausschussmitglieder haben die Aufnahme der
Berichterstattung zum Landesgleichstellungsgesetz
in das Personalcontrolling durch den Senator für Fi-
nanzen einhellig begrüßt. Dabei wurde insgesamt
eine verbesserte Übersicht über die Beschäftigungs-
situation der Frau im öffentlichen Dienst des Landes
Bremen  ermöglicht,  allerdings  bezogen  auf  den
Stand und die Entwicklung bis zum Jahr 1997, auf
den sich das Datenmaterial bezog.

Die Mitglieder des parlamentarischen Gleichstel-
lungsausschusses erwarten, dass künftig der aktu-
elle Datenbestand bei der jährlichen Berichterstat-
tung zugrunde gelegt wird. Bisher war es nach dem
Landesgleichstellungsgesetz  gefordert,  alle  zwei
Jahre einen Bericht zu erhalten, insofern wird es von
allen Mitgliedern des Ausschusses begrüßt, dass wir
durch die Aufnahme in das Personalcontrolling mög-
lichst zeitnah und jährlich einen aktuellen Bericht
erhalten.

(Beifall bei der CDU)

Danke schön, Herr Teiser, für den Beifall, die ande-
ren dürfen auch klatschen! Dadurch kann der Ab-
stand zwischen der Erhebung und der Erarbeitung
des Datenmaterials und der Berichterstattung an das
Parlament erheblich verkürzt werden. Das wird un-
sere Arbeit sicherlich auch erleichtern.

Der  Ausschuss  für  die  Gleichberechtigung  der
Frau teilt die in der Stellungnahme der ZGF zum
Landesgleichstellungsbericht formulierte Einschät-
zung und Kritik in wesentlichen Punkten. So heißt
es im Gesetz für die Gleichstellung von Frau und
Mann im öffentlichen Dienst des Landes Bremen
vom 20. November 1990, so lautet nämlich der voll-
ständige Titel des Landesgleichstellungsgesetzes,
dessen zehnjähriges Jubiläum wir ja in Kürze bege-
hen: „Ziel dieses Gesetzes ist die Beschäftigung von
Männern und Frauen zu gleichen Teilen.“ So heißt
es in Paragraph 4 Absatz 5 des LGG, ich zitiere: „Eine
Unterrepräsentation liegt vor, wenn in den einzel-
nen Lohn-, Vergütungs- und Besoldungsgruppen der
jeweiligen Personalgruppe einer Dienststelle nicht
mindestens zur Hälfte Frauen vertreten sind.“

Bei der Betrachtung der einzelnen Beschäftigungs-
ebenen und Funktionsbereiche ist nach Auffassung
der Mitglieder des Gleichstellungsausschusses eine
anhaltende Benachteiligung von Frauen festzustel-
len. Ich hebe vier Punkte hervor.

Erstens: Von den Gesamtbeschäftigten sind bei
den Frauen nur 11,2 Prozent im höheren Dienst be-
schäftigt. Die entsprechende Vergleichszahl bei den
Männern beträgt 24,2 Prozent.

Zweitens: Während im einfachen Dienst 94,1 Pro-
zent  aller  Beschäftigten  Frauen  sind,  beträgt  der
Frauenanteil im höheren Dienst nur 32,3 Prozent.

Drittens: Bei den Beamten beträgt der Frauenan-
teil insgesamt zwar 35,4 Prozent, im höheren Dienst

dagegen liegt der Anteil der Beamtinnen aber nur
bei 26,7 Prozent.

Viertens: Nur 22,5 Prozent der Leitungsfunktio-
nen werden von Frauen wahrgenommen. Eine Aus-
nahme bildet dabei das Lehrpersonal, wo die Frau-
en einen Anteil von 38,6 Prozent haben.

Die leichten prozentualen Erhöhungen des Frau-
enanteils, jetzt bezogen auf die Vorjahre, bewegen
sich lediglich zwischen 0,1 und 0,9 Prozent, da kann
man nicht gerade von einer Revolution, von einer
umwälzenden Entwicklung ausgehen. Diese festzu-
stellenden leichten prozentualen Erhöhungen des
Frauenanteils gegenüber den Vorjahren bei den ver-
schiedenen genannten Tätigkeiten hängen wegen
der  restriktiven  Einstellungspolitik  eher  mit  dem
Rückgang der Beschäftigtenzahlen insgesamt zu-
sammen, denn es gehen mehr Männer als Frauen in
Rente, als mit der Neueinstellung von Frauen. Auch
wenn der Ausschuss positiv hervorhebt, dass zum
Beispiel die Mädchenquote bei den Auszubildenden
54,1 Prozent beträgt, haben nachhaltige Strukturver-
besserungen zugunsten von Frauen nicht stattgefun-
den.

Nach Auffassung des Ausschusses wird die Ein-
haltung der Vorschriften des Landesgleichstellungs-
gesetzes von den Dienststellen nicht konsequent
genug beachtet, wobei sich das natürlich von Dienst-
stelle zu Dienststelle unterscheidet. Der Ausschuss
erwartet einstimmig, dass künftig der Frauenanteil
bei den Beförderungen, natürlich bei gleichwerti-
ger Qualifikation, erheblich gesteigert wird. Inter-
essant wäre für uns auch noch, dass wir die Daten
für die Beförderungen, die ja jetzt am 1. Oktober
dieses Jahres vorgenommen worden sind, bekom-
men. Die liegen uns noch nicht vor, vielleicht hat
sich da ja auch einiges schon verschoben, wie ge-
sagt, unser Bericht bezieht sich auf den Stand von
Ende 1997. Der Ausschuss erwartet also, dass der
Frauenanteil bei den Beförderungen weiter erheb-
lich gesteigert wird. Außerdem fordert er, dass Frau-
enförderpläne von allen bremischen Dienststellen
nicht nur zu verabschieden, sondern vor allem auch
regelmäßig fortzuschreiben sind.

Der Gleichstellungsausschuss weist weiter darauf
hin, dass die zeitlich begrenzte Freistellung bezie-
hungsweise Entlastung der Frauenbeauftragten von
ihren dienstlichen Aufgaben noch verbessert wer-
den kann und muss, füge ich jetzt hinzu. Die Aus-
schussmitglieder erwarten weiterhin, dass der Aus-
bau der Führungskräftefortbildung zu den Themen-
bereichen Frauenförderung und sexuelle Belästi-
gung am Arbeitsplatz zügig nachgeholt wird.

Insgesamt sind die Ausschussmitglieder der Auf-
fassung, dass die Aufnahme der Berichterstattung
in das Personalcontrolling zu einer detaillierten Dar-
stellung über die Situation der Frauenförderung so-
wie über die bestehenden Defizite geführt hat. Der
Ausschuss erwartet aber in Zukunft, dass die An-
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kündigung, auch die Betriebe nach Paragraph 26
Absatz 1 und 2 Landeshaushaltsordnung, die Son-
derhaushalte  nach  Paragraph  15  Landeshaushalts-
ordnung, es handelt sich unter anderem also auch
um die Eigenbetriebe, sowie die Stadtgemeinde Bre-
merhaven und die sonstigen nicht unmittelbaren
Bundeskörperschaften, Anstalten und Stiftungen des
öffentlichen Rechts im Land Bremen in die Bericht-
erstattung mit einzubeziehen, auch umgesetzt wird.
Soweit der Bericht des Ausschusses!

Ich möchte jetzt ganz kurz ein paar Anmerkun-
gen seitens der SPD-Fraktion dazu machen, um mich
nicht noch einmal zu Wort melden zu müssen. Ich
meine, dass sich in dem Bereich insgesamt eine po-
sitive Entwicklung abzeichnet, die aber sehr lang-
sam geht, der Fortschritt ist eine Schnecke. Wo aber
noch sehr viel zu tun ist, ist, dass wir auch schauen,
dass die Dienststellen, die Anfang der neunziger
Jahre zum großen Teil Frauenförderpläne aufgestellt
haben, diese auch fortschreiben, dass man nicht als
Dienststellenleiter denkt, ich habe den einmal auf-
gestellt, dann ist er irgendwo in der Akte und hat
sich erledigt, sondern es muss auch immer wieder
geschaut werden, wohin die Entwicklung geht, und
ein Frauenförderplan muss unter Umständen auch
neu erstellt werden, um neue Ziele hineinzuschrei-
ben.

Ich möchte weiterhin noch einmal deutlich ma-
chen, dass wir ja hier nur – nur in Anführungsstri-
chen – über den öffentlichen Dienst reden. Wir ha-
ben ja einen Großteil der Beschäftigten im Lande
Bremen in der privaten Wirtschaft, da ist ebenfalls
noch sehr viel zu tun. Ich meine, im Vergleich dazu
ist der öffentliche Dienst schon sehr weit. Wenn ich
nur allein die Mädchenquote mit 54 Prozent bei den
Auszubildenden anschaue, dann kann die sich auch
bundesweit sehen lassen und auch im Vergleich zu
privaten Firmen. Da meine ich, auch auf diesem Ge-
biet wäre noch viel zu tun, und es gibt ja die öffent-
liche Debatte zum Beispiel über ein Landesverga-
begesetz, dass das Land Bremen die Möglichkeit hat,
ein Landesvergabegesetz zu verabschieden, auch
mit Kriterien für die Wirtschaftsförderung, also die
Förderung von privaten Betrieben. Da fordern wir,
zumindest die Frauen in der SPD-Fraktion fordern,
dass bei einem solchen Landesvergabegesetz, wenn
es denn hoffentlich irgendwann zustande kommt,
dann auch Kriterien der Frauenförderung mit auf-
genommen werden.

(Beifall bei der SPD)

Das wünsche ich mir sehr. Ich weiß, dass das in
der Koalition umstritten ist, und es gibt ja auch bis-
her keinen gemeinsamen Gesetzentwurf, aber das
Landesvergabegesetz ist ja einmal unter dem Aspekt
der Tariftreue wichtig, dass wir da etwas hinbekom-
men. Da sehe ich eigentlich, dass vielleicht auch eine
Einigung zwischen der SPD und der CDU in abseh-

barer Zeit möglich ist. Ich würde mich auch freuen,
wenn der Bereich der Frauenförderung dabei eben-
falls nicht aus Ihrem Blickfeld gerät. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident  Dr.  Kuhn:  Das  Wort  erhält  Herr
Staatsrat Dr. Dannemann.

Staatsrat Dr. Dannemann: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Zunächst möchte ich Herrn Bür-
germeister Perschau entschuldigen, der in Berlin bei
der Finanzministerkonferenz ist. So müssen Sie also
mit mir vorlieb nehmen.

Zunächst einmal zu der Frage, was sich eigent-
lich ändert! Ich glaube, dass die Quote von 61,3 Pro-
zent bei den Frauen unter 35 Jahren ein positives
Zeichen ist. Natürlich ist es so, dass diese Quote auch
dadurch zustande gekommen ist, dass wir sehr vie-
le Abgänge bei den älteren Männern haben, das ist
völlig klar. Aber man hätte ja auch bei den Neuein-
stellungen gleichgewichtig Männer und Frauen ein-
stellen können. Wir haben bei uns im Finanzressort
die  Erfahrung  gemacht,  dass  es  sehr  viele  junge
Frauen gibt, die aufgrund ihrer Qualifikation, eben
weil sie ein Studium haben, eingestellt werden, und
da gibt es ganz hervorragende Leistungen bei uns.

Ich möchte etwas zu dem nächsten Personalcon-
trollingbericht III sagen. Wir beabsichtigen, diesen
Bericht im Januar, also mit den Daten von Ende De-
zember 1999, vorzulegen. Es ist etwas schwierig, weil
der Auftrag, die Eigenbetriebe, die Sonderhaushal-
te und die sonstigen genannten Einrichtungen mit
aufzunehmen, doch Arbeit verursacht. Insgesamt
haben wir im Moment noch Probleme mit den Son-
derhaushalten, das sind also die Universitäten und
die Hochschulen. Diese liefern die Daten noch nicht.
Hier müssen wir also noch nachsetzen.

Zum anderen beabsichtigen wir, bei Puma-Online
– wir werden jetzt das Personalmanagementsystem
dezentralisieren auf die Ressorts – die Datenerfas-
sung, was also die Frauenanteile und die Frauenbe-
schäftigungsdaten angeht, direkt in das System zu
integrieren. Das wird ein Fortschritt sein, weil dann
die Daten schneller zur Verfügung stehen und auch
zuverlässiger sind. Jetzt werden sie zum Teil nach-
träglich erhoben – und das haben Sie noch gar nicht
so genau bemerkt –, sie sind bisher nicht besonders
zuverlässig.

Zu den Defiziten, die der Ausschuss festgestellt
hat! Da kann man nur sagen, es gibt im Wesentli-
chen drei: Das ist erstens die Erstellung und die Fort-
schreibung der Frauenförderpläne, dann zweitens
der Frauenanteil bei Beförderung bei gleicher Qua-
lifikation und drittens die Verbesserung der zeitlich
begrenzten  Freistellung  der  Frauenbeauftragten.
Dies sind natürlich Dinge, die vor Ort in den Res-
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sorts erledigt werden müssen. Da helfen nur Appel-
le vom Senat und natürlich von den Deputationen.
Ob man Sanktionen einführt, das ist dann letztlich
Ihre Entscheidung.

Ich glaube, dass wir mit dem Berichtswesen ins-
gesamt die Transparenz erhöht haben. Wir haben ja
das Personalcontrolling in vier Berichte eingeteilt,
Teil I und II liegen so etwa im Oktober vor, den Be-
richt III könnten wir vielleicht später auch noch ein-
mal etwas beschleunigen, wenn wir die Datenbasis
verbessert haben, und der vierte Bericht wird der
Versorgungsbericht sein. Ich glaube, wenn wir die-
ses Programm fertig gestellt haben, dass wir dann
doch etwas mehr Transparenz haben als in der Ver-
gangenheit. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 15/180, und von dem
Bericht des Ausschusses für die Gleichberechtigung
der Frau, Drucksache 15/497, Kenntnis.

Hafengesundheitliche Dienste in Bremen und Bre-
merhaven und die Umsetzung der aufbauorganisa-
torischen  und  aufgabenkritischen  Vorschläge  des

Rechnungshofs

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 19. Oktober 2000
(Drucksache 15/500)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 7. November 2000

(Drucksache 15/520)

Als Vertreter des Senats Frau Senatorin Adolf, ihr
beigeordnet Staatsrat Dr. Hoppensack.

Frau Senatorin, wünschen Sie, die Antwort des
Senats mündlich zu wiederholen? Das ist nicht der
Fall.

Ich gehe davon aus, dass eine Aussprache von
einer Fraktion gewünscht wird. – Das ist offensicht-
lich der Fall.

Die Aussprache ist eröffnet.

Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Der Rechnungs-
hof hat im Hafengesundheitsamt in Bremen sowie
im  Hafengesundheitsamt  und  Quarantäneamt  in
Bremerhaven, die gemeinsam einen jährlichen Zu-

schussbedarf von 1,15 Millionen DM haben, eine
Prüfung durchgeführt, die schwerpunktmäßig auf-
bauorganisatorische sowie aufgabenkritische Frage-
stellungen zum Inhalt hatte. Der Rechnungshof hat
aber nicht nur geprüft und kritisiert, sondern, wie
ich finde, eine Fülle von konstruktiven Vorschlägen
gemacht, wie die Ämter in Bremen und Bremerha-
ven um- beziehungsweise neustrukturiert werden
könnten. Einige dieser Vorschläge des Rechnungs-
hofes haben wir als CDU-Fraktion aufgegriffen und
in diese Große Anfrage aufgenommen.

Um es vorwegzusagen, meine Damen und Her-
ren, die Antwort der Gesundheitssenatorin ist doch
recht dünn, geradezu dürftig. Nicht nur, dass die Be-
antwortung der Großen Anfrage nicht einmal eine
Seite umfasst, hier wird auch leider deutlich, wel-
che Substanz zu diesen Fragen im Ressort der Ge-
sundheitssenatorin vorhanden ist. Zahlreiche unse-
rer Fragen werden überhaupt nicht beantwortet, so
finden wir keine Angaben über zeitliche Abläufe,
keine Vorstellungen zu notwendigen Neustrukturie-
rungen, keine finanziellen Berechnungen, leider gar
nichts.

Die Antwort ist aber eben nicht nur mangelhaft,
meine Damen und Herren, sie macht auch deutlich,
dass die Anregungen des Rechnungshofs entweder
nicht gelesen worden sind oder man nicht bereit ist,
sich intensiv mit den Vorschlägen auseinander zu
setzen und ein Konzept zu erarbeiten, das den Vor-
schlägen des Rechnungshofs sowie den geltenden
Gesetzen  entspricht.  Die  CDU-Fraktion  wird  dies
aber von Ihnen, Frau Adolf, einfordern, und da macht
uns Ihre mangelhafte Antwort deutlich, wie wichtig
es ist, dass wir da auch in Zukunft nicht locker las-
sen.

Meine Damen und Herren, die originäre Aufgabe
des Hafengesundheitsamtes ist die gesundheitliche
Überwachung  und  die  Betreuung  der  Schifffahrt,
eine Leistung für die Seeleute, die nicht angetastet
werden darf, weil sie nicht nur das Impfen umfasst,
wie man ja landläufig meinen könnte, sondern auch
eine gesundheitliche Betreuung im Rahmen der Ge-
sundheitsvorsorge für die Seeleute sicherstellt, und
dies wollen wir bitte erhalten wissen, sogar ausge-
baut. Das ist uns sehr wichtig.

(Beifall bei der CDU)

Uns geht es vor allen Dingen um die Zuordnung
der tropen- und reisemedizinischen Aufgaben, die
mit der Änderung des öffentlichen Gesundheitsge-
setzes 1995 dem Hafengesundheitsamt zugeschla-
gen wurden. Es geht uns selbstverständlich auch um
das Gebot des organisatorischen Minimums und der
sich  daraus  ergebenden  Erfordernisse,  sachver-
wandte Aufgaben in möglichst wenigen Organisa-
tionseinheiten zusammenzufassen. Das sind die vom
Senat ebenfalls 1995 beschlossenen Grundsätze, und
die fordern wir gemeinsam mit dem Rechnungshof



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 27. Sitzung am 16. 11. 00 2001

von der Gesundheitssenatorin auch zu diesem The-
ma ein. Wenn Sie, Frau Senatorin, diese Grundsät-
ze bitte beherzigen, wenn Sie die reise- und tropen-
medizinischen Aufgaben an die niedergelassenen
Ärzte übertragen oder dies zumindest ernsthaft prü-
fen und wenn Sie die vielfältigen Vorschläge des
Rechnungshofes angehen könnten, könnten Sie ge-
mäß Berechnung des Rechnungshofs 14,3 Stellen
einsparen, die Sie dann für andere dringende Auf-
gaben im Ressort einsetzen könnten.

Der Sanierungsauftrag, den diese Koalition ver-
einbart hat, geht eindeutig dahin, so effektiv und
effizient wie möglich in der Verwaltung zu arbeiten.
Das Thema Hafengesundheitsämter ist ja aber be-
reits ausführlich diskutiert, die Vorschläge liegen seit
Monaten auf dem Tisch, und jetzt ist es Zeit, Nägel
mit Köpfen zu machen. Dazu fordere ich Sie für die
CDU-Fraktion hier auf.

(Beifall bei der CDU)

Sie, Frau Senatorin, haben zwar diese Berechnung
des Rechnungshofes zurückgewiesen, eine eigene
nachprüfbare Berechnung haben Sie allerdings lei-
der nicht vorgelegt.

Meine Damen und Herren, unsere Frage nach der
Aufgabenübertragung der reise- und tropenmedi-
zinischen Leistungen auf die niedergelassenen Ärz-
te beantwortet der Senat damit, dass geprüft wird,
ob das öffentliche Gesundheitsdienstgesetz geändert
werden sollte. Das erstaunt doch schon! Sie haben
ja soeben, Frau Adolf, einen entsprechenden Refe-
rentenentwurf über beabsichtigte Änderungen vor-
bereiten lassen und wollen diesen in der Deputati-
onssitzung im Dezember zur Beratung einbringen.
Da wollen Sie aber lediglich die Früherkennungs-
maßnahmen mit einem neuen Paragraph 15 neu auf-
nehmen und damit Ihrer Behörde die Möglichkeit
einräumen, Daten von 70 000 Frauen an das Bre-
mer Brustkrebs-Screeningprogramm zu übermitteln.
Sie wissen, da haben wir einen Dissens, das müssen
wir noch gemeinsam klären.

Außerdem wollen Sie, in diesem Referentenent-
wurf gefasst, das Gesetz über das Leichenwesen än-
dern und damit Aufgaben von den Bestattungsun-
ternehmen auf Ihre Behörde übertragen. Dies brin-
gen Sie ein, obwohl weder ein Konzept vorliegt noch
eine Kostenkalkulation. Wir fordern dies als CDU
aber erst einmal ein, bevor wir uns dieser Gesetzes-
änderung nähern werden. Von der Reise- und Tro-
penmedizin finden wir in diesem Gesetzentwurf lei-
der kein Wort. Das gehört allerdings dort hinein,
denn wenn wir ändern, ändern wir gleich alles, was
auf der Tagesordnung, auf der Agenda, stehen könn-
te, und dann werden wir auch gemeinsame Mög-
lichkeiten finden.

Meine Damen und Herren, für die CDU-Fraktion
fordere ich den Senat erstens auf, kurzfristig ein

Konzept für die Weiterentwicklung der Hafenge-
sundheitsämter  in  Bremen  und  Bremerhaven  ein-
schließlich  des  Quarantäneamtes  in  Bremerhaven
vorzulegen, das den im Senat beschlossenen Grund-
sätzen einer schlanken Verwaltung genügt. Wir for-
dern ihn zweitens auf, sich mit den Anregungen und
Vorschlägen des Rechnungshofes intensiv und kon-
struktiv zu beschäftigen und dies in ein Konzept ein-
fließen zu lassen. Wir fordern ihn drittens weiter auf,
durch klugen Personaleinsatz die Aufgaben in der
Gesundheitsvorsorge, für die das Ressort auch zu-
ständig ist, zu verstärken, und viertens erwarten wir,
dass das Subsidiaritätsprinzip auch in der reise- und
tropenmedizinischen Beratung umgesetzt und ein-
gehalten wird. – Wir danken Ihnen!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hoch.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wir möchten die Vorlagen auch
haben, über die hier von der Koalition ge-

redet wurde!)

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen) *): Frau
Linnert meint die Vorlage über die Veränderung im
Leichenwesengesetz, das ÖGD-Gesetz und so wei-
ter, die haben wir immer noch nicht.

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der
Rechnungshof hat in seinem Jahresbericht 2000 dar-
gelegt, dass die Personalausstattung der hafenge-
sundheitlichen Dienste in Bremen und Bremerha-
ven durch die Umsetzung seiner aufbauorganisato-
rischen und aufgabenkritischen Vorschläge deutlich
reduziert werden könnte. Wie in der Beantwortung
des Senats deutlich wird, sind diese Überlegungen
nicht neu. Schon seit 1984 gibt es Bestrebungen, die
Hafengesundheitsämter in Bremen und Bremerha-
ven neu zu ordnen als Außenstellen des damaligen
Hauptgesundheitsamtes. 1986 hat eine Arbeitsgrup-
pe einen Bericht und Empfehlungen mit dem Titel
„Bilanz der Aufgabenkritik“ vorgelegt. Danach sollte
eine Anpassung der personellen Ausstattung des Ha-
fengesundheitsamtes Bremerhaven an die des Ha-
fengesundheitsamtes  Bremen  erfolgen.  Ebenfalls
wurde  eine  Ablösung  des  Schichtdienstes  in  den
Nachtstunden  bei  den  Hafengesundheitsämtern
durch Rufbereitschaft empfohlen. Diese Beschlüsse
des Senats wurden auch zwischenzeitlich umgesetzt,
so steht es in der Beantwortung der Großen Anfra-
ge, leider ohne Angabe der Zeitfolge.

Meine  Damen  und  Herren,  der  Rechnungshof
schätzt die augenblickliche Personalausstattung im-
mer noch als zu hoch ein. Wie wir alle im Jahresbe-
richt 2000 lesen können, wird ein Schrumpfungspro-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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zess in Bremen von zurzeit 8,5 Stellen auf 1,5 Stel-
len und in Bremerhaven von zurzeit 19,3 Stellen auf
fünf   Stellen   angeregt.   Zu   diesem   angeregten
Schrumpfungsprozess können wir Grünen nur nein
sagen! Abenteuerlich und nicht vertretbar!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

In Bremen könnte man das Hafengesundheitsamt
mit 1,5 Schrumpfstellen dann gleich schließen. Die
zu erfüllenden Aufgaben wären nicht mehr zu er-
bringen. Doch zuerst einmal müssen wir über die
Aufgaben klar und deutlich reden, und sie müssen
umrissen werden, bevor wir Stellenbesetzungsdis-
kussionen beginnen. Wir wollen im Land Bremen in
Zukunft  keine  Hafengesundheitsämter,  die  noch
nicht einmal das Allernotwendigste bewerkstelligen
können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wir wollen im Land Bremen Hafengesundheitsäm-
ter, die sich zusätzlich zu modernen Dienstleistungs-
stellen für Bürgerinnen und Bürger entwickeln, mei-
ne Damen und Herren!

Auch der Vorschlag, die Hafengesundheitsämter
in das Gesundheitsamt zu integrieren, ist aus meh-
reren Gründen nicht schlüssig. Der größte Teil der
anfallenden Arbeit findet nun einmal im Hafenbereich
statt. In den Gesundheitsämtern ist das Fachwissen
gekoppelt mit dem Erfahrungsschatz nicht vorhan-
den, und die Qualität und Qualitätssicherung jegli-
cher Dienstleistung basiert auf der kontinuierlichen
aufbauenden Weiterbildung und Fortschreibung.

Die Gesundheitsämter befinden sich ebenfalls in
einer Phase der Umstrukturierung und Neuorientie-
rung. Diese Neuorientierung bedeutet aber nicht
Ausweitung um neue fachspezifische Disziplinen,
sondern eher Public Health in Ausbildung und Um-
setzung. Ärzte mit der Zusatzqualifikation in Public
Health werden in der Zukunft in den Gesundheits-
ämtern zu finden sein. Es bleibt also nur zu prüfen
und zu entscheiden, wie und in welchen Organisa-
tionsformen die hafenamtlichen Aufgaben eigen-
ständig, am effizientesten und am effektivsten wahr-
genommen werden können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das sollte der Senat mit den Betroffenen gemein-
sam, konkret und mit zeitlichen Vorgaben erarbei-
ten. Die Erfahrungen aus der Vergangenheit zeigen,
dass unbedingt ein Zeitrahmen gesetzt werden muss,
allein schon für die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in den Dienststellen. Es ist nicht gerade motivie-
rend, wenn nicht gewusst wird, welche Veränderun-
gen wann und wie stattfinden.

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ei-
nen wichtigen Bereich ansprechen, nämlich spezi-
ell die Reise- und die Tropenmedizin. Ab 1991 wur-
de das Aufgabenspektrum des Hafengesundheits-
amtes Bremen um die tropen- und reisemedizinische
Referenzstelle für Bremen und Umgebung erweitert.

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
In der Deputation sogar beschlossen!)

Wunderbar! Da war ich noch nicht dabei, so weit
habe ich nicht zurück recherchiert.

Hier sollten die rückläufigen Arbeitsmengen, die
sich durch weniger Schiffsankünfte ergaben, kom-
pensiert werden. Das war nicht nur aus kompensa-
torischer Sicht ein sehr richtiger Ansatz, sondern be-
sonders aus Sicht der veränderten Gesundheitsvor-
sorge. Im Frühjahr dieses Jahres haben wir hier in
diesem Haus über Schutzimpfungen debattiert. Es
wurde uns allen uneingeschränkt deutlich, dass bei
vielen Fernreisen kein ausreichender Impfschutz be-
steht. Viele Reisende geben Tausende von Mark für
eine Fernreise in ungewohnte Regionen aus, spa-
ren aber jede Mark beim Impfschutz. Hier muss ver-
stärkt  aufklärende  Öffentlichkeitsarbeit  her,  hier
muss verstärkt für einen Impfschutz geworben und
eine bessere Gesundheitsvorsorge erreicht werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich finde es richtig und begrüssenswert, dass das
Hafengesundheitsamt zu diesem Aufklärungskom-
plex ein Faltblatt herausgegeben hat. Ich finde es
richtig und begrüßenswert, dass das Hafengesund-
heitsamt Fortbildung für Reisekauffrauen und -män-
ner durchgeführt hat, doch Öffentlichkeitsarbeit
muss kontinuierlich fortgesetzt werden, damit sie
wirkt.  Auch  neue  Medien  sollten  hier  eingesetzt
werden, heraus aus der biederen Infoecke, hin zu
modernen und aufklärenden Strategien! Ich teile
jedoch auch völlig die Meinung des Rechnungsho-
fes, dass für Beratung und Impfungen Gebühren er-
hoben werden sollten, die dem Amt zufließen,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

aber bitte gekoppelt mit einer modernen und dyna-
mischen Aufklärungsarbeit!

Die Reise- und die Tropenmedizin jedoch nach und
nach den niedergelassenen Ärzten zuzuschieben,
halte ich nicht für vernünftig. Für jeden niederge-
lassenen Arzt würde das bedeuten, dass er sich kon-
tinuierlich über die gesundheitlichen Probleme der
Reiseregionen informieren müsste. In der Realität sä-
he das so aus, dass Dr. Mustermann von nebenan
den Hafenarzt anruft, um sich aktuell und speziell
zu informieren. Das wäre ineffektiv, meine Damen
und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Die Praxis sieht ja heute leider schon so aus, dass
der Reisende aus Unwissenheit vieler Ärzte oftmals
zu viele Impfungen erhält. Das ist falsch verstande-
ne Gesundheitsvorsorge. Von daher begrüßen wir
in der Antwort des Senats die selbstgestellten Prü-
fungsaufträge, und, wie ich schon gesagt habe, wir
hätten gern den zeitlichen Rahmen, wie diese Prüf-
aufträge zügig abgearbeitet werden sollen. Wir er-
warten, dass uns die Ergebnisse vorgelegt werden,
damit wir sie hier zukunftsweisend debattieren und
zukunftsweisend  richtige  Entscheidungen  treffen
können. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hammerström.

Abg. Frau Hammerström (SPD): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Am Anfang ging es ja
alles etwas durcheinander mit Hafengesundheitsäm-
tern, Mammascreening, Leichenwesengesetz, ÖGD-
Gesetz. Wir als Koalition haben einige Gesetze in
Vorbereitung, die wir verändern wollen, und da ist
es vollkommen natürlich, dass uns als Sprecher die-
ses Papier zur Verfügung gestellt wird. Wenn es dann
dem einen oder anderen nützt, dieses in die Presse
zu spielen und diese Gesetze, obwohl sie überhaupt
noch nicht abgestimmt sind, für die eigenen Inter-
essen zu verwenden, dann tut mir das Leid!

Frau Linnert, ich kann natürlich auch Ihr Miss-
trauen verstehen, wenn so etwas in der Öffentlich-
keit debattiert wird, und wir sollten uns als Koalitio-
näre daran halten, dass wir solche Papiere als inter-
ne Papiere für unsere interne Beratung nehmen, oh-
ne dass wir es hier in die Öffentlichkeit streuen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, wenn es, wie den Kol-
legen der CDU, ich zitiere, um „das Gebot des orga-
nisatorischen Minimums“ geht, kann ich für die So-
zialdemokraten sagen, dass wir der Meinung sind,
dass es gerade im Sozial- und Gesundheitsbereich
zunehmend hinterfragt werden muss, ob Aufgaben,
zu deren Wahrnehmung eine gesetzliche Verpflich-
tung besteht, im betriebswirtschaftlichen Sinne wirt-
schaftlich wahrgenommen werden können. Wenn
wir darüber diskutieren, ob Maßnahmen zur Opti-
mierung von Verwaltungsabläufen unter Beachtung
ökonomischer  Gesichtspunkte  eingeleitet  werden
sollen, haben Sie uns auf Ihrer Seite, aber was das
Gesundheitswesen betrifft, kann man eben nicht de-
finieren, dass es unbedingt wirtschaftlich wahrge-
nommen werden kann.

(Beifall bei der SPD)

Die Hafengesundheitsämter sind nicht die staatli-
chen Dienstleister im üblichen Sinne. Die qualifizier-
te reisemedizinische Beratung, Frau Hoch ist auch
darauf eingegangen, erfordert Zeit und umfangrei-
ches Spezialwissen, das ständig aktualisiert werden
muss. Die telefonische Beratung zu Impfungen und
zur Malariaprophylaxe wird kostenlos durchgeführt.
Das Hafengesundheitsamt ist die Gelbfieberimpf-
stelle in Bremen, Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer können im Hafengesundheitsamt Tropentaug-
lichkeits- und Rückkehreruntersuchungen durchfüh-
ren lassen.

In der Tat handelt es sich auch hier um eine subsi-
diäre Leistung, die sofort eingestellt werden könn-
te, wenn im privatärztlichen oder kassenärztlichen
Bereich  eine  entsprechende  qualifizierte,  und  für
mich liegt der Schwerpunkt auf Letzterem, reiseme-
dizinische Beratung angeboten werden könnte. Dies
ist aber in Bremen wie auch im Umland, wie auch
übrigens generell in der Bundesrepublik Deutsch-
land, nicht der Fall. Wir haben, und das sagte ich ja
eben schon, in der Deputation für Gesundheit die
reise- und tropenmedizinische Beratungsstelle nicht
eingerichtet, um den niedergelassenen Ärzten Kon-
kurrenz zu machen, sondern um Defizite in diesem
Bereich zu kompensieren.

Ich darf Ihnen ganz kurz die Situation in Bremen
verdeutlichen: Einen anerkannten Tropenmediziner
gibt es in Bremerhaven nicht, in Bremen-Nord ei-
nen, und einen weiteren gibt es noch in Schwach-
hausen. Ich glaube auch, dass diese Defizite nicht
so schnell aufgearbeitet werden können, jedenfalls
nicht so, wie wir uns das vorstellen, dass wir eine
vernünftige tropen- und reisemedizinische Beratung
haben. Die jetzt vom Rechnungshof vorgeschlage-
ne Reduzierung des Personals würde eine drastische
Einschränkung der hafenmedizinischen Versorgung
in Bremen und Bremerhaven bedeuten, die unseres
Erachtens auch nicht vertretbar und mit den beste-
henden gesetzlichen Vorgaben und Erfordernissen
der Welthäfen Bremen und Bremerhaven kaum in
Einklang zu bringen ist.

Wir müssen uns auch nicht immer die Aussagen
des  Rechnungshofs  zu  Eigen  machen,  vor  allem,
wenn es gute Belege gibt, die dagegen sprechen.
Mit dieser Kritik am Rechnungshof bin ich nicht ganz
allein, ich habe da an meiner Seite auch ganz pro-
minente Fürsprecher, die die Aussagen des Rech-
nungshofs auch nicht als von Gott gegeben hinneh-
men.  Ich  habe  zunehmend  auch  Probleme  damit,
dem Bürger begreifbar zu machen, wofür er über-
haupt Steuern zahlt, wenn staatliche Dienstleistun-
gen immer mehr in den privaten Sektor übertragen
werden.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Die Forderungen des Rechnungshofs, meine Da-
men und Herren, werden ja abgearbeitet. Es ist nicht
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so, dass alles, was der Rechnungshof gesagt hat, in
eine Schublade gepackt wird und das Ressort sagt,
damit beschäftigen wir uns nicht. Wir sind ja in ei-
ner guten Abarbeitung dieses Themas. Wie Sie wis-
sen, ist das Ressort mitten in der Prüfung der Alter-
nativen Integration oder Zusammenführung. Perso-
nal ist in den letzten zehn Jahren reduziert worden,
und das auch nicht erst seit dem Rechnungshofsbe-
richt.

Ich  erlaube  mir,  aus  einer  Stellungnahme  des
CDU-geführten  Wirtschafts-  und  Häfenressorts  zu
zitieren: „Nach Rücksprache mit den Hafenkapitä-
nen in Bremen und Bremerhaven ist festzustellen,
dass die hafenmedizinische Versorgung in den Hä-
fen und nicht zuletzt die ständige Erreichbarkeit ei-
nen hohen Stellenwert haben. Würde das Angebot
der Hafengesundheitsämter in der von Ihnen be-
schriebenen Weise eingeschränkt, würden die bre-
mischen Häfen nicht etwa nur einen Wettbewerbs-
vorteil zu anderen Häfen aufgeben, sondern sich so-
gar in einen Wettbewerbsnachteil begeben, da die
Vorhaltung eines solchen Dienstes einen internatio-
nalen Standard darstellt. Dies kann auf dem hart um-
kämpften Markt nicht hingenommen werden. In Fäl-
len von ansteckenden Krankheiten auf Schiffen ist
eine schnelle Reaktion der Behörden unbedingt er-
forderlich, um eine Ausbreitung auf Dritte, zum Bei-
spiel auf Hafenarbeiter, zu verhindern.“ Ich glaube,
dem ist wenig hinzuzufügen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Nichtsdestoweniger sollten aber die Vorschläge
des Rechnungshofs, die Hafengesundheitsämter den
örtlichen Gesundheitsämtern anzugliedern, geprüft
werden. Wie ich eben bereits ausführte, geschieht
ein Großteil der Arbeit der Hafengesundheitsämter
auf den Schiffen und für die Besatzungen. Daher
fordern wir Sozialdemokraten, auch eine Lösung im
Zuge der Neuordnung der Hafenverwaltung – Stich-
wort Port Authority – anzudenken, um diese Aufga-
ben zu konzentrieren. Dies bitten wir in die Prüfung
aufzunehmen, denn dies sind eigentlich Hafenbe-
hördenaufgaben.

Beim Vorschlag des Rechnungshofs, die Hafen-
gesundheitsämter den örtlichen Gesundheitsämtern
anzugliedern, ist für uns Sozialdemokraten aber un-
abdingbar, dass die Fachlichkeit bezüglich der Auf-
gabenwahrnehmung hafenärztlicher Tätigkeiten bei
den Gesundheitsämtern gegeben sein muss und ent-
sprechend nicht genutzte Personalkapazitäten bei-
spielsweise für Verwaltung und Dienststellenleitung
überhaupt  bei  den  Gesundheitsämtern  gegeben
sind, denn auch dort haben wir in den Personalbe-
stand bereits massiv eingegriffen.

Wir erwarten von der Senatorin, und wir sind ziem-
lich zutraulich, dass wir das auch in Kürze erhalten,
uns  die  Ergebnisse  des  Veränderungsprozesses

rechtzeitig in der Deputation zur Bewertung vorzu-
stellen. Wir erwarten jedoch, dass sie die Aufgaben
des Amtes nicht nur unter monetären Gesichtspunk-
ten, sondern die qualifizierte Arbeit der Hafenge-
sundheitsämter dann vielleicht in einer zusammen-
geführten Organisationseinheit würdigt. Unser Dank
gilt an dieser Stelle der engagierten Arbeit der Mit-
arbeiter vor Ort, und wir hoffen, dass diese Arbeit
auch weiterhin vor Ort so geleistet werden kann. –
Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Frau Senatorin, wir sind auch
zutraulich, aber wir schauen doch auch hin.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Wer
hätte das gedacht!)

Ja, da kann man einmal sehen!

Frau Hammerström, Sie sagten, Sie wollen die Ab-
arbeitung des Themas, das wollen wir auch. Leider
ist das Thema nicht abgearbeitet, jedenfalls gibt die
Antwort des Senats dies nicht her, da müsste man
schon wild interpretieren. Wir wollen selbstverständ-
lich als CDU-Fraktion auch nicht die Vorschläge des
Rechnungshofs einfach übernehmen, sondern wir
wollen, dass darüber gesprochen wird und dass Be-
lege aus dem Ressort uns auch wirklich zur Prüfung
vorgelegt werden. Auch dies ist in der Antwort des
Senats auf die Große Anfrage leider nicht erkenn-
bar.

Ein letzter Punkt noch einmal! Frau Hoch, meine
Damen und Herren von den Grünen, das Öffentli-
che  Gesundheitsdienstgesetz  haben  wir  natürlich
auch nicht von irgendjemandem bekommen, schon
einmal gar nicht offiziell, sondern wir haben ganz
einfach die Medien gelesen, wie Sie mit Sicherheit
auch. Der Presse haben wir entnommen, dass es im
Ressort die Absicht gibt, eine Änderung zum Lei-
chenwesen  herbeizuführen.  Wir  haben  uns  dann
diesen Referentenentwurf besorgt. Ich habe es üb-
rigens auch beim letzten Mal in der Deputation an-
gesprochen, ich habe sehr dezidiert danach gefragt.
Hätten Sie mich darum gebeten, hätte ich es Ihnen
gern  weitergegeben.  Es  ist  aber  eigentlich  nicht
meine Aufgabe, sondern eigentlich wäre es die Auf-
gabe des Ressorts gewesen, es allen zu geben, da-
mit wir es nicht gemeinsam in der Presse lesen müs-
sen. Das wollte ich nur noch einmal erklären.

Ich denke, wir alle wollen sehen, wie das weiter-
geht, die beiden Rednerinnen haben das ja auch
gesagt, wie man ein gemeinschaftliches Konzept auf
die Beine stellen kann. Nur dies fordern wir hier auch
ein. Wir wollen nicht einfach Kosten sparen, auch
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das habe ich sehr deutlich gemacht, sondern wir wol-
len uns gemeinsam den vom Senat beschlossenen
Grundsätzen  einer  schlanken  Verwaltung  nähern.
Dafür erwarten wir, dass dieses Konzept zur Bera-
tung vorgelegt wird. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort Frau Senatorin Adolf.

Senatorin Adolf: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Frau Dreyer, ich danke für das Zutrau-
en. Blindes Zutrauen möchte ich gar nicht, von nie-
mandem. Ich lege schon großen Wert darauf, dass
alles, was wir erarbeiten und vorschlagen, auch ge-
nau angesehen und diskutiert wird. Weil Sie es eben
noch einmal ansprachen, Sie hätten Gesetzentwür-
fe, die mit der Koalition zunächst zu diskutieren sind,
nur der Presse entnommen, ich habe jetzt gehört, in
einer Pressekonferenz haben Sie gesagt, Sie hätten
es in der Straßenbahn gefunden.

(Heiterkeit)

Ich kann versichern, ich fahre nicht Straßenbahn,
und so knapp sind wir auch noch nicht mit Mitteln,
dass wir jetzt die Straßenbahn als Postweg nutzen
müssen. Wir haben es Ihnen, denke ich, richtig ins
Haus geschickt, wie es üblich und der gängige Weg
ist.

(Beifall bei der SPD – Abg. Frau L i n -
n e r t  [Bündnis  90/Die  Grünen]:  Uns
auch? – Abg. E c k h o f f  [CDU]: Euer Ex-

emplar liegt noch in der Straßenbahn!)

Ich  habe  es  nicht  persönlich  abgegeben.  Wahr-
scheinlich, ja! Vielleicht das als kleine Einstimmung!

Der Rechnungshof hat einen Bericht vorgelegt und
hat auch vorher schon einen Bericht übersandt zur
Stellungnahme an das Ressort, in dem es um die
Hafengesundheitsämter geht. Vorab vielleicht noch
einmal als kleine Randbemerkung: Ich habe mich
ein bisschen gewundert, dass der Landtag sich da-
mit beschäftigt, weil es zwei kommunale Ämter sind,
über die wir reden. Aber es ist natürlich für Bremer-
haven auch interessant, deswegen nehme ich an,
dass es auch an Bremerhaven gerichtet war, dass
man es hier debattiert.

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Hat auch Aus-
wirkungen!)

Es hat möglicherweise auch direkt Auswirkungen
auf Bremerhaven.

Wir haben uns natürlich mit dem Rechnungshofs-
bericht beschäftigt. Es ist ja nicht so, dass in den Ha-

fengesundheitsämtern nicht schon etwas stattgefun-
den hat. Es hat dort bereits eine Menge stattgefun-
den. Auch unabhängig vom Bericht des Rechnungs-
hofs gibt es jetzt mindestens seit einem drei viertel
Jahr wieder sehr intensive Gespräche, nachdem in
den achtziger Jahren eine erste Welle von Verände-
rungen über die Ämter geschwappt ist, viele Gesprä-
che  darüber,  wie  man  umstrukturieren  kann,  was
sinnvoll ist! Die Senatsantwort – nicht meine Ant-
wort, die liegt Ihnen hier nicht vor –, es verantwor-
ten also alle mit, erkennt auch ausdrücklich den
Handlungsbedarf in den Hafengesundheitsämtern
an. Das bitte ich auch zur Kenntnis zu nehmen! Wir
sehen sehr wohl, und ich sehe das auch, dass wir
dort aktiv werden müssen. Nur, wir müssen das auch
unter fachspezifischen Gesichtspunkten tun und in
Ruhe überlegen, was sinnvoll und was am klügsten
ist.

Wir haben dem Rechnungshof in unserer Stellung-
nahme zu diesem Bericht folgende Maßnahmen an-
gekündigt, nämlich dass wir die Zusammenführung
der Hafengesundheitsämter Bremen und Bremerha-
ven zu einem Amt prüfen oder die Integration der
Hafengesundheitsämter  in  die  Gesundheitsämter,
wobei diese dann verfolgt wird, wenn die dadurch
erzielbaren wirtschaftlichen Synergieeffekte gegen-
über der fachlich zu bevorzugenden Lösung, Zusam-
menführung zu einem Hafengesundheitsamt, insge-
samt günstiger bewertet werden. Das ist ein Bewer-
tungsprozess, den wir gemeinsam vornehmen, für
den wir im Moment ressortintern auch Bewertungs-
grundlagen erarbeiten, um sie Ihnen dann vorzule-
gen.

Wir haben die Aufgabe der doppelten hafenärzt-
lichen und seehafengesundheitsaufseherischen Ruf-
bereitschaft angekündigt, also eine Rufbereitschaft,
die im Moment in Bremen für zwei Bereiche dop-
pelt durchgeführt wird. Wir haben die probeweise
Einführung einer partiellen Rufbereitschaft für die
Seehafengesundheitsaufseher in Bremerhaven be-
reits erledigt. Ebenso ist die Reduzierung des ärztli-
chen Personals im Hafengesundheitsamt Bremen um
eine halbe Stelle zum 1. November 2000 erledigt.

Wir erstellen ein neues Konzept für den Aufga-
benbereich Reise- und Tropenmedizin einschließlich
Impfung mit dem Ziel der Kostendeckung. Dazu ha-
ben wir einen Vorschlag des Amtes oder die Über-
führung in private Zuständigkeit, wobei ich nur be-
stärken kann, was Frau Hammerström gesagt hat,
wir müssen überlegen, wo außerhalb des Ressorts
fachliche Kompetenz vorhanden ist. Die Zahlen sind
genannt: ein Tropenfacharzt in Bremen-Nord, einer
in  Bremen-Stadt,  in  Bremerhaven  keiner,  wo  das
dann auch abgearbeitet werden müsste.

Wir stellen auch fest, dass überall dort, wo der
Staat sich ein Stück aus dieser Zuständigkeit verab-
schiedet hat, wie zum Beispiel in Hamburg oder auch
in Groningen, wenn Sie nach Holland blicken wol-
len, sehr wohl in den zuständigen Ämtern noch Zu-
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ständigkeiten auch für diesen Themenbereich vor-
handen sind. So werden zum Beispiel im Gesund-
heitsamt  Groningen  fünf  Vollzeitkräfte  mit  etwa
12000 persönlichen reisemedizinischen Beratungen
pro Jahr beschäftigt. Das ist staatlicherseits ein enor-
mer Aufwand, der dort betrieben wird.

In Hamburg wurde am 22. Mai 2000 durch Frau
Roth, meine Kollegin dort, ein reisemedizinisches
Zentrum am Bernhard-Nocht-Institut eröffnet. Die-
se Entscheidung erfolgte, obwohl es in Hamburg
deutlich mehr niedergelassene Tropenmediziner und
bereits eine Impfanstalt des ÖGD gibt, die im erheb-
lichen  Umfang  reisemedizinische  Beratung  und
Impftätigkeit durchführt. Es ist also aus meiner Sicht
erkennbar, dass der völlige Rückzug staatlicherseits
aus diesem Bereich nicht vollzogen werden kann,
und das haben wir genau zu prüfen und Ihnen na-
türlich in einem Konzept zur Entscheidung vorzule-
gen.

Zu der Aufbauorganisation ist auch schon vieles
gesagt worden. Wir werden genau schauen müssen,
was betriebswirtschaftlich sinnvoll ist und was nicht.
Wir prüfen jetzt auch Outsourcing. Das zeigt auch
an, dass wir im Grunde noch gar nichts konkret vor-
legen können, denn wenn wir outsourcen – mit die-
sem neudeutschen Wort –, zum Beispiel in diesem
Zusammenhang an eine Port Authority, dann müs-
sen wir natürlich auch die Diskussionen, die sich dort
ergeben, abwarten, bevor wir überhaupt Unterla-
gen in der Form vorlegen können, dass sie auch be-
wertet werden können. Was dort sinnvoll ist, wird
sich im Rahmen der Gesamtdiskussion zeigen.

Also, wir sehen den Handlungsbedarf, wir wollen
uns überhaupt nicht drücken. Für uns steht fest, dass
die Hafengesundheitsämter Bremen und Bremerha-
ven unverzichtbare Bestandteile der Hafenwirtschaft
sind und gesetzlich vorgegebene Aufgaben erfül-
len,

(Beifall bei der SPD)

eine wichtige Servicefunktion in den Häfen haben,
ein gutes Renommee bei den Kunden, den Koope-
rationspartnern, bei der Öffentlichkeit und in den
Medien haben, möglicherweise gerade aufgrund ih-
rer selbständigen und kleinen Organisationseinhei-
ten, versehen mit sehr engagiertem und motivier-
tem Personal, auch sehr leistungsorientiert. Dieses
hat sich als eines der Ersten auf die Verwaltungsre-
form gestürzt und Dinge entwickelt, die überall sonst
in Verwaltungen noch sehr fremd klangen, also, auch
dort sind diese Ämter sehr weit.

Wir haben einen Veränderungsprozess zu bewäl-
tigen, der aber mit Augenmaß und in Ruhe zu be-
wältigen ist. Ich nehme die Anmerkungen des Rech-
nungshofs sehr ernst, schon deshalb, weil ich enge
finanzielle Vorgaben habe. Das heißt aber nicht, dass
ich  jetzt  einfach  tätig  werden  kann,  ausgliedern
kann, abgeben kann, um Geld zu sparen, wenn es

sich denn mit den gesetzlichen Aufgaben und dem,
was fachpolitisch beziehungsweise inhaltlich not-
wendig ist, nicht verträgt. Deswegen bitte ich Sie
um ein bisschen Zeit. Wir werden in Kürze mit un-
seren  Vorstellungen  auf  Sie  zukommen.  –  Danke
schön!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 15/520, auf die Große
Anfrage der Fraktion der CDU Kenntnis.

Verstärkter Kampf gegen ausländische Banden-
kriminalität

Antrag des Abgeordneten Tittmann (DVU)
vom 23. Oktober 2000
(Drucksache 15/503)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Dr. Schulte.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Das Land Bremen mit den beiden
Städten Bremen und Bremerhaven ist zum Tummel-
platz ausländischer Bandenkriege verkommen. Das
Land Bremen ist sozusagen zum Mittelpunkt multi-
krimineller Aktivitäten verkommen. Ein Ende die-
ser multikriminellen Bereicherung ist noch nicht ab-
zusehen, ganz im Gegenteil.

Immer mehr deutsche Presseorgane verfahren ver-
antwortungslos nach folgendem Grundsatz: Ist das
Opfer einer Straftat Ausländer oder sind der oder
die Täter mutmaßliche Deutsche, wird die Nationa-
lität der Beteiligten deutlich, ja sogar überdeutlich
herausgestellt. Im umgekehrten Fall, ist der Täter
ein Ausländer und das Opfer ein Deutscher, lässt
man die nationale Herkunft der Täter in der Bericht-
erstattung überwiegend weg. Da kommen dann so
komische  wahnwitzige  Täterbeschreibungen  wie
zum Beispiel Dunkeldeutscher et cetera.

Da war es doch wohl nur eine rühmliche Ausnah-
me, dass Sie in den letzten Wochen der hiesigen
Tagespresse folgende Tatsachen entnehmen konn-
ten, Herr Präsident, ich darf zitieren, da schreibt die
„Nordsee-Zeitung“ – und verschweigt dabei natür-
lich auch, dass es sich in der Hauptsache um aus-
ländische  Täter  handelt  –  unter  der  Überschrift
„Schlag gegen Leherheider Dealergruppe: Fünf jun-
ge Männer im Alter von neunzehn Jahren sitzen in
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Haft.“ Wobei ich sagen muss, dass erfahrungsge-
mäß ausländische und deutsche Straftäter ja nicht
lange in Haft sitzen! „Sie hatten den Bremerhave-
ner Stadtteil seit Jahren tyrannisiert. Es wird ihnen
vorgeworfen, mit Marihuana, Haschisch, Ecstasy-
Pillen und anderen harten Drogen im großen Stil ge-
handelt zu haben. Ihr monatlicher Umsatz lag bei
über 10 000 DM. Bei der Festnahme des Haupttä-
ters fanden die Beamten 20 000 DM in bar. Hierzu
der Polizeisprecher, Herr Hahlers: ,Der neunzehn-
jährige  Haupttäter  beschäftigt  die  Polizei  bereits
schon seit sage und schreibe 1994. Wir haben we-
gen 54 anderer Straftaten gegen ihn schon ermit-
telt, darunter Diebstahl, Sachbeschädigung, Raub-
überfälle, Körperverletzung, Einbrüche und so wei-
ter.‘ Verurteilt wurde dieser Mann jedoch immer nur
zu einer Bewährungsstrafe.“

Ich frage mich, wie viele Gewaltverbrechen und
Straftaten muss man überhaupt erst begehen, um in
das Gefängnis eingeliefert werden zu dürfen. Für
ausländische Straftäter sind unsere Gefängnisse ja
reinste Erholungsheime. Sie sind zum Teil luxuriö-
ser, komfortabler als manche Hotels ihres Landes.

Weiter führte der Polizeisprecher in der „Nordsee-
Zeitung“ aus: „Im vergangenen Jahr zerschlug die-
se Drogenbande die Fensterscheiben zweier Poli-
zeiautos.“

Nun frage ich Sie allen Ernstes: Wer schützt unse-
re Beamten vor solchen gewalttätigen Angriffen aus-
ländischer Banditen? Weiterhin führt der Polizeispre-
cher aus: „Diese Leute fühlen sich wie die Könige.“

Ich glaube, das Mikrofon ist abgestellt. Kann das
sein?

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Nein,
aber Sie brüllen da dermaßen hinein, dass

man es leiser stellen muss!)

Ja, sonst verstehen Sie mich ja auch nicht. Das ist ja
richtig.

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: Auch dann
versteht man Sie nicht!)

Meine Damen und Herren, da unsere Polizeibe-
amte von Ihnen keine politische Rückendeckung ha-
ben oder sonstigen politischen Rückhalt bekommen,
ist dieser Skandal ja auch kein Wunder!

Des Weiteren konnten Sie in den „Bremer Nach-
richten“  nachlesen:  „Der  Anschlag  war  nicht  der
erste Versuch, das Mordopfer ist schon einmal ver-
letzt gewesen. Der neununddreißigjährige Libanese,
der auf dem Gelände eines Autoverwertungsplat-
zes erschossen wurde, wurde schon einmal Opfer
eines Anschlages, und bereits 1999 gab es einen To-
ten. Hintergrund dieser Morde ist ein seit Jahren
dauernder Streit zwischen zwei libanesischen Groß-
familien.“

Nehmen wir einmal den jüngsten Zwischenfall:
Bandenkrieg  in  Bremerhaven!  Gewissermaßen  in
letzter Minute konnte ein Sprengstoffanschlag, also
ein  Blutbad,  in  Bremerhaven  verhindert  werden.
Hintergrund ist ein Bandenkrieg zwischen Algeri-
ern, Libanesen und Kurden. Weil diese ach so fried-
lichen ausländischen Erzengelchen sich in ihrer Ehre
verletzt gefühlt haben, wollten sie also quasi ein Blut-
bad anrichten.

Meine Damen und Herren, wenn das schon so weit
ist, dann müsste ich hier im Landtag ja nur noch als
Rambo herumlaufen, weil Sie meine Ehre und Wür-
de tagtäglich in den Sitzungen mit Füßen treten. Das
kann es ja wohl auch nicht sein.

Meine Damen und Herren, meine Ausführungen
von Tatsachen waren nur ein ganz kleiner Quer-
schnitt des ausländischen Banditentums im Lande
Bremen, die Dunkelziffer liegt dabei weitaus höher.
Außerdem bin ich noch gar nicht einmal auf die po-
litisch motivierten Morde an einem jungen türki-
schen Liebespaar oder auf die zirka 250 kriminellen
Asylbewerber  oder  aber  auf  den  Mord  an  einem
Bremer Taxifahrer eingegangen, da dies den zeitli-
chen Rahmen sprengen würde. Diese eben genann-
ten Tatsachen der vergangenen Wochen deuten auf
ein Gewaltpotential hin, das seitens des Senats bis-
lang deutlich unterschätzt worden ist.

Hierzu stelle ich im Namen der Deutschen Volks-
union deutlich fest, das demokratische Zusammen-
leben kann nur funktionieren, wenn alle Demokra-
ten die Spielregeln einhalten. Wenn wir die innere
Sicherheit bewahren, indem wir unsere Polizeibe-
amten endlich in die Lage versetzen, dass sie ihren
schweren Aufgabenbereich auch bewältigen kön-
nen, das sage ich hier ganz klar und deutlich, wür-
de es mit der Deutschen Volksunion bei ausländi-
schen Straftätern keine Wiederholungstäter geben!
Die DVU würde diese Tätergruppe rigoros und kon-
sequent abschieben. Das ist eine Verpflichtung ge-
genüber unseren ausländischen und deutschen Mit-
bürgern.

Wir brauchen endlich klare Verhältnisse. Wer un-
sere Gesetze überschreitet, missbraucht und miss-
achtet, muss die volle Härte des Gesetzes zu spüren
bekommen. Das gilt selbstverständlich auch für kri-
minelle Ausländer und zum Schutz der hier leben-
den Ausländer, die davor geschützt werden, mit den
Leuten in einen Topf geschmissen zu werden, denn
all unsere Bürger haben ein Recht, Schutz vom Staat
zu erhalten. Dazu, meine Damen und Herren, muss
ich sagen, gehört auch, ich komme gleich noch da-
rauf, der finale Rettungsschuss.

Eines kann ich Ihnen noch versichern: Bei einer
diesbezüglichen   politischen   Verantwortung   der
Deutschen Volksunion wäre es unmöglich, dass ein
Vergewaltiger und Mörder sechsmal aus der Haft-
anstalt ausbrechen kann. Das kann ich im Namen
der Deutschen Volksunion den Bürgern garantieren.
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Des Weiteren kann ich Ihnen auch im Namen der
Deutschen Volksunion garantieren, dass sich unter
einer politischen Verantwortung der Deutschen
Volksunion unsere älteren Bürger abends wieder
ohne Angst auf die Straße trauen könnten. – Ich be-
danke mich!

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Freitag.

Abg. Freitag (SPD) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Tittmann, wenn Sie ernsthaft
die öffentliche Sicherheit, die organisierte Krimina-
lität und einen Unterfall hiervon, das Bandenwesen,
zum Thema einer Debatte im Landtag machen wol-
len, dann doch bitte nicht mit einem solchen reißeri-
schen Auftreten wie gerade!

Als Zweites: Wenn Sie denn zu solch einem Sach-
verhalt kommen, reduzieren Sie den doch bitte nicht
auf  Ausländer,  denn  Kriminalität  ist  Kriminalität!
Herr Tittmann, Kriminalität lässt sich nicht an Na-
tionalitäten festmachen!

(Beifall bei der SPD – Abg. T i t t m a n n
[DVU]: Wenn wir das haben, dann ist das
eben so. Das können Sie doch nicht herun-

terspielen!)

Dass der Staat durchaus in der Lage ist, dagegen
anzuhalten, sehen Sie bei dem Fall, den Sie hier ge-
schildert haben, denn hier hat der Staat sofort ein-
gegriffen. Der Fall sieht höchstwahrscheinlich doch
etwas anders aus, als Sie ihn beschrieben haben.
Warten Sie doch erst einmal ab, wie die staatsan-
waltlichen Ermittlungsverfahren ausgehen und ob
sich ein Strafurteil daran anschließt! Wie sich die
Sache zurzeit darstellt, ist es mehr ein Fall in der so
genannten Türsteherszene, wo es um Körperverlet-
zung und die Verletzung von Ehrgefühl geht.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Wer domi-
niert die Szene denn?)

Herr Tittmann, bevor Sie einen solchen Antrag
stellen, wie den, den Sie gerade gestellt haben, soll-
ten Sie sich vielleicht einmal bei der Polizei in Bre-
men und Bremerhaven schlau machen und fragen,
wie es denn überhaupt aussieht. Dann wäre Ihnen
nämlich das gesagt worden, was mir gesagt worden
ist, dass es derzeit keine Erkenntnisse über verfes-
tigte Strukturen ausländischer Gruppierungen gibt,
die tatbestandsmäßig ein bandenmäßiges Vorgehen
mittels Gewalt erfüllen. Ebenfalls gibt es keine Hin-
weise auf ein organisiertes Verbrechen oder eine or-
ganisierte Kriminalität von der sizilianischen Mafia.

Ich bin sowieso erstaunt, dass Sie hier von einem
Mafiakrieg sprechen und sich bemühen, die Hälfte
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

der Anrainerstaaten des Mittelmeers und deren Bür-
ger hier anzusprechen.

(Zuruf des Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Herr Tittmann, ich weiß, das erfreut Sie nicht – –.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Hören Sie
doch erst einmal zu!)

Herr Tittmann, ich kann mir vorstellen, dass Sie eine
solche Aussage der Polizei nicht erfreut. Ich bin auch
fest davon überzeugt, dass Sie weiterhin hergehen
und ein solches Schreckensszenario aufzeichnen mit
finsterster  und  brutalster  Bandenkriminalität  und
dann natürlich nur unter ausländischer Beteiligung,
wie sich das in Ihrem Weltbild eben versteht.

Meine Damen und Herren, dieser Antrag von der
DVU ist wie immer substanzlos und polemisch. Ich
bitte, ihn abzulehnen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich kann Ihnen nur dringend emp-
fehlen, Ihre Redner in Bezug auf Stellungnahmen
der DVU-Anträge nicht immer per Losverfahren aus-
zuwählen. Sie sollten hier lieber mehr qualitative
Redner auswählen, die auch fachlich dazu in der
Lage sind, meine Anträge mit tatsächlichen Zahlen
und Fakten zu widerlegen!

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Wir
haben 99!)

Darauf werde ich wohl noch lange warten können.
Ich habe also selten einen so schlecht vorbereiteten
Redebeitrag wie eben von Herrn Freitag gehört. Sie
waren ja nicht einmal dazu in der Lage, die von mir
genannten Zahlen und Fakten zu widerlegen. Wis-
sen Sie, ich vermisse jedes Mal bei den Etablierten,
bei ihren Stellungnahmen zu DVU-Anträgen klare,
deutlich mit Zahlen und Fakten belegte Inhalte.

Meine Damen und Herren, wir brauchen hier gar
nicht lange herumzureden, die tatsächliche Realität
überrollt doch Ihren eben gehaltenen, schlecht vor-
bereiteten Redebeitrag. Wissen Sie, ich habe viele
Videoaufzeichnungen, Dokumentationen, zum Bei-
spiel eine „Spiegel“-Reportage, „Extra“ oder die
„24-Stunden-Reportage“  und  so  weiter,  die  die
schwere Arbeit unserer Polizeibeamten zum Beispiel
in Hamburg-Sankt Georg genauestens dokumentie-
ren. Darin können sie stundenlang mit ansehen, wie
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unsere Polizeibeamten von ausländischen farbigen
Drogendealern und anderen ausländischen Bandi-
ten auf das Schäbigste beleidigt, körperlich bedroht
und niederträchtig durch den Dreck gezogen wer-
den.

Tatsache ist, dass unsere Polizeibeamten unter Le-
bensgefahr dieses kriminelle Gesindel festnehmen,
anschließend  müssen  sie  es  wieder  laufen  lassen,
um dieselben Täter dann später am selben Tag viel-
leicht noch zwei- oder dreimal festzunehmen, auch
wieder  unter  Lebensgefahr.  Das  kann  es  ja  wohl
nicht sein!

Ich sage Ihnen hier, dass es solche skandalösen
Vorfälle unter einer politischen Verantwortung der
Deutsche Volksunion nicht geben würde. Bei uns
würde es keine ausländischen Wiederholungstäter
geben. Bei der ersten Straftat würden wir solche aus-
ländischen Kriminellen gesetzmäßig wieder dahin
zurückbefördern, wo sie hergekommen sind, schnell,
rigoros und selbstverständlich auch rechtmäßig.

Wenn Sie mir immer noch nicht glauben, dann
schauen Sie sich doch einmal die multikulturelle,
multikriminelle Fernsehsendung „XY“ an! Da sit-
zen Sie nämlich wirklich in der ersten Reihe, da wis-
sen Sie, wie es läuft. Aber, meine Damen und Her-
ren, Sie verschließen Ihre Augen vor den Tatsachen,
die Sie ständig überrollen. – Ich bedanke mich!

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  dem  Antrag  des  Abgeordneten  Tittmann,
DVU, mit der Drucksachen-Nummer 15/503 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Solidarität mit dem palästinensischen Volk

Antrag des Abgeordneten Tittmann (DVU)
vom 23. Oktober 2000
(Drucksache 15/504)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Hat-
tig.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Wenn die SPD-Abgeordnete Frau
Berk schon bei der gestrigen Rede von Herrn Teiser
eine Gänsehaut bekommen hat, kann ich Ihnen hier-
mit hundertprozentig garantieren und versprechen,
dass Sie nach meiner jetzigen Rede eine solche Gän-
sehaut bekommen werden, dass Sie im Anschluss
daran getrost Ihre Jacken aufhängen können.

(Lachen bei der SPD)

Darum gehen Sie also lieber gleich hinaus, bevor
Sie hier eine Gänsehaut bekommen!

(Zuruf des Abg. T ö p f e r  [SPD])

Was meinen Sie?

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Können Sie das
noch einmal wiederholen, was Sie gesagt
haben?   Es   war   nicht   zu   verstehen!   –

Glocke)

Präsident Weber: Herr Abgeordneter, bitte fah-
ren Sie in Ihrer Rede fort!

Abg. Tittmann (DVU): Darum, wie gesagt, gehen
Sie lieber gleich hinaus, dann bekommen Sie auch
keine Gänsehaut!

Ich bin der Meinung, dass es nach diesen hysteri-
schen, erzwungenen und herangekarrten Zirkusvor-
stellungen namens Menschenkette in Bremerhaven
und Berlin

(Zurufe der SPD: Pfui!)

einmal wieder an der Zeit ist, dass hier diesbezüg-
lich endlich einmal wieder Klartext gesprochen wird.

Meine Damen und Herren, sicherlich ist Ihnen das
schreckliche Bild noch in Erinnerung, wie israelische
Scharfschützen einen zwölfjährigen Jungen kaltblü-
tig ermordet und seinen Vater lebensgefährlich ver-
letzt haben.

Meine Damen und Herren, Hunderte Palästinen-
ser, darunter viele Kinder, wurden in den vergange-
nen Wochen von israelischen Soldaten und Polizis-
ten  feige  ermordet.  Bei  der  fast  durchweg  israel-
freundlichen Presse – soweit ich weiß, müssen Re-
dakteure, zum Beispiel bei der Springer-Presse, dies-
bezüglich in ihrem Arbeitsvertrag einen eindeutigen
Passus unterschreiben – wundert es mich überhaupt
nicht, dass die einseitige Medienmafia den Eindruck
erwecken will, es handele sich bei den um das Le-
ben  Gekommenen  um  aufrührerische  Terroristen,
die ihren Tod selbst provoziert hätten. Unerwähnt
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bleibt dabei die Tatsache, dass die Palästinenser ihr
Land, ihr Recht und ihre Würde gegen ein völker-
rechtswidriges Besatzungsregime verteidigen.

Meine Damen und Herren, die Palästinenser wur-
den von den Juden umgesiedelt, leben seit Jahrzehn-
ten unfrei im eigenen Land, schuften unter streng-
ster Kontrolle für die Israelis auf ihren eigenen Fel-
dern. Im Bezug auf Israels Wasserkontrolle in den
besetzten Gebieten demonstriert Israel einen gera-
dezu menschenverachtenden Herrschaftsanspruch.
Während die Palästinenser in ihren Gebieten unter
Wassermangel leiden, gibt es das kostbare Nass in
den jüdischen Siedlungen im Überfluss. Israels Was-
serkontrolle in den besetzten Gebieten hat Men-
schenrechte und internationales Recht verletzt. Ein
Großteil des Grundwassers gehört den Palästinen-
sern. Es wird ihnen jedoch das Recht auf ihr Grund-
wasser verwehrt. Das diskriminiert sie und beein-
trächtigt ihr Menschenrecht auf Gesundheit. Zudem
gelten für die jüdischen Siedler und Palästinenser
nicht die gleichen Gesetze.

Des Weiteren darf man die Lüge, die Israelis wür-
den bei diesem ungleichen Kampf quasi mit harm-
losen Gummigeschossen human im Gazastreifen für
Ordnung sorgen, nicht ohne weiteres so stehen las-
sen. Das stimmt nämlich nicht. Die Israelis benut-
zen in diesem ungleichen Kampf scharfe Geschosse
und Munition. Damit das einmal klargestellt ist! Da
wundert es mich überhaupt nicht, dass Israel von
der  UNO-Menschenrechtskommission  schon  weit
über fünfhundertmal wegen brutaler Besatzungspo-
litik, Verletzung der Menschenrechte, Angriffshand-
lungen gegen Nachbarstaaten und so weiter an den
Pranger gestellt wurde.

Wenn es aber um konkrete Sanktionen durch den
Sicherheitsrat geht, legen die USA stets ihr Veto ein.
Hierzu sagt der ehemalige Stabschef der vereinig-
ten  amerikanischen  Streitkräfte,  Admiral  Moore,
Herr Präsident, ich darf zitieren: „Wenn das ameri-
kanische Volk wüsste, wie diese Leute“ – er meint
damit die Israelis – „unsere Regierung im Griff ha-
ben, würde es hier einen Aufstand geben.“

Meine Damen und Herren, Auslöser der jüngsten
blutigen Auseinandersetzung in Palästina war der
provokante Auftritt des chauvinistischen israelischen
Oppositionsführers Ariel Sharon auf dem Tempel-
berg in Jerusalem, einem islamischen Heiligtum. Der
Schlächter, wie er sich gern selbst nennt, ist verant-
wortlich für zahlreiche Massaker an Arabern.

Sie sehen, meine Damen und Herren, die Situati-
on der Palästinenser hat sich in den schon seit 1967
besetzten Gebieten laufend verschlechtert. Durch
entschädigungslose Landenteignungen haben die
Palästinenser kaum Chancen zu bauen oder Wohn-
raum zu finden. Die Infrastruktur blieb auf dem Stand
von 1967 stehen, kein einziges Krankenhaus wurde
seitdem gebaut. 80 Prozent der Wasservorkommen
sind für die Israelis reserviert, der Rest wird teuer
an die Palästinenser verkauft.

Meine  Damen  und  Herren,  Diskriminierungen,
Misshandlungen und Missachtungen der Menschen-
rechte  gehören  zum  Alltag  des  palästinensischen
Volkes, und das nun schon seit 50 Jahren. Das Recht
auf ein menschenwürdiges Leben bleibt auch noch
nach sieben Jahren der so genannten Friedensver-
handlungen verwehrt. Es kann aber keinen dauer-
haften Frieden geben, wenn sich die eine Seite so
entsprechend aufführt. Die Respektierung der Re-
solution 242 des UN-Sicherheitsrates, die den Rück-
zug Israels aus dem Westjordanland und aus Gaza
fordert, wäre ein erster Schritt zum Frieden.

Ich frage Sie: Ist es angebracht, bei einer solchen
deutlichen Ungleichheit von Rechten und Unverhält-
nismäßigkeit von Mitteln über Kompromisse zu re-
den? Wie kann ein Volk, dem nicht einmal die grund-
legenden  Menschenrechte  zugestanden  werden,
Kompromisse eingehen? Worauf sollen sie denn noch
verzichten? Wenn die EU und die USA jedes Land
gleich behandeln würden, gäbe es hier nur einen
Weg: den sofortigen Abbruch der diplomatischen
Beziehungen, ein totales Handelsembargo, und zwar
solange, bis die Israelis ihre palästinensischen Nach-
barn endlich wieder wie Menschen behandeln.

Meine Damen und Herren, Militärs, die wehrlose
Kinder abschlachten, gehören zum Werkzeug ruch-
loser Diktatoren. Wer diese Grausamkeiten duldet,
unterstützt, der verwirkt den Anspruch auf Autori-
tät und Demokratie. Da ist es eine große Schande
für Deutschland, dass nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes davon ausgegangen wird, dass
Deutschland im Jahr 1999 Kriegswaffen im Wert von
2,84  Milliarden  DM  ausgeführt  hat.  Hauptnutzer
deutscher Waffenlieferungen waren natürlich die Is-
raelis.

Ich sage im Namen der Deutschen Volksunion,
kein Staat der Welt hat jemals das Recht dazu, aus
rassistischen  oder  sonstigen  Gründen  ein  ganzes
Volk zu ermorden oder auszurotten, auch der Ju-
denstaat Israel im Nahen Osten nicht. – Ich bedan-
ke mich!

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Vorweg muss ich
sagen, es gibt einfach Themen, zu denen muss man
auch dann ernsthaft reden, wenn sie in einem Zu-
sammenhang auftreten, zu dem man lieber kein Wort
sagen und sich abwenden möchte. Aber das Thema
ist für uns, für Deutschland, für die Weltpolitik zu
wichtig, als dass man in gleicher Münze versuchen
sollte heimzuzahlen oder das nur abtun. Darüber
muss man vernünftig reden, und das will ich auch
versuchen.
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Vorweg, Herr Tittmann, ich weise das, was Sie
über Bremerhaven gesagt haben, wirklich entschie-
den zurück!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Ich kann verstehen, dass Sie das gesagt haben, weil
das in der Tat eine Aktion war, die weit von dem
weg ist, was sonst manchmal bedauerlicherweise
von Bremerhaven zu lesen ist, dass nämlich in be-
stimmten  Siedlungen  sich  eine  Stimmung  breit
macht, die sich dann auch in Zahlen bei Ihnen nie-
dergeschlagen hat. Das war ein klares Signal, ein
klares Bekenntnis, nicht nur von einigen wenigen,
sondern von der übergroßen Mehrheit der Stadt, die
klar gemacht hat, dass sie Ihnen nicht auf den Leim
gehen wird und zurückweisen wird, was von Ihrer
Seite kommt. Ich fand es ganz hervorragend.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es hat mich besonders gefreut, dass in diesem Zu-
sammenhang in allen Nachrichten der Name Bre-
merhaven, in deutschen Fernsehnachrichten, oben
angekommen ist. Das war ein ganz wunderbares Sig-
nal. Ich kann den Bremerhavenerinnen und Bremer-
havenern dazu nur gratulieren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Die zweite Vorbemerkung: Man fragt sich ja, was
führt einen Abgeordneten der radikalen Rechten in
Deutschland dazu, über Menschenrechte und Frie-
den zu reden. Es gibt nur eine Erklärung: Es geht
gegen Israel. Wenn Sie sich hier einmal wieder hin-
stellen und sagen: Ich, ein Antisemit? Ach was! Wenn
Sie eine halbe Minute geredet haben, dann kom-
men nichts anderes als antijüdische Parolen, antijü-
dische Politik und Propaganda! Das ist auch heute
wieder deutlich geworden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

In der Tat, meine Damen und Herren, gehen in
den letzten Wochen aus Israel, aus Gaza und aus
dem Westjordanland wieder tieftraurige, böse Bil-
der um die Welt!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: So ist es!)

Ja, auch Bilder, die Sie genannt haben, von dem
zehnjährigen palästinensischen Jungen, der bei sei-
nem Vater Schutz suchte, ihn aber nicht fand und
zwischen den Fronten der bewaffneten palästinen-
sischen und israelischen Soldaten starb, ja, vermut-

lich durch eine israelische Kugel. Bilder auch von
den blutverschmierten Händen darüber triumphieren-
der Lynchmörder, palästinensischer Lynchmörder. Das
sind bittere Bilder, nicht nur, weil wir an dem Schick-
sal dieser Menschen Anteil nehmen, sondern weil
dieses Leid und dieser Tod so besonders sinnlos sind.

Nicht Gewalt und erst recht nicht die Aufstache-
lung zu Gewalt durch einseitige und aufhetzerische
Schuldzuweisung, wie wir sie eben wieder gehört
haben, sind die Perspektive, die Lösung, sondern al-
lein das Ende der Gewalt auf beiden Seiten kann
den Menschen helfen, und nur darum kann es uns
hier gehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Sie fordern uns auf, wir sollen „solidarisch mit dem
palästinensischen Volk“ sein. Wir sollen solidarisch
gegen Israel sein, das ist das Einzige, was Sie ei-
gentlich sagen. Wir werden Ihnen nicht folgen, Herr
Tittmann! Wir werden genauer hinsehen. Wir sind
keineswegs  solidarisch  mit  der  palästinensischen
Führung, wenn sie bekannte Terroristen freilässt mit
der erwarteten und auch eingetretenen Wirkung in
Israel. Wir sind auch nicht solidarisch mit den palä-
stinensischen Männern, die es zulassen, ja manch-
mal sogar fördern, dass ihre Kinder in der ersten
Reihe in den angeblich heiligen Krieg ziehen, wäh-
rend sie aus der zweiten Reihe dann die Schusswaf-
fen gebrauchen.

Wir werden mit aller Entschiedenheit gegen alle
politisch kämpfen, die dort wie hier in Deutschland
Synagogen mit den widerlichsten antisemitischen,
antijüdischen Parolen schänden. Da können Sie sich
sicher sein.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Solche Reden, wie Sie sie hier wieder gehalten ha-
ben in Ihrer Einseitigkeit und aufhetzerischen Ton-
art, zeigen tatsächlich die Kumpanei mit denen, die
auch in Deutschland vor einigen Wochen Synago-
gen angegriffen haben.

Ebenso klar ist, und deswegen will ich auch aus-
führlich darauf eingehen, dass wir auch nicht soli-
darisch mit israelischen Politikern und Siedlern sind,
wenn sie provokativ auf vollendete Tatsachen set-
zen. Wir sind nicht einverstanden mit den Versäum-
nissen des israelischen Staates, was die Integration
und Gleichstellung seiner arabischen Bürger betrifft.
Wir sind auch nicht einverstanden mit der israeli-
schen Polizei, die unvorbereitet und vor einigen Wo-
chen überreagiert und weit überzogen hat. Das wird
aber doch nirgendwo so deutlich und öffentlich dis-
kutiert wie in Israel selbst, im Gegensatz zu den um-
liegenden arabischen Staaten, in denen es keine öf-
fentliche Debatte und Kritik gibt.
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Ich muss festhalten, es ist nicht die Politik Israels,
Kinder im Kampf zu verletzen oder zu töten, aber
auch ein israelischer Soldat hat das Recht, sich zu
verteidigen.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Ha, ha!)

Ja, es ist so, die Israelis sind Besatzer, das ist Tatsa-
che, mit allen Folgen, die das hat. Diese Besatzung,
finde ich, sollte so schnell wie möglich aufgegeben
werden. Ich denke aber gar nicht daran, die Ge-
schichte darüber zu vergessen. Israel hält heute Ge-
biete besetzt, nachdem das Land 1948 und 1967 von
den Nachbarn überfallen worden ist mit dem Ziel,
den Staat Israel auszulöschen. Übrigens haben sich
die arabischen Staaten für die palästinensischen Op-
fer dieser Kriege überhaupt niemals interessiert.

Meine Damen und Herren, wir kritisieren unmiss-
verständlich die Fanatiker auf allen Seiten. Wir sind
ebenso eindeutig in der Solidarität mit allen Frauen
und Männern auf beiden Seiten, die dafür arbeiten,
dass die Gewalt ein Ende hat und eine Übereinkunft
möglich wird, eine Übereinkunft, die beiden Völkern
auf lange Sicht und auf Dauer das Recht auf eine
eigenständige und sichere Existenz in Nachbarschaft
– ob es eine gute Nachbarschaft wird, das wird wohl
noch lange dauern – garantiert.

Ich bin auch davon überzeugt, dass beide Seiten
noch wesentliche Schritte dafür tun müssen, und
zwar immer, wie das in der Politik so ist, über den
eigenen Schatten hinaus. Zum Beispiel wird Israel
in der Tat seine Siedlungen noch zurücknehmen
müssen, davon bin ich überzeugt. Es ist ja tragisch,
dass der gegenwärtige Ausbruch von Hass gerade
in einem Augenblick provoziert worden ist, in dem
die Palästinenser in Camp David von einem israeli-
schen Premier mehr als zuvor angeboten bekommen
haben, 95 Prozent. Israel ist auf dem Rückzug. Wir
finden, es geht zu langsam, aber Israel ist auf dem
Rückzug.

Wer jedoch jetzt und womöglich noch hier von
deutschem Boden aus, in einem deutschen Parla-
ment, in unseliger Tradition, wie jetzt eben die DVU,
den palästinensischen Frauen und Männern einre-
den will, dass sie mit Gewalt, Opfern und dann noch
mehr Gewalt mehr und anderes bekommen können,
der irrt nicht nur, der ist auch nicht solidarisch mit
diesen Menschen dort, sondern der spielt ein schlim-
mes und verantwortungsloses Spiel auf deren Kos-
ten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es ist meine feste Überzeugung, es wird einen ei-
genen palästinensischen Staat geben. Es muss ihn
geben, aber es kann ihn nur geben, wenn sicher ist,
dass dieser palästinensische Staat nicht aufgebaut
wird in der Hoffnung, in der Absicht und mit der Fä-

higkeit, die Existenz Israels als Existenz eines Staa-
tes zu gefährden. Das sind auch klar die Grenzen
für den Rückzug Israels. Es ist seine Sicherheit, und
es ist auch die Klagemauer in Jerusalem.

Meine Damen und Herren, deswegen muss die
Linie der deutschen Politik sein – und wir befinden
uns dabei völlig in Übereinstimmung mit dem Bun-
destag, der Bundesregierung und, ich glaube, allen
Parlamenten in Deutschland –, vom Recht der Ju-
den, in ihrem eigenen Staat sicher und in Frieden
zu leben, rücken wir keinen Millimeter ab. Der Staat
Israel, das war die Überzeugung der Völkergemein-
schaft 1948, war und ist das rettende Haus nach dem
Versuch Hitler-Deutschlands, die europäischen Ju-
den auszurotten. Die Überzeugung aller Juden ist,
wo auch immer sie sind, dass nur ein starkes Israel
ihre Sicherheit, ja, ihr Leben, garantiert!

Das öffentliche Auftreten von solchen unbelehr-
baren Rechtsradikalen, Rechtsextremisten, von Leu-
ten wie Ihnen, Herr Tittmann, die Hassreden und
die Hasstaten, haben diese Überzeugung in Deutsch-
land leider nur wieder verstärkt. Andererseits stimmt
es auch, dass das Recht der Palästinenser gegen die-
ses Recht Israels stand und steht, und die Palästi-
nenser haben dafür sehr leiden müssen. Es kann des-
wegen keinen anderen Weg geben als die grund-
sätzliche Anerkennung beider Rechte.

Meine Damen und Herren, es hat leider immer
Verbindungen gegeben von deutscher antijüdischer
Politik zu politischen Kräften im Nahen Osten. Ich
erinnere an Hitlers Freund, den Mufti von Jerusa-
lem. Das ging nach dem Krieg weiter, im Übrigen
auch manchmal unter wechselnden Farben. Im Kern
– das ist ja ganz deutlich geworden aus der Rede,
die wir eben gehört haben – ging es immer nur um
die Politik gegen Israel, es geht darum, gegen Israel
zu mobilisieren.

Die Politik der Bremischen Bürgerschaft oder des
Senats ist dagegen seit vielen Jahren verlässlich eine
andere gewesen. Sie drückt sich in unserer Partner-
schaft mit der israelischen Stadt Haifa aus, und im
Rahmen dieser Partnerschaft unterstützen wir die
Integration der arabischen Israelis, das ist der Sinn
und das Ziel des Kulturfonds.

Wir haben gute Kontakte, und es sitzen einige hier
in der Bürgerschaft, die das auch mit besonders gro-
ßem Engagement betrieben haben, zum arabischen
Dorf Tamra geknüpft und sprechen offen mit allen.
Das ist mir ganz wichtig, wir sprechen offen mit al-
len, weil wir Freunde sind. Das soll auch so bleiben,
und auch deswegen lehnen wir den Antrag der DVU
ab! – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Tittmann.
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Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men  und  Herren!  Nun  kommen  wir  einmal  nach
Deutschland! Dass Sie diese Gegenrede halten muss-
ten, wie Sie sie gehalten haben, war mir vollkom-
men klar, aber deswegen ist Ihre Rede noch lange
nicht richtig und schon gar nicht wahrheitsgemäß.
Tatsache ist doch, dass der Vorsitzende des Zentral-
rats der Juden, Herr Spiegel – das gehört dazu, das
hatten wir heute Morgen ja schon einmal – in seiner
Rede zum Thema Leitkultur gesagt hat: Ist es etwa
deutsche Leitkultur, Fremde zu jagen, Synagogen
anzuzünden, Obdachlose zu ermorden?

Er hat mit dieser unverschämten Aussage das gan-
ze deutsche Volk beleidigt, einschließlich rotgrüner
Chaostruppen,

(Unruhe bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

nur Sie haben es noch nicht gemerkt. Die rotgrüne
Bundesregierung hat es bis jetzt nicht einmal ge-
merkt. Ich kann das ja gut verstehen, die SPD-Re-
gierung hat jetzt auch genug zu tun, um den vorbe-
straften  Klimmt  hinauszuwerfen  und  ihn  als  Un-
schuldslamm darzustellen. Ich kann ja verstehen,
dass man dazu keine Zeit mehr hat.

(Unruhe – Glocke)

Präsident  Weber:  Herr  Abgeordneter  Tittmann,
bitte kommen Sie zum Thema!

Abg. Tittmann (DVU): Ja, ich möchte doch gern
einmal den jüdischen Gutmenschen vom Zentralrat
der Juden, Herrn Spiegel, fragen: Ist es etwa jüdi-
sche Leitkultur, kleine palästinensische Kinder kalt-
blütig zu ermorden, Palästinenser grausam zu fol-
tern und zu erschießen, Palästinenser zu vertreiben
und zu erschießen, ein ganzes Volk zu versklaven?
Wenn Sie jetzt noch so laut herumschreien, das kön-
nen Sie ja machen, wie Sie wollen,

(Zuruf von der SPD: Es schreit doch
keiner!)

Sie können es aber machen, dass habe ich ja ge-
sagt, ich habe es Ihnen ja angeboten, wenn Sie die
Tatsachen nicht ertragen können, die ich Ihnen ge-
nannt habe.

Nun hat ein anderer jüdischer Gutmensch und
selbst ernannter Moralapostel der ganzen Nation,
Michel Friedman, in seiner Rede auf dem bayeri-
schen Parteitag der Grünen folgerichtig ausgeführt:
Keine Kultur ist mehr wert als eine andere! Ich habe
darauf gewartet, dass der Moralapostel Friedman
gleich  von  Bremen  aus  postwendend  mit  einem
Kranz in den Nahen Osten fliegt, und auch dort zum
Gedenken der ermordeten palästinensischen Kin-
der einen Kranz niederlegt und den Israelis eine Mo-

ralpredigt hält, denn er äußert sich ja sonst immer
und zu jeder Zeit zu jedem Thema, sei es zum Wahl-
erfolg  der  FPÖ  in  Österreich,  sei  es  zu  Le  Pen  in
Frankreich, überall gibt dieser verehrte Herr seinen
Kommentar dazu.

Meine Damen und Herren, ich jedenfalls werde
mir im Namen der Deutschen Volksunion hier im
Landtag auch weiterhin niemals das Recht nehmen
lassen, begangenes Unrecht, Missstände und die Tä-
ter deutlich beim Namen zu nennen, denn ich habe
es nicht nötig – wie viele Millionen Deutsche auch –,
bis in alle Ewigkeit im Büßergewand herumzulau-
fen, und ich werde unserer deutschen Jugend im Na-
men der Deutschen Volksunion ihren natürlichen
und selbstverständlichen Nationalstolz wieder zu-
rückgeben, den sie auch verdient hat, damit es hier
ein für alle Mal klar ist!

Meine Damen und Herren von den Grünen, ich
weiß gar nicht, warum Sie sich hier so aufregen oder
aufplustern. Vielleicht sollte man zum allgemeinen
Wohlbefinden der Abgeordneten der Grünen das im
Flur hängende Stalin-Plakat hier aufhängen. Viel-
leicht fühlen Sie sich besser und sind dann beruhig-
ter. – Ich bedanke mich!

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tittmann, DVU,
mit der Drucksachen-Nummer 15/504 seine Zustim-
mung geben möchte, bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Sachstandsbericht  zum  Projekt  „Neuordnung  des
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens“ in der

Freien Hansestadt Bremen

Mitteilung des Senats vom 24. Oktober 2000
(Drucksache 15/509)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats Kenntnis.
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Finalen Rettungsschuss in das Bremische
Polizeigesetz (BremPolG) aufnehmen

Antrag des Abgeordneten Tittmann (DVU)
vom 30. Oktober 2000
(Drucksache 15/511)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich sage es gleich klar und deut-
lich, Bremen braucht einen gesetzlich festgelegen
finalen Rettungsschuss, denn ohne eine solche Re-
gelung darf die Polizei keine tödlichen Schüsse auf
Verbrecher abgeben, um Geiseln zu retten. Die ent-
setzlichen Geschehnisse in Bremen von damals um
die Geiselgangster von Gladbeck! Hier behaupte ich,
wenn Bremen damals schon den finalen Rettungs-
schuss gehabt hätte, hätten vielleicht einige Geiseln
gerettet werden können. Aber auch das entsetzli-
che Geschehen in Hamburg vor einigen Wochen soll-
te Mahnung genug sein, dass auch in Bremen dies-
bezüglich endlich Vorbereitungen getroffen werden
müssen, damit der finale Rettungsschuss endlich in
Bremen eingeführt wird. In Hamburg hat ein Gei-
selnehmer drei Menschen getötet und sich und eine
vierte Person bedroht.

In diesem Antrag wird deutlich, wie wankelmütig
die etablierten Altparteien mit Polizeibeamten um-
gehen.  Dieser  Antrag  der  Deutschen  Volksunion
zeigt aber auch, dass die Deutsche Volksunion die
einzige Partei ist, die die berechtigten Interessen der
Polizeibeamten vertritt.

Meine Damen und Herren, wenn das Rechtsver-
ständnis bei vielen unserer ausländischen Gäste, wie
zum Beispiel bei den ach so friedlichen Vertretern
aus dem ehemaligen Jugoslawien, Albanien, Koso-
vo und so weiter – das muss hier einmal deutlich ge-
sagt werden –, ein rechtsstaatliches Verhalten nicht
erwarten lässt, dann muss sich der Rechtsstaat eben
mit aller Macht dagegen wehren. Wenn die Brutali-
tät gerade im Bereich der Geiselnahme ins Gren-
zenlose steigt, dann müssen wir unseren Beamten
die Möglichkeit zur Gegenwehr geben, und dazu
gehört der finale Rettungsschuss! In diesem Fall bin
ich mit Herrn Senator Dr. Schulte vollkommen einer
Meinung, dass hier endlich klare rechtliche Grund-
lagen  geschaffen  werden  müssen,  denn  wer  als
Straftäter Leben bedroht, wer mit Schusswaffen oder
Stichwaffen agiert, dem muss auch klar sein, dass
er damit sein eigenes Leben bedroht!

Meine Damen und Herren, unsere Bürger haben
ein Recht darauf, mit den besten rechtsstaatlichen
Mitteln gesetzlich geschützt zu werden. Die Deut-
sche Volksunion will nicht wie SPD und wie Bünd-
nis 90/Die Grünen mit schwerstkriminellen Straftä-

tern Diskussionszirkel beim Pfefferminztee veran-
stalten.  Die  Generation  der  Achtundsechziger  hat
schon genug Schaden angerichtet. Der Glaube an
das Gute im Menschen von Freunden von Marx und
von Engels stellt die Realität, die Lebenswirklich-
keit doch auf den Kopf und hat schon genug Polizei-
beamte das Leben gekostet, meine Damen und Her-
ren! Ich frage mich, wer eigentlich hierfür zur Ver-
antwortung gezogen wird.

Wenn ein Mensch durch einen Verbrecher in eine
lebensbedrohliche  Situation  gebracht  wird,  dann
muss  ein  Polizeibeamter  die  Möglichkeit  haben,
durch einen gezielten Schuss die Lebensgefahr ab-
zuwenden! Außerdem müssen wir unsere Polizisten
im Alltag vor Gefahren und Verletzungen schützen!
Dazu aber benötigt die Polizei, meine Damen und
Herren – wie es die CDU in Bremerhaven eingeführt
hat, und ich glaube, hier auch –, für jeden Beamten
eine leicht tragbare und alltagstaugliche Schutzwes-
te. Wenn man diskutiert, welchen Eigenanteil die
Beamten zahlen sollen, dann kann ich mir nur an
den Kopf fassen! Wo leben wir eigentlich, dass über-
haupt darüber diskutiert wird, wie viel Eigenanteil
der  Beamte  zu  seiner  eigenen  Sicherheit  leisten
muss?

Ich sage im Namen der Deutschen Volksunion, der
Polizeibeamte hat überhaupt keinen Eigenanteil zu
leisten, meine Damen und Herren! Die Sicherheit
unserer Beamten ist allein die Sache des Staates und
sonst gar nichts, denn wer solche unverschämten
Überlegungen anstellt, der erwartet wahrscheinlich
auch, dass die Beamten ihre Streifenwagen selbst
finanzieren oder ihre Schusswaffen selbst kaufen
müssen. Das kann es nicht sein!

Wir können die innere Sicherheit nur bewahren,
indem wir unsere Polizeibeamten endlich in die Lage
versetzen, ihre schwere Aufgabe durch eine verbes-
serte Ausrüstung zu erfüllen und zu bewältigen. Herr
Senator Dr. Schulte würde wahrscheinlich wieder
einmal nach vorn kommen und wider besseres Wis-
sen behaupten, ich würde hier lügen oder schwach-
sinnige oder irrsinnige Reden halten et cetera, aber
der Senat selbst, also Herr Dr. Schulte, hat ja klar
und eindeutig den finalen Rettungsschuss gefordert.
Nun soll er dazu auch Stellung beziehen! – Ich be-
danke mich!

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Teiser.

Abg. Teiser (CDU) *): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Dr. Kuhn hat eben sehr ein-
drucksvoll dargelegt, unter welchen Aspekten es
sinnvoll sein kann, sich auch inhaltlich mit Anträ-
gen der DVU auseinander zu setzen. Das traf für den
letzten Tagungsordnungspunkt zu. Ich bin der Auf-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 27. Sitzung am 16. 11. 00 2015

fassung,  für  diesen  Tagesordnungspunkt  trifft  es
nicht zu.

Es ist völlig klar, was beabsichtigt ist. Jeder kennt
die Einstellungen der Fraktionen. Die CDU steht dem
zum jetzigen Beratungsstand positiv gegenüber, die
Mehrheit der SPD negativ, die Grünen insgesamt ne-
gativ. Die Beratungen werden zeigen, welches Er-
gebnis herauskommen wird, aber da es Herrn Titt-
mann natürlich nicht um die Sache geht, sondern
da er versucht, was parlamentarisch durchaus üb-
lich ist, durch solche Anträge innerhalb von Koali-
tionen Unfrieden zu stiften, gibt es für uns gar kein
Problem, diesen Antrag hier heute, unabhängig von
unserer  Mehrheitsauffassung  zum  jetzigen  Zeit-
punkt, abzulehnen. Insbesondere, Herr Tittmann,
unter dem Aspekt der Vorweihnachtszeit lassen wir
von Ihnen keine Zwietracht in unsere Koalition trei-
ben. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Genau mit dieser Entgegnung ha-
be ich gerechnet. Genau das sind die Argumenta-
tionen, wie hier immer damit umgegangen wird!

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Es ist
doch gar kein Argument gefallen!)

Ich bin ja von Ihnen gewohnt, dass keine Argumen-
te kommen, das glaube ich Ihnen auch. Sie sollten
hier keine Wischiwaschi-Reden halten, Sie sollten
sich heute hier klar zum Thema, zum Antrag äußern.
Wollen Sie den finalen Rettungsschuss, ja oder nein?
Gerade die SPD! Wollen Sie kostenlose Schutzwes-
ten wie in Bremerhaven, ja oder nein?

Diese Fragen, meine Damen und Herren von den
Sozialdemokraten, sind hier zu beantworten! Aber
Sie diskutieren wieder vollkommen niveaulos am
Thema vorbei! Ich habe ja Verständnis, dass von Ih-
rer Seite nichts kommt, wer eben kein Niveau hat,
mit dem kann man auch nicht niveauvoll diskutie-
ren. Das ist mir vollkommen klar.

(Lachen bei der SPD)

Die DVU jedenfalls lässt es sich nicht nehmen,
auch von Ihnen nicht, die wichtigen gesellschafts-
politischen Probleme anzusprechen und dringende
Lösungen zu benennen und aufzuzeigen. Ich sage
ganz klar und deutlich, wer dazu nicht in der Lage
ist, hat in einem Landesparlament nichts zu suchen.

Ich habe bei den so genannten demokratischen Frak-
tionen das Gefühl, dass ab der zweiten Sitzreihe die
Damen und Herren dort nur als Dekoration sitzen.

(Abg. T ö p f e r  [SPD]: Beleidigen Sie
nicht das Parlament!)

Herr Töpfer, Sie kann man doch gar nicht beleidi-
gen, ich bitte Sie!

(Abg.  Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Ach,  halten  Sie  doch  den  Mund!  –  Abg.
T ö p f e r  [SPD]: Beleidigen Sie nicht das

Parlament!)

Ich frage Sie jetzt ganz ernst: Wie viele Menschen
sind schon ums Leben gekommen, wie vielen Kin-
dern ist entsetzliches Leid zugefügt worden, nur weil
ein liberaler Strafvollzug dafür verantwortlich ist,
dass Schwerkriminelle, Psychopathen und Kinder-
schänder  Freigang,  Hafturlaub,  Haftverschonung
und so weiter bekommen haben?

(Abg. Frau J a n s e n  [SPD]: Wollen Sie
die alle erschießen?)

Diese Verantwortlichen, meine Damen und Herren,
haben die Parteibücher von SPD, CDU und Bündnis
90/Die Grünen, aber nicht das Parteibuch der Deut-
schen Volksunion! – Ich bedanke mich!

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tittmann, DVU,
mit der Drucksachen-Nummer 15/511 seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bündnis 90/
Die Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Bremisches Hafenbetriebsgesetz

Mitteilung des Senats vom 26. September 2000
(Drucksache 15/470)

1. Lesung

Wir verbinden hiermit:
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(A) (C)

(B) (D)

Bremisches Hafenbetriebsgesetz

Bericht und Änderungsantrag des Ausschusses für
Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen

vom 30. Oktober 2000
(Drucksache 15/512)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Hattig.

Meine Damen und Herren, bei dem Gesetzesan-
trag des Senats „Bremisches Hafenbetriebsgesetz“
vom 26. September 2000 ist von der Bürgerschaft
(Landtag) in ihrer 24. Sitzung am 11. Oktober 2000
die erste Lesung unterbrochen und der Gesetzesan-
trag an den Ausschuss für Angelegenheiten der Hä-
fen im Lande Bremen überwiesen worden. Dieser
Ausschuss legt nunmehr mit der Drucksachen-Num-
mer 15/512 seinen Bericht und Änderungsantrag vor.

Wir setzen die erste Lesung fort.

Gemäß Paragraph 34 Absatz 1 der Geschäftsord-
nung findet in der ersten Lesung zunächst eine all-
gemeine Besprechung statt. Ihr folgt in der Regel
die Einzelberatung. Ich schlage Ihnen jedoch vor,
dass wir den Änderungsantrag des Ausschusses für
Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen mit
der Drucksachen-Nummer 15/512 in die allgemei-
ne Aussprache einbeziehen.

Meine Damen und Herren, ich höre keinen Wi-
derspruch. Dann werden wir entsprechend verfah-
ren.

Damit ist die allgemeine Aussprache eröffnet.

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Töpfer.

Abg.  Töpfer,  Berichterstatter:  Herr  Präsident,
meine Damen und Herren! Wir hatten zwischen den
Fraktionen vereinbart, dass ich als Berichterstatter
kurz einen Bericht gebe und sich dann eine Debatte
erübrigen könnte. Ich möchte deswegen auch ver-
suchen, das Ergebnis der Beratungen so neutral wie
möglich wiederzugeben.

Ich möchte darauf hinweisen, dass das derzeit
noch geltende Bremische Hafengesetz schon 34 Jah-
re alt ist und dass es in der Zwischenzeit eine ganze
Reihe von Veränderungen gegeben hat, auch auf
der  Landesebene.  Es  hat  bundesrechtliche  Vor-
gaben gegeben, und die europäische Gesetzgebung
hat sich verändert. All dies ist jetzt aufgegriffen wor-
den, um ein neues und zeitgemäßes Hafenbetriebs-
gesetz vorzulegen, das vor allen Dingen für die Ha-
fenbehörden praktikabel sein soll, die in erster Li-
nie  damit  zu  arbeiten  haben.  Es  ist  auch  kein
Hafenentwicklungsgesetz mit einem Teil Hafenbe-
triebsgesetz, das war einmal in der letzten Legisla-
turperiode vorgesehen, sondern es ist ein reines Ha-
fenbetriebsgesetz.

Wichtig für Sie ist zu wissen, dass wir mit diesem
Gesetz in den bremischen Häfen eine Gebühr auf-
heben. Die Kajengebühr wird abgeschafft. Damit will

Bremen sich der Situation in den Konkurrenzhäfen
anpassen. Auf der anderen Seite strebt der Senat
allerdings an, den Wegfall dieser Gebühr eckwert-
neutral zu kompensieren. Wie das auszusehen hat,
werden wir dann irgendwann vom Senat erfahren.

Wir haben zur Beratung des Gesetzentwurfes eine
sehr schöne Synopse mit der Gegenüberstellung der
wichtigsten Änderungen im Vergleich altes gegen
neues Gesetz vom zuständigen Referat des Ressorts
bekommen. Herr Senator Hattig, dafür möchte ich
mich im Namen des Ausschusses herzlich bedan-
ken, weil das hilfreich für die Beratung im Ausschuss
war. Das Ressort hat dann noch um redaktionelle
Änderungen gebeten, Sie können das aus unserer
Drucksache entnehmen, um die Begriffsbestimmung
„Hafen“ in dem Gesetz eindeutig zu formulieren.

Es gibt aber auch neue Regelungen, ich möchte
auf zwei aufmerksam machen. Erstmalig wird in ei-
nem Landesgesetz bei uns der Schleppereinsatz und
das Vertäuen in den bremischen Häfen geregelt. Das
gab es bisher noch nicht. Bisher gab es als rechtli-
che Grundlage dazu bestimmte Verordnungen. Nun
ist es auf gesetzlicher Ebene verankert und mit neu-
en Anforderungen an die Schleppassistenz und an
Vertäudienste im Lande Bremen verknüpft worden,
die dann durch eine besondere Rechtsverordnung
noch speziell näher erläutert werden sollen.

Meine Damen und Herren, dies wurde im Aus-
schuss auch angesichts der Entwicklung gerade im
Schlepperbereich begrüßt, da es doch vernünftig ist,
derartige Regelungen zu treffen. Voraussetzung ist
unter  anderem,  dass  entsprechende  Ortskenntnis
über  die  Hafenreviere  in  beiden  Stadtgemeinden
vorhanden sein müssen und andere wichtige Erfor-
dernisse.

Der Kollege Schramm hat bei den Beratungen im
Ausschuss zu Paragraph 17 des Entwurfs eine ab-
weichende Stellungnahme abgegeben. Dort geht es
um die Beleihung von der Festsetzung und Einzie-
hung von Hafenabgaben, die als Kannbestimmung
und nicht als zwingende Mussbestimmung formu-
liert worden ist. Deswegen haben wir sie auch mit-
getragen. Ansonsten haben alle Mitglieder des Aus-
schusses, auch der Kollege Schramm vom Bündnis
90/Die Grünen, dem Gesetzentwurf mit den Ände-
rungen einstimmig zugestimmt. Ich bitte Sie jetzt,
entsprechend in erster und zweiter Lesung ebenso
zu verfahren.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die allgemeine Aussprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Gemäß Paragraph 51 Absatz 7 unserer Geschäfts-
ordnung lasse ich zuerst über den Änderungsantrag
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des Ausschusses für Angelegenheiten der Häfen im
Lande  Bremen  mit  der  Drucksachen-Nummer  15/
512 abstimmen.

Wer dem Änderungsantrag des Ausschusses für
Angelegenheiten der Häfen im Lande Bremen mit
der  Drucksachen-Nummer  15/512  seine  Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Änderungsantrag zu.

(Einstimmig)

Jetzt lasse ich über das Bremische Hafenbetriebs-
gesetz mit der Drucksachen-Nummer 15/470 in ers-
ter Lesung abstimmen.

Wer das Bremische Hafenbetriebsgesetz unter Be-
rücksichtigung der soeben vorgenommenen Ände-
rungen in erster Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung mit Änderun-
gen.

(Einstimmig)

Jetzt hat der Redner der Koalition, Herr Töpfer,
die zweite Lesung beantragt. Das ist korrekt, Herr
Kollege? Dann lasse ich auch darüber abstimmen.

Wer  dem  Bremischen  Hafenbetriebsgesetz  in
zweiter Lesung seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz auch in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des Ausschusses für Angelegenheiten
der Häfen im Lande Bremen Kenntnis.

Studienreform und wissenschaftliche Weiter-
bildung beschleunigt voranbringen

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. November 2000

(Drucksache 15/527)

Meine Damen und Herren, auch hier hat es eine
interfraktionelle Vereinbarung gegeben, dass die-
ser Tagesordnungspunkt ausgesetzt wird.

Meine Damen und Herren, ich darf Sie dann zum
Schluss unserer heutigen Sitzung auf Folgendes auf-
merksam machen: Nachdem wir getagt haben, tagt
zum ersten Mal ab 1. Dezember 2000 hier im Ple-
narsaal und in den Räumen „Jugend im Parlament“.
Meine herzliche Bitte ist, dass Sie alles, was unter
den Tischen in den Fächern liegt, heraus- und mit
nach Hause nehmen. – Herzlichen Dank dafür!

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie Ihre Aufmerk-
samkeit, wenn es Ihre Zeit zulässt, in den drei Ta-
gen „Jugend im Parlament“ schenken.

Ich schließe die Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag).

(Schluss der Sitzung 17.26 Uhr)
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